
3. Beilage im Jahre 1972 zu den Sitzungsberichten 
des XXI. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 3

Gesetz
über das Dienstrecht der Gemeindebediensteten in der 

Hoheitsverwaltung (Gemeindebedienstetengesetz — GBedG.)

Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen:

I. Hauptstück
Allgem eine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich des Gesetzes

(1) Die Dienstverhältnisse der im Bereich 
der H oheitsverwaltung tätigen Dienstnehmer 
der Gemeinde —- im folgenden „Gemeinde­
bedienstete" genannt — sind nach den Be­
stimmungen dieses Gesetzes zu begründen, zu 
gestalten und zu beendigen.

(2) Auf die außerhalb des Bereiches der 
Hoheitsverwaltung tätigen Dienstnehmer der 
Gemeinde findet dieses Gesetz keine A nw en­
dung.

§ 2
Einteilung der Gemeindebediensteten

(1) Die Gemeindebediensteten gliedern sich 
in Gemeindebeamte, Gemeindeangestellte und 
Gemeindearbeiter.

(2) Gemeindebeamte sind Dienstnehmer, 
deren Dienstverhältnis durch Ernennung b e ­
gründet wird, unkündbar ist und Anspruch auf 
Ruhe- und Versorgungsgenuß nach diesem 
Gesetz gewährt.

(3) Gemeindeangestellte sind Dienstneh­
mer, deren Dienstverhältnis durch Ernennung 
begründet wird und kündbar ist. Es sind dies 
Gemeindebedienstete, die vorwiegend gei­
stige Arbeit oder eine körperliche Arbeit in 
besonders verantwortlicher Stellung verrichten 
und nicht zur Gruppe der Gemeindebeamten 
gehören. Sie haben keinen Anspruch auf Ruhe- 
und Versorgungsgenuß, doch ist ihnen bei 
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
eine Zusatzpension zu der aus der Sozialver­
sicherung gebührenden Pension zu gewähren.

(4) Gemeindearbeiter sind Dienstnehmer, 
deren Dienstverhältnis durch V ertrag  begrün­
det wird. Es sind dies Gemeindebedienstete, 
die vorwiegend körperliche Arbeit leisten.

§ 3
Dienstpostenplan

(1) Die Gemeindevertretung hat alljährlich 
einen Dienstpostenplan zu verfassen, aus dem 
die Zahl der im Bereiche der Hoheitsverwal­
tung benötigten Gemeindebeamten und Ge­
meindeangestellten sowie ihre Verteilung auf 
die einzelnen Verwendungsgruppen, Dienst­
zweige und Dienstklassen (Dienstpostengrup­
pen) zu entnehmen sind. Es kann  jedoch bei 
den Gemeindebeamten in der Verw endungs­
gruppe A die Zahl der Dienstposten der Dienst­
klassen III bis VI, in der Verw endungs­
gruppe B die Zahl der Dienstposten der 
Dienstklassen II bis V und in der V erw en­
dungsgruppe C die Zahl der Dienstposten der 
Dienstklassen I bis IV gemeinsam festgesetzt 
werden. Desgleichen können bei den Ge­
meindeangestellten die Dienstposten der 
Dienstpostengruppen 1 und 2 zusammengefaßt 
werden. Ferner ist im Dienstpostenplan die 
Zahl der ständigen Gemeindearbeiter auszu­
weisen.

(2) Der Dienstpostenplan hat alle Dienst­
posten zu enthalten, die für die Erfüllung der 
Pflichtaufgaben der Gemeinde unerläßlich sind, 
darüber hinaus nur solche, die einer spar­
samen und wirtschaftlichen Verwaltung der 
Gemeinde, insbesondere auch im Hinblick auf 
ihre Finanzkraft, angemessen sind. Die Dienst­
posten haben hinsichtlich der V erw endungs­
gruppe den Dienstposten vergleichbarer Lan­
desbediensteter zu entsprechen.

(3) Der Dienstpostenplan ist bis zum 1. N o­
vember des vorangehenden V erw altungsjah
res der Landesregierung vorzulegen.



§ 4
Dienstbehörde

Die Diensthoheit über die Gemeindebeam­
ten und Gemeindeangestellten ist durch die
Dienstbehörde (§ 128) auszuüben.

§ 5
Personalvertretung

(1) Eine durch Gesetz geschaffene Personal­
vertre tung der Gemeindebediensteten ist dazu 
berufen, bei dienstrechtlichen Maßnahmen die 
dienstlichen Interessen der Gemeindebedien­
steten im Rahmen dieses Gesetzes w ahrzu­
nehmen und zu fördern. Sie ist berechtigt
a) zur Mitwirkung bei dienstrechtlichen M aß­

nahmen, die sich auf die Gesamtheit oder 
einzelne Gruppen der Gemeindebedienste­
ten beziehen oder zwar nur einzelne Dienst­
nehmer betreffen, aber für die Gesamtheit 
oder einzelne Gruppen der Gemeinde­
bediensteten von grundsätzlicher Bedeu­
tung sind;

b) zur Beratung und V ertre tung von einzel­
nen Gemeindebediensteten in dienstrecht­
lichen Angelegenheiten auf deren Ersu­
chen;

c) zur Mitwirkung nach Maßgabe dieses Ge­
setzes bei der Einstufung eines Gemeinde­
beamten in eine höhere Dienstklasse an ­
läßlich der Aufnahme in das Beamtenver­
hältnis, bei der Festsetzung der Vergütung 
für Naturalleistungen, bei Dienststraf­
sachen und bei der Entlassung eines G e­
meindea ngestellten;

d) zur Erstattung von Vorschlägen für dienst- 
rechtliche Maßnahmen, die sich auf die Ge­
samtheit oder auf einzelne Gruppen der 
Gemeindebediensteten beziehen;

e) zu Anregungen kultureller oder sozialer 
Art sowie zu Anregungen, welche geeignet 
sind, die Leistungen des Dienstbetriebes 
zu steigern oder eine V erbesserung der 
gesundheitlichen Verhältnisse im Bereich 
der Dienstausübung herbeizuführen.

(2) W enn die Dienstbehörde Maßnahmen 
der im Abs. 1 lit. a bezeichneten Art beabsich­
tigt, hat sie vor Inkraftsetzung dieser M aß­
nahmen die Personalvertretung zu hören. Falls 
die Anhörung nicht mit Zustimmung der Per­
sonalvertretung mündlich erfolgt, ist für die 
Abgabe der schriftlichen Stellungnahme eine 
angemessene Frist zu setzen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muß. W enn es jedoch 
öffentliche Interessen erfordern, hat die Dienst­
behörde eine kürzere Frist für die Stellung­
nahme der Personalvertre tung zu bestimmen.

II. Hauptstück 
Gemeindebeamte

1. Abschnitt
Dienstverhältnis der Gemeindebeamten

§ 6
Verwendungsgruppen, Dienstzweige, 

Dienstklassen

(1) Die Dienstposten der Gemeindebeam­
ten gliedern sich in folgende Verw endungs­
gruppen:
Verw.-Gr. A — Höherer Dienst — für leitende 

oder sonst besonders ve ran t­
wortungsvolle Tätigkeiten gei­
stiger Art, zu deren Verrich­
tung eine abgeschlossene Hoch­
schulbildung Voraussetzung ist. 

Verw.-Gr. B — Gehobener Dienst — für Tätig­
keiten geistiger Art, zu deren 
Verrichtung eine abgeschlos­
sene Schulbildung an einer hö­
heren Schule Voraussetzung 
ist.

Verw.-Gr. C — Fachdienst — für Tätigkeiten 
geistiger Art, die auf Grund 
allgemeiner Anweisungen über­
wiegend selbständig durchzu­
führen sind und zu deren V er­
richtung eine unter dem Bil­
dungsstand einer höheren 
Schule liegende fachliche A us­
bildung oder gleichwertige Be­
rufserfahrung erforderlich ist. 

Verw.-Gr. D — Mittlerer Dienst — für Tätig­
keiten, die nicht den V erw en­
dungsgruppen A — C zuzu­
ordnen sind, zu deren Verrich­
tung jedoch einschlägige Kennt­
nisse oder Fertigkeiten erfor­
derlich sind, die in einer län­
geren Ausbildung oder in einer 
gleichwertigen längeren Ein­
arbeitungszeit erworben w er­
den.

Verw.-Gr. E — Hilfsdienst — für Tätigkeiten, 
zu deren Verrichtung keine 
oder nur eine kurzfristige A us­
bildung oder Einarbeitungszeit 
erforderlich ist.

(2) In jeder Verwendungsgruppe sind die 
Dienstposten mit gleichartigen Anstellungs­
erfordernissen zu Dienstzweigen zusammen­
zufassen. Die Dienstzweige sind durch V er­
ordnung der Landesregierung festzusetzen. 
Die Landesregierung hat hiebei un ter  Berück­
sichtigung der mit den einzelnen Dienstzwei­
gen verbundenen Aufgaben die Art der nach­
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zuweisenden Schul- oder Fachausbildung zu 
bestimmen. Ferner hat die Landesregierung 
in dieser Verordnung eine einschlägige V er­
wendung vorzuschreiben, wenn dies für die 
Dienstleistung in einem bestimmten Dienst­
zweig zweckmäßig ist.

(3) Die Dienstposten sind außer zu Dienst­
zweigen zu folgenden Dienstklassen zusam­
menzufassen:
ln der Verwendungsgruppe A

zu den Dienstklasisen III bis VIII 
in der Verwendungsgruppe B

zu den Dienstklassen II bis VII 
in der Verwendungsgruppe C 

zu den Dienstklassen I bis VI 
in der Verwendungsgruppe D 

zu den Dienstklassen I bis IV 
in der V erwendungsgruppe E 

zu den Dienstklassen I bis III.

§ 7
Personalstandesverzeichnis

(1) W enn dem Personals.tand einer Ge­
meinde mindestens zehn Gemeindebeamte 
angehören, ist über alle Gemeindebeamten 
ein nach Verwendungsgruppen, Dienstzwei­
gen und Dienstklassen gegliedertes Personal­
standesverzeichnis zu führen und alljährlich 
mit dem Stand vom 1. Jänner  abzuschließen. 
Im Personalstandesverzeichnis sind jedenfalls 
der Zuname, Vorname und Titel, das Geburts­
datum, der Vorrückungsstichtag (§ 11) und 
die Einstufung des Gemeindebeamten anzu­
führen. Innerhalb der einzelnen Dienstklassen 
sind die Gem eindebeam ten entsprechend 
ihrem Dienstrang (§ 39) zu reihen.

(2) Dem Gemeindebeamten ist auf V er­
langen in das Personalstandesverzeichnis Ein­
sicht zu gewähren. W ird  das Personalstandes­
verzeichnis vervielfältigt, so ist es dem Ge
meinedebeamten auf V erlangen gegen Ersatz 
der Kosten auszufolgen.

§ 8
Aufnahme in das Beamtenverhältnis

(1) Die Aufnahme in das Beam tenverhält­
nis erfolgt durch Ernennung auf einen im 
Dienstpostenplan vorgesehenen und noch 
nicht besetzten Dienstposten.

(2) Die Aufnahme eines Gemeindebeamten 
auf einen im Dienstpostenplan nicht vo rg e ­
sehenen Diens.tposten ist rechtsunwirksam, 
außer wenn dafür ein im Dienstpostenplan 
vorgesehener Dienstposten einer höheren 
Dienstklasse desselben Dienstzweiges unbe­
setzt bleibt.

(3) Bei der Besetzung frei werdender 
Dienstposten sind unter Bedachtnahme auf

eine zweckmäßige ALtersstufung bei sonst 
gleichen V oraussetzungen vor allem geeig­
nete Bedienstete der Gemeinde zu berück­
sichtigen.

§ 9
Allgem eine Anstellungserfordernisse

(1) In das Beamtenverhältnis darf nur 
aufgenommen werden, w er volljährig ist, die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitz!, ein 
ehrenhaftes Vorleben aufweist, zur Erfüllung 
des Dienstes moralisch, geistig und körper­
lich geeignet ist und durch mindestens vier 
Jahre  bei einer Vorarlberger Gemeinde oder 
beim Land V orarlberg Dienst geleistet hat. 
Vom Erfordernis einer solchen Dienstleistung 
kann  aus dienstlichen Gründen ganz oder 
teilweise Nachsicht gewährt werden, wenn ein 
gleich geeigneter Bewerber, der allen Erfor­
dernissen entspricht, nicht vorhanden  ist.

(2) In das Beamtenverhältnis kann insbe­
sondere nicht aufgenommen werden, wer
a) nicht voll handlungsfähig ist,
b) auf Grund einer gesetzlichen Bestimmung 

kein öffentliches Amt bekleiden kann,
c) wegen eines aus Gewinnsucht begangenen 

oder gegen die öffentliche Sittlichkeit v e r ­
stoßenden Vergehens oder w egen einer 
solchen Übertre tung als vorbestraft gilt,

d) auf Grund eines noch nicht mehr als zehn 
Jahre  zurückliegenden Dienststraferkennt­
nisses aus einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis entlassen worden ist.
(3) W er das 40. Lebensjahr vollendet hat 

und zu diesem Zeitpunkt noch nicht zehn Jahre  
im Dienst der Gemeinde stand, darf nur aus­
nahmsweise in das Beamtenverhältnis aufge­
nommen werden, wenn die Besetzung eines 
Dienstpostens dringend erforderlich und kein 
geeigneter Bewerber, der alle V oraussetzun­
gen erfüllt, vorhanden  ist.

(4) Ehegatten, V erwandte  in gerader Linie, 
W ahlverwandte, Seitenverwandte  und V er­
schwägerte bis zum zweiten Grad dürfen nicht 
in das Beamtenverhältnis aufgenommen w er­
den, wenn sie in das Verhältnis der dienst­
lichen ü ber-  oder Unterordnung zu einem 
diesem Personenkreis angehörenden Gemein­
debediensteten  tre ten  würden. Tritt ein sol­
ches Verhältnis erst nach der Aufnahme ein, 
so ist der Gefährdung dienstlicher Interessen 
auf geeignete Art, womöglich durch eine 
andere Diensteinteilung ohne Beeinträchti­
gung der dienstlichen Ansprüche des betrof­
fenen Gemeindebeamten, vorzubeugen.

§ 10
Besondere Anstellungserfordernisse

(1) Für die Ernennung auf einen Dienst­
posten der V erw endungsgruppe A ist abge­



schlossene Hochschulbildung, für die Ernen­
nung auf einen Dienstposten der V erw en­
dungsgruppe B abgeschlossene Schulbildung 
an einer höheren  Schule Voraussetzung. 
Welches Studium an einer Hochschule oder 
an einer höheren Schule nachzuweisen ist, 
richtet sich nach dem Dienstzweig, dem der 
zu verleihende Dienstposten angehört. Eine 
Nachsicht der für die Verwendungsgruppen 
A und B vorgeschriebenen Schulbildung ist 
nicht zulässig.

(2) Voraussetzung für die Ernennung auf 
Dienstposten der V erw endungsgruppen A bis 
D ist ferner die erfolgreiche Ablegung einer 
Dienstprüfung. Durch die Dienstprüfung sind 
die erforderlichen Kenntnisse für die V erw en­
dung in dem vorgesehenen  Dienstzweig nach­
zuweisen. Die Dienstprüfung hat aus einem 
schriftlichen und aus einem mündlichen Teil 
zu bestehen und ha.t sich auf jene Prüfungs­
gegenstände zu erstrecken, die sich nach den 
Erfordernissen der einzelnen Dienstzweige 
ergeben. W enn die Besetzung eines Dienst­
postens dringend erforderlich ist, ist die Er­
nennung auf diesen Dienstposten unter der 
Auflage zulässig, eine vorgeschriebene Dienst­
prüfung innert einer angemessenen Frist, 
die zwei Jahre  nicht überste igen darf, nach­
zuholen. Eine einmalige V erlängerung dieser 
Frist bis zu zwei Jah ren  ist möglich. Wird 
die vorgeschriebene Dienstprüfung nicht in­
nerhalb der gesetzten Frist mit Erfolg nachge­
holt, so ist die Ernennung mit Ablauf der 
Frist rechtsunwirksam. Die näheren  Bestim­
mungen über die Zulassung zur Dienstprüfung, 
über Prüfungsgegenstände, Bildung und Zu­
sammensetzung der Prüfungskommission, 
Durchführung der  Dienstprüfung, Bewertung 
des Prüfungsergebnisses, W iederholung von 
Dienstprüfungen und über die allfällige A n­
erkennung anderer Prüfungen hat die Landes­
regierung durch V erordnung zu erlassen.

(3) Vom Mangel eines besonderen A n ­
stellungserfordernisses kann aus dienstlichen 
Gründen Nachsicht erteilt werden, wenn ein 
gleich geeigneter Bewerber, der allen Erfor­
dernissen entspricht, nicht vorhanden  ist und 
die Erteilung der Nachsicht nicht durch beson­
dere Bestimmungen ausgeschlossen ist.

§ 11
Einstufung

(1) Der Gemeindebeamte ist bei der Auf­
nahme in das Beamtenverhältnis in jene V er­
w endungsgruppe einzustufen, die auf Grund 
seiner Tätigkeit gemäß § 6 Abs. 1 für ihn in 
Betracht kommt. Bei verschiedenartigen Auf­
gabenbereichen ist für die Einstufung die über­
wiegend auszuübende Tätigkeit maßgebend.

(2) Der Gemeindebeamte ist in jene Dienst­
klasse und Gehaltsstufe der für ihn in Betracht 
kommenden Verwendungsgruppe einzustufen, 
die sich auf Grund des Vorrückungsstichtages 
und der ab diesem Zeitpunkt durchzuführen­
den Vorrückungen in höhere Gehaltsstufen 
und Zeitvorrückungen in höhere Dienstklas­
sen ergeben. Mit den Vorrückungen ist in der 
niedrigsten Dienstklasse und Gehaltsstufe der  
Verwendungsgruppe des Gemeindebeamten 
zu beginnen.

(3) Der Vorrückungsstichtag ist in der 
W eise zu ermitteln, daß dem Tag der Auf­
nahme in das Beamtenverhältnis die zwischen 
dem der  Vollendung des 18. Lebensjahres vo r­
angehenden Tag und dem Aufnahmetag l ie ­
genden Zeiträume nach Maßgabe der Abs. 4 
bis 7 vorangesetzt werden.

(4) Nachstehende Zeiten sind dem Auf­
nahm etag zur Gänze voranzusetzen:
a) die Zeit in einem Dienstverhältnis zur Ge­

meinde oder zu einer anderen inländischen 
Gebietskörperschaft, sofern das Beschäfti­
gungsausmaß mindestens die Hälfte des 
vollen Ausmaßes betrug;

b) die Zeit einer Präsenzdienstleistung nach 
den bundesrechtlichen Vorschriften;

c) die Zeit der Gerichtspraxis und der nach 
den gesetzlichen Vorschriften über die 
ärztliche Berufsausübung im Inland vorge­
schriebenen praktischen Tätigkeit an einer 
zugelassenen Ausbildungsstä tte ;

d) die Zeit einer Verwendung oder Ausbil­
dung, die über die gemeinsamen Erforder­
nisse für die Erlangung von Dienstposten 
einer bestimmten Verwendungsgruppe hin­
aus für den Dienstzweig vorgeschrieben 
ist, in den der Gemeindebeamte aufgenom­
men wird;

e) bei Gemeindebeamten, die in die V er­
w endungsgruppen B oder A aufgenommen 
werden, die Zeit des erfolgreichen Stu­
diums an einer höheren Schule bis zu dem 
Zei.tpunkt, an dem der Gemeindebeamte 
den Abschluß dieser Ausbildung auf Grund 
der schulrechtlichen Vorschriften frühestens 
hätte  erreichen können;

f) bei Gemeindebeamten, die in die V erw en­
dungsgruppe A aufgenommen werden, die 
Zeit eines abgeschlossenen Studiums an 
einer Hochschule oder einer staatlichen 
Kunstakademie, das für den Gemeinde­
beam ten Anstellungserfordernis is.t, bis zu 
nachstehendem Höchstausmaß:
1. sieben Jahre: Chemie, Nachrichtentech­

nik und Elektrotechnik,
2. sechs Jahre: Bauingenieurwesen, M edi­

zin, Schiffstechnik und technische 
Chemie,
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3. fünfeinhalb Jahre: Physik, Architektur, 
Maschinenbau, technische Physik, W ir t
schaftsingenieurwesen, Kulturtechnik, 
Bergwesen, Erdölwesen,

4. fünf Jahre: Psychologie, Tierheilkunde, 
Feuerungs- und Gastechnik, V erm es­
sungstechnik, Forstwirtschaft,

5. viereinhalb Jahre: alle übrigen Studi­
enrichtungen;

g) andere als in lit. a bis f genannte Zeiten 
einer Tätigkeit oder eines Studiums, sofern 
diese Tätigkeit oder das Studium für die 
V erw endung des Gemeindebeamten von 
besonderer Bedeutung ist.
(5) Die Zeit einer beruflichen Tätigkeit, die 

im Abs. 4 nicht angeführt ist, ist dem Auf­
nahmetag zur Hälfte voranzusetzen.

(6) Sofern die im Abs. 4 lit. a, f und g 
und Abs. 5 angeführten Zeiten vor dem A b­
schluß der Schulbildung liegen, die für die 
Verwendungsgruppe, in die der Gemeinde­
beamte aufgenommen wird, vorgeschrieben ist, 
sind sie in sinngemäßer Anwendung der Be­
stimmungen des § 63 vor der Voransetzung 
um das bei einer Uberstellung vorgesehene 
Ausmaß zu kürzen.

(7) Die mehrfache Berücksichtigung ein 
und desselben Zeitraumes ist unzulässig. 
Nicht zu berücksichtigen ist ferner die Zeit 
einer Präsenzdienstleistung, soweit sie in den 
im Abs. 4 lit. f angeführten Zeitraum fällt.

(8) W enn ein Dienstposten dringend zu 
besetzen ist und die Anstellung eines geeig­
neten  Bewerbers für diesen Dienstposten nur 
durch die G ew ährung höherer  Bezüge erreicht 
werden kann, ist es zulässig, den Gemeinde­
beamten bei der Aufnahme in das Beamten­
verhältnis in eine höhere Dienstklasse der 
für ihn in Betracht kommenden V erw endungs­
gruppe zu ernennen; hiebei ist auf die b ishe­
rige Berufslaufbahn und die künftige V erw en­
dung Bedacht zu nehmen. Vor der Einstufung 
eines Gemeindebeamten in eine höhere 
Dienstklasse ist die Personalvertretung anzu­
hören.

§ 12
Ernennungsdekret

(1) ü b e r  die Ernennung zum Gemeindebe­
amten ist ein Dekret auszufertigen.

(2) Im Ernennungsdekret sind anzuführen:
a) der Beschluß der Gemeindevertretung 

über die Ernennung;
b) der Tag, an dem die Ernennung wirksam 

wird;
c) die Feststellung, daß es sich um die Auf­

nahme in das Gemeindebeamtenverhältnis 
handelt;

d) Verwendungsgruppe, Dienstzweig und 
Dienstklasse, denen der verliehene Dienst­
posten angehört;

e) der verliehene Amtstitel;
f) der Vorrückungsstichtag, die Gehaltstufe 

und der Zeitpunkt der nächsten Vorrük- 
kung;

g) die Höhe der Bezüge;
h) der Hinweis, daß auf das Dienstverhältnis 

im übrigen die Bestimungen dieses Ge­
setzes und die zu seiner Durchführung 
erlassenen Verordnungen in ihrer jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden sind.

§ 13
Angelobung

(1) Der Gemeindebeamte hat anläßlich 
seiner Ernennung in die Hand des Bürger­
meisters oder des von ihm Beauftragten zu 
geloben, die Verfassung und die übrigen Ge­
setze gewissenhaft zu beachten, das W ohl der 
Gemeinde jederzeit zu fördern, alles zu un ter­
lassen, was dem W ohl der Gemeinde w ider­
spricht und die Pflichten eines Gemeindebe­
amten gewissenhaft zu erfüllen. Uber diese 
Angelobung ist eine Niederschrift aufzu­
nehmen.

(2) W enn der Gemeindebeamte die A nge­
lobung verweigert, ist die Ernennung rechts­
unwirksam.

§ 14
Dienstzeit

Die Dienstzeit des Gemeindebeamten be ­
ginnt mit dem im Ernennungsdekret festge­
setzten Tag, mangels einer solchen Festsetzung 
an dem Tage, an welchem der Dienst tatsäch­
lich angetreten  oder — im Falle der Über­
nahme aus dem kündbaren  in das unkündbare 
Dienstverhältnis — das Ernennungsdekret 
zugestellt wird.

§ 15
Standesausweis, Personalakt

(1) ü b e r  jeden Gemeindebeamten ist ein 
Standesausweis zu führen, der zu enthalten 
hat:
a) Zuname und Vorname, Geburtsdatum, Ge­

burtsort, Religionsbekenntnis, Familien­
stand, Wohnungsanschrift;

b) Verwandtschafts- und Schwägerschaftsver­
hältnisse der im § 9 Abs. 4 genannten Art 
zu anderen Gemeindebediensteten;

c) Studien, Dienstprüfungen, Fachprüfungen, 
Sprachkenntnisse und andere Kenntnisse;

d) Präsenzdienstzeiten;
e) Daten der Anstellung, Tag des Dienst­

antrittes, der Angelobung;
f) V erwendungsgruppe und Dienstzweig;
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g) Dienstklasse und Amtstitel;
h) Vorrückungsstichtag, Beförderungen;
i) Art und Dauer der jeweiligen dienstlichen 

Verwendung;
j) erteilte Sonderurlaube;
k) Dienstbeurteilungen und die auf Grund 

einer auf „genügend" oder „nicht genü­
gend" lautenden Beurteilung allenfalls ge­
troffenen Verfügungen;

l) Dienststrafen und Tilgungsvermerke;
m) Versetzung in den zeitlichen oder dauern­

den Ruhestand;
n) Auflösung des Dienstverhältnisses;
o) Anmerkungen, insbesondere Kriegsbeschä­

digung, A nerkennungen für besondere 
Leistungen, für außergewöhnliche Arbeiten 
und Verdienste um die Gemeinde, Befä­
higung zu einer leitenden Stelle.
(2) Der Gemeindebeamte hat jederzeit das 

Recht, in seinen Standesausweis Einsicht zu 
nehmen und sich aus demselben Abschriften 
anzufertigen. Dasselbe Recht steht auf Ersu­
chen des Gemeindebeamten auch der Personal­
vertre tung zu (§ 5 Abs. 1 lit. b).

(3) Ergeben sich Zweifel über die Richtig­
keit der im Standesausweis enthaltenen Anga­
ben, so hat der Gemeindebeamte auf V erlan­
gen die zur Klarstellung erforderlichen 
Schriftstücke vorzulegen.

(4) Alle die Person und das Dienstverhält­
nis des Gemeindebeamten betreffenden Ur­
kunden und Schriftstücke sind in einem fort­
laufend geführten Personalakt zu sammeln.

§ 16
Dienstbeurteilung

(1) Die Dienstleistung und das Verhalten 
des Gemeindebeamten sind zu beurteilen:
a) während der ersten drei Kalenderjahre 

nach Aufnahme in das Beamtenverhältnis 
alljährlich;

b) während der weiteren  sechs Kalender­
jahre alle zwei Jahre;

c) wenn die letzte Dienstbeurteilung nicht 
mindestens auf „gut" lautet, alljährlich und 
zwar so lange, bis sich diese auf minde­
stens „gut" gehoben hat;

d) auf Verlangen der Dienstbehörde, wenn 
eine Dienstbeurteilung im Zusammenhang 
mit einer dienstrechtlichen M aßnahme er­
forderlich ist;

e) auf Verlangen des Gemeindebeamten, 
wenn er geltend macht, daß seine letzte 
Dienstbeurteilung nicht mehr entspricht.
(2) Grundlage für die Dienstbeurteilung 

bildet die Dienstbeschreibung, die vom Bürger­
meister zu verfassen ist. Die Dienstbeschrei­
bung hat sich auf den Zeitraum seit der

letzten Dienstbeurteilung, wenn aber eine 
Dienstbeurteilung noch nicht erfolgt ist oder 
schon länger als drei Jahre  zurückliegt, auf 
einen Zeitraum von längstens drei Kalender­
jahren  zu erstrecken. W enn sich die Dienst­
leistung und das Verhalten des Gemeinde­
beam ten seit der letzten Dienstbeurteilung 
nicht oder nur unwesentlich geändert haben, 
kann sich die Dienstbeschreibung auf einen 
Hinweis auf die letzte Dienstbeschreibung 
beschränken. Ein solcher Hinweis ist nur 
zweimal nacheinander zulässig.

(3) Die Dienstbeschreibung hat alle für die 
Dienstbeurteilung bedeutsamen Umstände so­
wie einen Vorschlag für die Dienstbeurteilung 
zu enthalten, ln  der Dienstbeschreibung sind 
zu berücksichtigen:
a) die fachlichen Kenntnisse, insbesondere 

der zur Amtsführung notwendigen V or­
schriften;

b) die Fähigkeiten und die Auffassung;
c) Fleiß, Ausdauer, Gewissenhaftigkeit, V er­

läßlichkeit, Verantwortungsbewußtsein und 
Arbeitstempo;

d) Bewährung im Parte ienverkehr und A ußen­
dienst;

e) Ausdrucksfähigkeit (schriftlich und münd­
lich) ;

f) Verhalten im Dienst, insbesondere Beneh­
men gegenüber Vorgesetzten und Mitarbei­
tern sowie Verhalten außerhalb des Dien­
stes, sofern Rückwirkungen auf den Dienst 
eintreten;

g) bei Gemeindebeamten, die sich auf einem 
leitenden Dienstposten befinden oder deren 
Berufung auf einen solchen Posten in Frage 
kommt, die Eignung hiezu;

h) sonstige für die Dienstbeurteilung maßgeb­
liche Umstände;

i) Art und Erfolg der Verwendung.
(4) Auf Grund der Dienstbeschreibung hat 

die Dienstbeurteilungskommission für Ge­
meindebedienstete die Dienstbeurteilung fest­
zusetzen. Hält die Dienstbeurteilungskommis­
sion ergänzende Aufklärungen für geboten, 
so hat sie die nötigen Erhebungen vorzuneh­
men.

(5) Die Dienstbeurteilung hat wie folgt zu
lauten:
a) „ ausgezeichnet", bei hervorragender Dienst­

leistung;
b) „sehr gut", bei überdurchschnittlicher 

Dienstleistung;
c) „gut", bei durchschnittlicher Dienstleistung;
d) „genügend", wenn das zur ordnungsgemä­

ßen Versehung des Dienstes unerläßliche 
Mindestmaß an Leistung erreicht wird;

e) „nicht genügend", wenn das zur ordnungs­
gemäßen Versehung des Dienstes unerläß-
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liehe Mindestmaß an Leistung nicht er­
reicht wird.
(6) Ist gegen den Gemeindebeamten wegen 

eines in den Beurteilungszeitraum fallenden 
Verhaltens ein Dienststrafverfahren eingelei­
tet worden, so ist das Dienstbeurteilungsver­
fahren bis zur rechtskräftigen Beendigung des 
Dienststrafverfahrens zu unterbrechen.

(7) Der Gemeindebeamte ist von der 
Dienstbeurteilung schriftlich in Kenntnis zu 
setzen. Er hat binnen zwei Wochen nach Zu­
stellung der Dienstbeurteilung das Recht, ge­
gen die Dienstbeurteilung schriftliche Vorstel­
lung zu erheben. Uber die Vorstellung hat die 
Dienstbeurteilungskommission nach Durchfüh­
rung der allenfalls erforderlichen Erhebungen 
zu entscheiden. W ird der Vorstellung nicht 
vollinhaltlich Rechnung getragen, ist der Be­
scheid zu begründen. Gegen den Bescheid ist 
die Berufung zulässig, die binnen zwei W o­
chen nach Zustellung bei der Dienstbeurtei­
lungskommission schriftlich einzubringen ist. 
ü b e r  die Berufung hat die Dienstbeurteilungs­
oberkommission für Gemeindebedienstete zu 
entscheiden, gegen deren Bescheid eine w ei­
tere Berufung unzulässig ist. Der Berufungs­
bescheid ist zu begründen.

(8) Die Dienstbeurteilungskommission für 
Gemeindebedienstete besteht aus dem Bürger­
meister als Vorsitzenden und zwei Gemeinde­
räten als Beisitzern.

(9) Die Dienstbeurteilungsoberkommission 
für Gemeindebedienstete ist bei der Bezirks­
verwaltungsbehörde eingerichtet und besteht 
aus einem rechtskundigen Beamten dieser Be­
hörde als Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 
Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der 
Dienstbeurteilungsoberkommission für Ge­
meindebedienstete sind von der Landesregie­
rung auf die Dauer von drei Jahren  zu beste l­
len, wobei die Beisitzer Bürgermeister oder 
Mitglieder eines Gemeindevorstandes sein 
müssen. Einer allenfalls bestehenden, die 
Mehrzahl der Vorarlberger Gemeinden um­
fassenden Vereinigung steht hinsichtlich der 
Beisitzer ein Vorschlagsrecht zu. Zur Erstat­
tung der Vorschläge ist eine Frist von drei 
Wochen einzuräumen, nach deren fruchtlosem 
Ablauf die Landesregierung die Bestellung der 
Mitglieder (Ersatzmitglieder) durchführen 
kann, ohne an Vorschläge gebunden zu sein. 
Die von der Landesregierung bestellten Mit­
glieder und Ersatzmitglieder sind auszuschei­
den und für den Rest der Funktionsdauer 
durch neue zu ersetzen, wenn die V orausset­
zungen für ihre Bestellung nicht mehr gege­
ben sind.

(10) Die Dienstbeurteilungskommission und 
die Dienstbeurteilungsoberkommission für Ge­
meindebedienstete haben ihre Beschlüsse mit

Stimmenmehrheit zu fassen. Hinsichtlich der 
Befangenheit gelten die Bestimmungen des 
§ 7 AVG. 1950.

(11) Die Mitglieder der Dienstbeurteilungs­
kommission und der Dienstbeurteilungsober­
kommission für Gemeindebedienstete sind in 
Ausübung dieses Amtes selbständig und u n ­
abhängig.

§ 17
Beförderung

(1) Der Gemeindebeamte kann befördert 
werden:
a) bei mindestens guter Dienstbeurteilung 

durch Ernennung auf einen Dienstposten 
der nächsthöheren Dienstklasse seiner V e r­
wendungsgruppe;

b) bei mindestens sehr guter Dienstbeurtei­
lung oder bei erfolgreicher Ablegung der 
Dienstprüfung mit überdurchschnittlichem 
Prüfungsergebnis, ferner durch vorzeitige 
Einreihung in die nächsthöhere Gehalts­
stufe seiner Dienstklasse.
(2) Die Landesregierung hat die V oraus­

setzungen für die Beförderung von Gemeinde­
beamten durch Verordnung festzusetzen. Sie 
hat hiebei auf die Dauer der Dienstzeit, auf 
die Beurteilung der Dienstleistung und bei 
Gemeindebeamten höherer Dienstklassen auch 
auf die Art der Verwendung Bedacht zu neh­
men. Ein Rechtsanspruch auf Beförderung kann 
aus dieser Verordnung nicht abgeleitet w er­
den.

(3) Beförderungen auf Dienstposten einer 
höheren Dienstklasse sind nur zum 1. Jänner  
und 1.  Juli zulässig. Eine rückwirkende Be­
förderung auf einen Dienstposten einer höhe­
ren Dienstklasse ist rechtsunwirksam. Ferner 
ist eine Beförderung gemäß Abs. 1 lit. a auf 
einen im Dienstpostenplan nicht vorgesehenen 
Dienstposten unzulässig, außer wenn dafür 
ein im Dienstpostenplan vorgesehener Dienst­
posten einer höheren Dienstklasse desselben 
Dienstzweiges unbesetzt bleibt. Eine Beförde­
rung gemäß Abs. 1 lit. b darf in ein und der­
selben Dienstklasse höchstens zweimal erfol­
gen.

(4) Die Beförderung des Gemeindebeamten 
ist unzulässig, solange er vom Dienst entho­
ben ist oder gegen ihn ein Dienststrafverfah­
ren oder strafgerichtliches V erfahren läuft 
oder seine Bezüge auf Grund eines Dienst­
straferkenntnisses verm indert sind.

§ 18
Überstellung in andere Verwendungsgru ppen 

oder Dienstzweige

(1) Der Gemeindebeamte kann  durch Er­
nennung auf einen Dienstposten einer anderen
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Verwendungsgruppe oder eines anderen 
Dienstzweiges in diese Verwendungsgruppe 
oder diesen Dienstzweig überstellt werden, 
wenn die hiefür in § 8 Abs. 1 und 2 und § 10 
festgelegten Voraussetzungen gegeben sind.

(2) Die Zulassung zu einer Dienstprüfung, 
von deren erfolgreicher Ablegung die Über­
stellung in eine höhere Verwendungsgruppe 
oder in einen anderen Dienstzweig abhängt, 
darf einem Gemeindebeamten, der die allge­
meinen Bedingungen für die Zulassung zu 
dieser Prüfung erfüllt, nicht verw eigert  w er­
den. Aus der Ablegung einer solchen Prüfung 
kann ein Recht auf die Überstellung in die 
höhere Verwendungsgruppe oder in einen 
anderen Dienstzweig aber nicht abgeleitet 
werden.

(3) Die Uberstellung des Gemeindebeamten 
in eine niedrigere V erwendungsgruppe ist nur 
mit seiner schriftlichen Zustimmung zulässig. 
Dies gilt nicht, wenn die Überstellung des 
Gemeindebeamten in eine niedrigere V erw en­
dungsgruppe auf Grund eines Dienststraf­
erkenntnisses durchzuführen ist.

(4) Die Überstellung in eine höhere V er­
wendungsgruppe ist unzulässig, solange der 
Gemeindebeamte vom Dienst enthoben ist 
oder gegen ihn ein Dienststrafverfahren oder 
strafgerichtliches V erfahren läuft oder seine 
Bezüge auf Grund eines Dienststraferkennt­
nisses vermindert sind.

§ 19
Präsenzdienst beim Bundesheer

(1) Durch die Einberufung zum Präsenz­
dienst bleibt das Dienstverhältnis des Ge­
meindebeamten in seinem Bestände unberührt. 
W ährend der Zeit der Dienstfreistellung aus 
Anlaß des Präsenzdienstes ruhen jedoch die 
Verpflichtung des Gemeindebeamten zur 
Dienstleistung und die Verpflichtung der Ge­
meinde zur Zahlung jedw eder aus dem Dienst­
verhältnis gebührenden Bezüge. Der Lauf von 
Fristen für die Geltendmachung von A nsprü­
chen aus dem Dienstverhältnis wird durch den 
Präsenzdienst gehemmt. Die Hemmung be­
ginnt mit dem Tag, für den der Gemeinde­
beamte zum Präsenzdienst einberufen ist, und 
endet mit dem Tag seiner Entlassung aus dem 
Präsenzdienst.

(2) Der Gemeindebeamte hat die Einberu­
fung zum Präsenzdienst un ter  Angabe des 
Ortes und der Dauer der Präsenzdienstleistung 
innert sechs W erktagen  nach Zustellung des 
besonderen Einberufungsbefehles oder nach 
Bekanntmachung des allgemeinen Einberu­
fungsbefehles der Dienstbehörde zu melden. 
Liegen zwischen der Einberufung und dem 
Antritt des Präsenzdienstes weniger als sechs

W erktage, so ist die Meldung spätestens am 
Tage vor dem Antritt des Präsenzdienstes zu 
erstatten. Ist ein Gemeindebeamter aus Grün­
den, die nicht von ihm zu vertre ten  sind, an 
der rechtzeitigen Erstattung der Meldung v e r ­
hindert, so hat er die Meldung unmittelbar 
nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachzu­
holen.

(3) W ird  die Dauer des Präsenzdienstes 
während dessen Ableistung über das im Zeit­
punkt des Antrittes des Präsenzdienstes be ­
kannte Ausmaß hinaus verlängert, so hat der 
Gemeindebeamte dies innerhalb von sechs 
W erktagen  nach Kenntnis der Verlängerung 
der Dienstbehörde zu melden.

(4) Nach Beendigung des Präsenzdienstes 
hat der Gemeindebeamte den Dienst binnen 
sechs W erktagen  wieder anzutreten.

(5) Der Gemeindebeamte ist auf seinen A n­
trag für die Zeit der Teilnahme an einer In­
spektion oder Instruktion auf Grund der w eh r­
rechtlichen Vorschriften unter Fortzahlung der 
Bezüge vom Dienst freizustellen.

§ 20
Enthebung vom Dienst

(1) Die Dienstbehörde hat den Gemeinde­
beamten vom Dienst zu entheben, w enn sich 
der Gemeindebeamte Verfehlungen von sol­
cher Art oder Schwere zuschulden kommen 
ließ oder derartiger Verfehlungen verdächtig 
ist, daß seine weitere Dienstleistung den In ter­
essen des Dienstes abträglich wäre.

(2) Solange ein Gemeindebeamter wegen 
eines gegen ihn anhängigen Strafgerichts­
- oder Dienststrafverfahrens vom Dienst en t­
hoben ist, sind ihm die Bezüge nur zu zwei 
Drittel auszuzahlen. Die zurückbehaltenen Be­
züge sind dem Gemeindebeamten nachträglich 
auszuzahlen, wenn das gegen ihn durch­
geführte Verfahren nicht zu einer gericht­
lichen Strafe oder zu einer schwereren Dienst­
strafe als zu einem Verweis geführt hat, sonst 
sind sie verfallen. Im übrigen hat die Ent­
hebung vom Dienst eine Minderung der Be­
züge mit Ausnahme der Nebenbezüge nicht 
zur Folge. Der Lauf der Dienstzeit und die 
Vorrückung in höhere Bezüge wird durch sie 
in keinem Fall gehemmt.

(3) Die Enthebung vom Dienst ist aufzu­
heben, wenn die Umstände, die sie veranlaßt 
haben, weggefallen sind, ohne zur Versetzung 
in den Ruhestand oder zur Auflösung des 
Dienstverhältnisses geführt zu haben.

§ 21
Zeitlicher Ruhestand

(1) Der Gemeindebeamte ist in den zeit­
lichen Ruhestand zu versetzen, wenn er schon
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ein Jah r  lang ununterbrochen oder im V er­
laufe von höchstens drei Jahren  mit Unter­
brechungen von weniger als sechs M onaten 
insgesamt ein Jahr  lang dienstunfähig war, zu 
diesem Zeitpunkt bereits Anspruch auf Ruhe­
genuß erworben hat und die Voraussetzungen 
für seine Versetzung in den dauernden Ruhe­
stand nicht gegeben sind.

(2) Der Gemeindebeamte, der wegen Dienst­
unfähigkeit in den zeitlichen Ruhestand v e r­
setzt worden ist, muß sich auf V erlangen und 
entsprechend den Anweisungen der Dienst­
behörde einer ärztlichen Untersuchung über 
die Fortdauer seiner Dienstunfähigkeit un te r­
ziehen.

(3) W enn die Gründe für seine Versetzung 
in den zeitlichen Ruhestand nicht mehr gege­
ben sind, ha t  der Gemeindebeamte einerseits 
die Pflicht, sich auf seinem früheren oder 
einem anderen gleichwertigen Dienstposten 
wieder verw enden  zu lassen, andererseits den 
Anspruch, auf eine solche Art wieder ve rw en­
det zu werden.

(4) Im zeitlichen Ruhestand gebührt dem 
Gemeindebeamten anstelle des Gehaltes der 
Ruhegenuß im gesetzlichen Ausmaß, wenn er 
nicht durch Dienststraferkenntnis vermindert 
ist.

(5) Die im zeitlichen Ruhestand zugebrachte 
Zeit ist für die Vorrückung in höhere Bezüge 
und für die Ruhegenußbemessung zur Hälfte 
bis zum Höchstausmaß von fünf Jahren  anzu­
rechnen.

§ 22
Dauernder Ruhestand

(1) Der Gemeindebeamte tritt mit Ablauf 
des Jahres, in welchem er das 65. Lebensjahr 
vollendet, von Gesetzes wegen in den dau­
ernden Ruhestand.

(2) Die Dienstbehörde kann den Übertritt 
des Gemeindebeamten in den dauernden Ruhe­
stand mit dessen Zustimmung über den im 
Abs. 1 genannten Zeitpunkt aufschieben, wenn 
ein dringender dienstlicher Bedarf hiefür ge­
geben ist.

(3) Der Gemeindebeamte ist, soweit nicht 
§ 25 Abs. 1 Anwendung findet, in den dauern­
den Ruhestand zu versetzen:
a) wenn seine letzten zwei Dienstbeurteilun­

gen auf „nicht genügend" gelautet haben 
und die letzte Dienstbeurteilung nicht län­
ger als ein Jah r  zurückliegt;

b) wenn er das 60. Lebensjahr vollendet hat 
und bleibend unfähig ist, seinen Dienst­
posten ordnungsgemäß zu versehen;

c) wenn er nach Vollendung seines 60. Lebens­
jahres oder, nachdem er bereits seit fünf 
Jahren  in den zeitlichen Ruhestand versetzt 
ist, darum ansucht.

(4) Der Gemeindebeamte kann  in den dau­
ernden Ruhestand versetzt werden:
a) wenn er das 60. Lebensjahr überschritten 

hat und entweder schon Anspruch auf den 
vollen Ruhegenuß besitzt oder sich schon 
im zeitlichen Ruhestand befindet;

b) nach dem 31. Dezember des Jahres, in w el­
chem er das 65. Lebensjahr vollendet, wenn 
sein Übertritt in den dauernden Ruhestand 
ohne bestimmte Zeitangabe aufgeschoben 
worden ist.
(5) W enn die Versetzung des Gemeinde­

beamten in den dauernden Ruhestand gemäß 
Abs. 3 lit. a und b oder Abs. 4 in Aussicht ge­
nommen wird, so ist er hievon unter Bekannt­
gabe der Gründe schriftlich mit dem Bemerken 
zu verständigen, daß es ihm freisteht, binnen 
zwei Wochen etwaige Einwendungen vorzu­
bringen.

(6) Die Versetzung eines Gemeindebeam­
ten in den dauernden Ruhestand ist ohne w ei­
teres Verfahren durchzuführen, w enn in einem 
Dienststraferkenntnis auf seine Versetzung in 
den dauernden Ruhestand erkannt worden ist.

§ 23
Auflösung des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeinde­
beamten wird aufgelöst durch
a) den Tod,
b) den Verlust der österreichischen Staats­

bürgerschaft,
c) den Austritt,
d) die Ausscheidung,
e) die Entlassung.

(2) W enn das Dienstverhältnis aufgelöst 
wird, ist dem Gemeindebeamten auf V erlan­
gen ein schriftliches Zeugnis über Art und 
Dauer seiner Dienstleistung auszustellen.

(3) Mit der Auflösung des Dienstverhält­
nisses verliert der Gemeindebeamte für sich 
und seine Angehörigen alle mit dem Dienst­
verhältnis verbundenen Rechte, soweit in die­
sem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

§ 24 
Austritt

(1) Der Gemeindebeamte kann ohne A n­
gabe von Gründen den Austritt  aus dem 
Dienstverhältnis erklären, soweit er nicht eine 
entgegenstehende Verpflichtung übernommen 
hat. Diese Erklärung bedarf zu ihrer Rechts­
wirksamkeit der Schriftform und  der Annahme 
durch die Dienstbehörde. Diese Annahme darf 
nur dann verw eigert  werden, wenn gegen den 
Gemeindebeamten ein Dienststrafverfahren 
eingeleitet oder einzuleiten ist oder wenn der 
Gemeindebeamte aus dem Dienstverhältnis
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mit Geldverpflichtungen belastet ist. Sie kann 
an die Bedingung der ordnungsgemäßen Amts­
übergabe geknüpft werden.

(2) Die Austrittserklärung gilt als ange­
nommen, wenn die Annahme nicht binnen 
vier Wochen verweigert wird.

§ 25
Ausscheidung, Entlassung

(1) Der Gemeindebeamte ist aus dem 
Dienstverhältnis auszuscheiden, wenn die 
Voraussetzungen für seine Versetzung in den 
zeitlichen oder dauernden Ruhestand eintre- 
ten, noch ehe er den Anspruch auf Ruhegenuß 
erworben hat.

(2) Die Entlassung des Gemeindebeamten 
ist ohne weiteres Verfahren durchzuführen:
a) wenn er strafgerichtlich verurte ilt  wird 

und diese Verurteilung nach den beste­
henden Gesetzen den Verlust eines öffent­
lichen Amtes unmittelbar zur Folge hat;

b) wenn gegen ihn ein auf Entlassung lau­
tendes Dienststraferkenntnis ergangen ist.
(3) Die Ausscheidung wird mit der Zustel­

lung der Ausscheidungsverfügung rechtswirk­
sam, die Entlassung tritt mit der Rechtswirk­
samkeit des Strafurteiles oder des Dienststraf­
erkenntnisses ein.

2. Abschnitt
Pflichten der Gemeindebeamten

§ 26
Allgem eine Dienstpflichten

(1) Der Gemeindebeamte hat die Geschäfte 
des Dienstzweiges, in dem er verw endet wird, 
unter Beachtung der bestehenden Rechtsvor­
schriften mit Sorgfalt, Fleiß und Unparteilich­
keit zu besorgen.

(2) Der Gemeindebeamte ist verpflichtet, 
die in seinen Aufgabenkreis fallenden Dienst­
leistungen auch außerhalb des Dienstortes zu 
verrichten.

(3) Die Dienstbehörde kann, wenn es im 
Interesse des Dienstes notwendig ist, einen 
Gemeindebeamten nach M aßgabe seiner Eig­
nung vorübergehend  auch in einem anderen 
Dienstzweig verwenden, als für den er aufge­
nommen worden ist. Seine dienst- und besol­
dungsrechtlichen Verhältnisse dürfen aber da­
durch nicht verschlechtert werden. Organe der 
Gemeindesicherheitswache dürfen jedoch in 
Uniform nicht für Geschäfte der Privatrechts­
verwaltung verw endet werden.

(4) Der Gemeindebeamte kann, wenn es 
im Interesse des Dienstes gelegen ist, einer 
anderen Dienststelle zur Dienstleistung zuge­
wiesen werden. Erfolgt die Dienstzuweisung 
auf Dauer, liegt eine Versetzung, erfolgt sie

nur vorübergehend, liegt eine Dienstzuteilung 
vor. Eine Dienstzuteilung darf höchstens bis 
zur Dauer von sechs Monaten angeordnet 
werden. Eine darüber hinausgehende Dienst­
zuteilung ist nur zulässig, wenn der Gem einde­
beamte ihr zustimmt oder wenn auf andere 
W eise die Aufrechterhaltung des Dienstbetrie­
bes nicht gewährleistet werden kann. Die 
Dienstzuteilung kann auch in der W eise v e r ­
fügt werden, daß der Gemeindebeamte unbe­
schadet seiner Verwendung bei der bisherigen 
Dienststelle für einen Teil der Arbeitszeit 
einer anderen Dienststelle zur Dienstleistung 
zugewiesen wird.

(5) W enn die Gemeinde einer anderen Ge­
meinde in Vorarlberg oder dem Land zur 
Überbrückung eines personellen Notstandes 
einen oder mehrere Gemeindebeamte zur 
Verfügung stellt, ist der Gemeindebeamte 
verpflichtet, bis zu sechs Monaten im Jahr bei 
dieser Gemeinde oder beim Land Dienst zu 
leisten, W ährend  einer solchen Dienstzutei­
lung unterliegt der Gemeindebeamte den 
dienstlichen W eisungen der Organe jener 
Dienststelle, der er zur Dienstleistung zuge­
wiesen ist.

(6) Bei einer Dienstzuweisung sind die 
persönlichen, familiären und sozialen V erhält­
nisse des Gemeindebeamten zu berücksich­
tigen.

§ 27
W eisungsgebundenheit

Nach Art. 20 des Bundes-Verfassungsgeset
zes in der Fassung von 1929 ist der Gemeinde­
beamte an die dienstlichen W eisungen der 
ihm Vorgesetzten Organe gebunden und die­
sen für seine amtliche Tätigkeit veran tw ort­
lich. Er kann die Befolgung einer W eisung 
ablehnen, wenn die W eisung entweder von 
einem unzuständigen Organ erteilt wurde 
oder deren Befolgung gegen strafgesetzliche 
Vorschriften verstoßen würde.

§ 28
Amtsverschwiegenheit

(1) Nach Art. 20 des Bundes-Verfassungs
gesetzes in der Fassung von 1929 ist der Ge­
meindebeamte, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, zur Verschwiegenheit über alle 
ihm ausschließlich aus seiner amtlichen Tätig­
keit bekannt gewordenen Tatsachen verpflich­
tet, deren Geheimhaltung im Interesse einer 
Gebietskörperschaft oder der Parteien gebo­
ten ist.

(2) Der Gemeindebeamte hat insbesondere 
auch über jene ihm in Ausübung seines Dien­
stes oder auf Grund seiner amtlichen Stellung 
bekannt gewordenen Angelegenheiten, die 
ihm ausdrücklich als vertraulich bezeichnet 
worden sind, gegen jedermann, dem er nicht
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amtlich zur Mitteilung verpflichtet ist, streng­
ste Verschwiegenheit zu beobachten.

(3) Die Verpflichtung zur Amtsverschwie­
genheit besteht auch im Ruhestand sowie nach 
Auflösung des Dienstverhältnisses unverän­
dert fort.

(4) Der Gemeindebeamte kann von der 
Dienstbehörde im einzelnen Fall oder für 
mehrere gleichgeartete Fälle von der V er­
pflichtung zur Amtsverschwiegenheit entbun­
den werden.

(5) Der Gemeindebeamte bedarf der Zu­
stimmung der Dienstbehörde, wenn er in 
Presse, öffentlichen Versammlungen, Rund­
funk oder vor Zeitungsberichterstattern zur 
Verwaltung der Gemeinde Stellung nehmen 
will. Dies bezieht sich nicht auf die Ausübung 
eines M andates in einem allgemeinen V ertre ­
tungskörper sowie auf die Bewerbung um ein 
Mandat. Die Zustimmung kann  im einzelnen 
Fall oder für mehrere gleichgeartete Fälle 
erteilt werden. Sie ist zu versagen, wenn eine 
Beeinträchtigung der Interessen der Gemeinde 
zu erwarten ist.

§ 29 
Haftung

Für den Schaden, den der Gemeinde­
beamte als Organ der Gemeinde durch ein 
rechtswidriges Verhalten verursacht, haftet 
er nach den auf Grund des Art. 10 Abs. 1 Z. 6 
bzw. Art. 23 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 erlassenen bundes­
gesetzlichen Bestimmungen.

§ 30
Arbeitszeit

(1) Der Gemeindebeamte hat die festge­
setzte Arbeitszeit einzuhalten.

(2) Die Arbeitszeit ist von der Diensl- 
behörde unter Berücksichtigung des A rbeits­
anfalles, der Leistungsfähigkeit der Ge­
m eindebediensteten und der im sonstigen 
öffentlichen Dienst üblichen Arbeitszeit durch 
Verordnung festzusetzen.

(3) An Sonn- und Feiertagen hat die 
Dienstleistung in der Regel zu entfallen. Als 
Feiertage im Sinne dieses Gesetzes gelten: 
1. Jänner, 6. Jänner, Ostermontag, 1. Mai, 
Christi H immelfahrt, Pfingstmontag, Fron­
leichnam, 15. August, 26. Oktober, 1. N ovem ­
ber, 8. Dezember, 25. Dezember, 26. Dezember, 
ferner für Gemeindebeamte, die den evange­
lischen Kirchen AB und HB, der A ltkatholi­
schen Kirche oder der Methodistenkirche an­
gehören, der Karfreitag. Gemeindebeamte 
evangelischen Bekenntnisses sind überdies am 
Reformationsfest vom Dienst befreit.

(4) Zur Erledigung dringender A m ts­
geschäfte kann  der Gemeindebeamte von sei­

nem Vorgesetzten vorübergehend  auch über 
die regelmäßige Arbeitszeit hinaus herange­
zogen werden. Weibliche Gemeindebeamte 
dürfen jedoch w ährend ihrer Schwangerschaft 
oder solange sie ihr Kind stillen, nicht über 
die regelmäßige Arbeitszeit hinaus beschäftigt 
werden.

§ 31
Abwesenheit vom Dienst

(1) Ist der Gemeindebeamte am Dienst 
verhindert, so hat er dies seinem unmittel­
baren V orgesetzten sobald als möglich unter 
Angabe des Grundes anzuzeigen.

(2) W enn die Dienstverhinderung durch 
Krankheit verursacht ist, ha t der Gemeinde­
beamte seine Dienstunfähigkeit durch ein ärzt­
liches Zeugnis nachzuweisen, wenn es die 
Dienstbehörde verlangt oder wenn die Dienst­
verhinderung länger als drei Arbeitstage 
dauert.

(3) W enn die Abwesenheit vom Dienst 
nicht durch Krankheit oder andere zwingende 
Umstände gerechtfertigt oder als Erholungs­
urlaub oder Sonderurlaub bewilligt ist, aber 
noch nicht länger als einen Tag gedauert hat, 
so hat der Gemeindebeamte die versäumte 
Dienstleistung nach W eisung seines V orge­
setzten binnen einer Woche nachzuholen.

(4) Hat eine ungerechtfertigte A bw esen­
heit vom Dienst schon länger als einen Tag 
gedauert, so verliert der Gemeindebeamte für 
die weitere Dauer derselben den Anspruch 
auf seine Bezüge. Es kann jedoch auch in die­
sem Falle anstelle des Gehaltsabzuges die 
Nachholung der versäum ten  Dienstleistung 
oder die Anrechnung der versäum ten  Dienst­
tage auf den etwa noch nicht verbrauchten Er­
holungsurlaub bewilligt werden.

(5) Für die Dauer einer durch Haft v e ru r­
sachten Dienstverhinderung sind dem Ge­
meindebeamten die Bezüge nur zu zwei Drit­
tel auszuzahlen. Die zurückbehaltenen Bezüge 
sind dem Gemeindebeamten nachträglich aus­
zuzahlen, wenn das Verfahren, in dessen Zuge 
Untersuchungshaft verhängt worden ist, w e ­
der zu einer gerichtlichen Strafe noch zu einer 
schwereren Dienststrafe als zu einem Verweis 
geführt hat oder eine andere Haft nicht selbst 
verschuldet war; sonst sind sie verfallen.

(6) Die in diesem Gesetz für den Fall einer 
Dienstpflichtverletzung vorgesehenen w eite­
ren  dienstrechtlichen M aßnahm en werden 
durch die Bestimmungen de r  Abs. 3 bis 5 nicht 
berührt.

§ 32
Nebenbeschäftigung

(1) Ein Gemeindebeamter darf neben sei­
nen Amtsgeschäften keine Tätigkeiten aus-
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üben, die seiner dienstlichen Stellung wider­
streiten oder ihn in der vollständigen und ge­
nauen  Erfüllung seiner Dienstpflichten beein­
trächtigen oder die Verm utung der Befangen­
heit in Ausübung seines Dienstes hervorrufen 
können. Im Zweifelsfalle ist die Entscheidung 
der Dienstbehörde einzuholen.

(2) Jede erwerbsmäßige Nebenbeschäfti­
gung ist der Dienstbehörde schriftlich zu mel­
den. Die Dienstbehörde hat die Nebenbeschäf­
tigung zu untersagen, wenn diese den Bestim­
mungen des Abs. 1 widerspricht. Die Unter­
sagung muß binnen vier Wochen nach ü b e r ­
reichen der Meldung dem Gemeindebeamten 
bekanntgegeben werden. Erfolgt innerhalb 
dieser Frist keine Untersagung oder erklärt 
die Dienstbehörde schon früher, daß gegen die 
Nebenbeschäftigung aus den Gründen des 
Abs. 1 keine Bedenken obwalten, so kann die 
Nebenbeschäftigung ausgeübt werden.

(3) Nebenbeschäftigungen gelten als e r ­
werbsmäßig, wenn die daraus zu erwartenden 
Einkünfte oder sonstigen wirtschaftlichen V or­
teile im Jahr 10 v. H. der Jahresbezüge des Ge­
meindebeamten, mindestens aber 10.000 S 
übersteigen. Einkünfte oder sonstige w irt­
schaftliche Vorteile aus mehreren N eben­
beschäftigungen sind dabei zusammenzurech­
nen.

(4) Kein Gemeindebeamter darf in A nge­
legenheiten, die mit seinen Dienstobliegen­
heiten im Zusammenhang stehen, ohne Bewil- 
ügung der Dienstbehörde außergerichtlich ein 
Sachverständigengutachten abgeben. Diese 
Bewilligung ist zu erteilen, wenn mit Rück­
sicht auf Gegenstand und Zweck des Gutach­
tens sowie Stellung und W irkungskreis  des 
Gemeindebeamten eine Gefährdung dienst­
licher Interessen ausgeschlossen is.t. Auch die 
Tätigkeit als gerichtlicher Sachverständiger 
kann dem Gemeindebeamten von seiner 
Dienstbehörde untersagt werden, wenn sie mit 
der Erfüllung seiner Dienstpflichten nicht mehr 
vereinbar ist.

§ 33
Wohnsitz

Der Gemeindebeamte hat seinen Wohnsitz 
so zu wählen, daß er in der Erfüllung seiner 
Dienstpflichten nicht behindert ist. Er kann 
aus der Lage seines Wohnsitzes, abgesehen 
vom Ersatz der Fahrtkosten (§ 71), keinen A n­
spruch auf Begünstigung im Dienst ablei.ten.

§ 34
Dienstkleidung, Dienstabzeichen

(1) Die Dienstbehörde kann bestimmen, 
daß der Gemeindebeamte eine Dienstkleidung 
oder ein Dienstabzeichen zu tragen hat, wenn 
es zweckmäßig ist, daß er in der Öffentlichkeit 
als Organ der Gemeinde erkennbar isi.

(2) Dienstkleidung oder Dienstabzeichen 
sind dem Gemeindebeamten nach Maßgabe 
des dienstlichen Bedarfes von der Gemeinde 
beizustellen.

§ 35
Erhaltung der Dienstfähigkeit

Der Gemeindebeamte ist verpflichtet, auf 
die Erhaltung seiner Dienstfähigkei.t zu achten 
und sich auf Anordnung der Dienstbehörde 
einer fachärztlichen Untersuchung zu un ter­
ziehen, soweit sie ihm zugemutet werden 
kann.

§ 36
Persönliches Verhalten

(1) Der Gemeindebeamte hat gegenüber 
seinen Vorgesetzten, seinen Mitarbeitern und 
den Parteien den gebotenen Anstand zu w ah­
ren. In dienstlichen Anliegen hat er den Par­
teien im Rahmen der Gesetze hilfsbereit ent- 
gegenzukommen.

(2) Der Gemeindebeamte hat im Dienst und 
außer Dienst alles zu vermeiden, was die Ach­
tung und das Vertrauen, die seiner Stellung 
entgegengebracht werden, untergraben müßte. 
Dies gilt sinngemäß auch für den Ruhestand.

(3) Dem Gemeindebeamten ist es insbeson­
dere verboten, sich oder seinen Angehörigen 
unmittelbar oder mittelbar mit Rücksicht auf 
die Amtsführung Geschenke oder sonstige 
Vorteile zuwenden oder zusichern zu lassen.

(4) Die Annahme von Ehrengeschenken 
und Ehrenzeichen, die mit der dienstlichen 
Tätigkeit im Zusammenhang stehen, ha t der 
Gemeindebeamte der Dienstbehörde innert 
eines Monates mitzuteilen.

(5) Zuwendungen von geringem Wert, wie 
sie insbesondere aus Anlaß des W eihnachts­
und Neujahrsfestes üblich sind, dürfen mit 
Bewilligung der Dienstbehörde angenommen 
werden. Die Bewilligung ist zu versagen, 
wenn Nachteile für die Ausübung des Dienstes 
zu erwarten sind.

§ 37
Anbringen dienstlicher und dienstrechtlicher

Art
(1) Der Gemeindebeamte hat unbeschadet 

der Bestimmung des § 5 Abs. 1 lit. b alle A n­
liegen, Vorstellungen und Beschwerden in 
dienstlichen oder sein Dienstverhältnis berüh­
renden persönlichen A ngelegenheiten im 
Dienstweg vorzubringen. Diese Verpflichtung 
besteht jedoch nicht, wenn die Einhaltung des 
Dienstweges dem Gemeindebeamten nicht zu­
mutbar ist.

(2) Die Gemeindebeamten und ihre H inter­
bliebenen haben alle für das Dienst-, Ruhe­
stands- oder Versorgungsverhältnis bedeu t­
samen Umstände unverzüglich der Dienst­
behörde schriftlich anzuzeigen. Bedeutsame
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Umstände sind insbesondere die Verlegung 
des Wohnsitzes, die Eheschließung, der Zu­
wachs und das Ausscheiden versorgungs­
berechtigter Familienangehöriger, ferner bei 
Gemeindebeamten des Dienststandes die Ä n ­
derung des Religionsbekenntnisses, der Ein­
tritt einer Verwandtschaft oder Schwäger­
schaft gemäß § 9 Abs. 4 sowie bei weiblichen 
Gemeindebeamten der Eintritt ihrer Schwan­
gerschaft, sobald ihnen diese bekannt ist.

§ 38
Diensterfindungen

Gemäß §§ 6 bis 19 des Patentgesetzes 1970, 
BGBl. Nr. 259/1970, kann die Gemeinde Erfin­
dungen ihrer Dienstnehmer, die gemäß § 7 
Abs. 3 des vorbezeichneten Gesetzes als 
Diensterfindungen zu gelten haben, oder das 
Benützungsrecht an solchen Erfindungen unter 
bestimmten V oraussetzungen und Gegenlei­
stungen für sich in Anspruch nehmen, wenn 
dies in einem K ollektivvertrag festgeleg.t oder 
mit schriftlichem Einzelvertrag zwischen ihr 
und dem Dienstnehmer vereinbart ist oder 
wenn das zwischen ihr und dem Dienstnehmer 
bestehende Dienstverhältnis ein öffentlich- 
rechtliches ist. Die Inanspruchnahme einer 
Diensterfindung eines Gemeindebeamten hat 
mit Bescheid zu erfolgen.

3. Abschnitt
Rechte der Gemeindebeamten

§ 39
Dienstrang

(1) Der Dienstrang wird durch die Dauer 
der innerhalb derselben Verwendungsgruppe 
und Dienstklasse zurückgelegten Dienstzeit 
bestimmt. Hiebei sind Zeiträume, die für die 
Vorrückung in höhere Bezüge nicht anrechen­
bar sind, nicht zu berücksichtigen.

(2) Insoweit sich nicht schon hieraus eine 
bestimmte Rangfolge ergibt, sind für deren 
Beurteilung der Reihe nach folgende Umstände 
maßgebend:
a) das Rangverhältnis in der nächstniedrige­

ren Dienstklasse derselben Verw endungs­
gruppe;

b) das Lebensalter.

§ 40
Amtstitel

(1) Der Gemeindebeamte führt einen A m ts­
titel. Die Amtstitel sind durch V erordnung der 
Landesregierung festzusetzen.

(2) Der Gemeindebeamte des Ruhestandes 
führt den Amtstitel mit dem Zusatz „i. R." 
(im Ruhestand).

§ 41
Dienstbezüge,

Ruhe- und Versorgungsgenüsse

Der Gemeindebeamte hat Anspruch auf 
Dienstbezüge und erwirbt mit der Aufnahme 
in das Beamtenverhältnis Anwartschaft auf 
Ruhegenuß für sich und Versorgungsgenüsse 
für seine Hinterbliebenen nach Maßgabe die­
ses Gesetzes.

§ 42
Erholungsurlaub

(1) Dem Gemeindebeamten gebührt in je ­
dem Kalenderjahr (Urlaubsjahr) unbeschadet 
der Bestimmung des Abs. 3 ein Erholungs­
urlaub im folgenden Ausmaß:
bis zum vollendeten 25. Lebensjahr

18 Arbeitstage,
vom vollendeten 25. Lebensjahr an

22 Arbeitstage,
vom vollendeten 30. Lebensjahr an

24 Arbeitstage,
vom vollendeten 35. Lebensjahr an

26 Arbeitstage.
(2) Das Urlaubsausmaß erhöht sich

a) auf 32 Arbeitstage für Gemeindebeamte, 
deren Gehalt im Laufe des Urlaubsjahres 
die Höhe des Gehaltes der 3. Gehaltsstufe 
der Dienstklasse V erreicht oder die das 
45. Lebensjahr vollendet haben,

b) um vier Arbeitstage für Gemeindebeamte, 
deren Tätigkeit mit besonderen gesund­
heitlichen Gefahren verbunden ist, z. B. 
solche, die vornehmlich mit der Unter­
suchung, Behandlung und Bekämpfung der 
Tuberkulose beschäftigt sind oder mit 
tuberkulösem Infektionsmaterial arbeiten, 
radiologisch-technische Assistentinnen u. a.,

c) für Gemeindebeamte bei einer infolge 
Kriegsbeschädigung, Arbeitsinvalidität, 
Unfallverletzung oder sonstiger Invalidi­
tät bestehenden Erwerbsminderung von 
mindestens
70 v. H. um sechs Arbeitstage,
50 v. H. um vier Arbeitstage,
30 v. H. um zwei Arbeitstage.
(3) Steht ein Gemeindebeamter während 

eines Urlaubsjahres nicht ununterbrochen in 
einem Dienstverhältnis zur Gemeinde, so be­
trägt der Urlaub, soweit er noch nicht v e r ­
braucht worden ist, für jeden vollen Monat 
der Dienstzeit ein Zwölftel des in den Abs. 1 
und 2 festgesetzten Ausmaßes. Dies gilt sinn­
gemäß bei Ableistung des Präsenzdienstes 
oder wenn ein Sonderurlaub unter Entfall der 
Bezüge und Nichtanrechnung auf den Lauf der 
Dienstzeit und für die Vorrückung in höhere 
Bezüge gewährt wurde. Die sich bei der Be­
rechnung des Urlaubsausmaßes ergebenden
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laubstage aufzurunden.

(4) Der Anspruch auf das höhere U rlaubs­
ausmaß ist gegeben, w enn die vorausgesetzte 
Altersstufe im Verlaufe des Urlaubsjahres e r ­
reicht wird.

(5) Die Zeit, während der ein Gemeinde­
beamter wegen Krankheit oder Unfall an der 
Dienstleistung verhindert war oder nach ärzt­
lichem Zeugnis verhindert  gewesen wäre, 
wenn er sich nicht im Erholungsurlaub befun­
den hätte, ist auf den Erholungsurlaub nicht 
anzurechnen.

(6) Die Urlaubszeit ist nach Zulässigkeit 
des Dienstes und nach A nhören des Gemeinde­
beamten festzusetzen. Die festgesetzte Ur­
laubszeit ist von der Dienstbehörde abzuän­
dern, wenn sich nachträglich ergibt, daß zu 
dieser Zeit die A nwesenheit des Gemeinde­
beamten am Dienstort aus dienstlichen Grün­
den unbedingt erforderlich ist. Der Gemeinde­
beamte hat Anspruch auf Ersatz allfälliger 
Reiseauslagen, wenn er vorzeitig vom Erho­
lungsurlaub zurückberufen wird. Dem Ge­
meindebeamten gebührt, soweit nicht zwin­
gende dienstliche Interessen entgegenstehen, 
die Hälfte des Urlaubsausmaßes ungeteilt.

(7) Der Erholungsurlaub ist bis Ende April 
des folgenden Kalenderjahres zu verbrauchen. 
W enn der Gemeindebeamte den Erholungs­
urlaub bis zu diesem Zeitpunkt aus dienst­
lichen Interessen nicht nehmen konnte, hat 
die Dienstbehörde auf Antrag des Gemeinde­
beamten die Frist für den Verbrauch des Er­
holungsurlaubes für einen angemessenen 
Zeitraum, längstens jedoch bis 31. Dezember 
des betreffenden Kalenderjahres, zu ver län ­
gern. Nicht rechtzeitig verbrauchter Erho­
lungsurlaub verfällt ohne Anspruch auf Ent­
schädigung, soweit im Abs. 8 nichts anderes 
bestimmt ist.

(8) Bei Auflösung des Dienstverhältnisses, 
ausgenommen den Fall der Entlassung, ge­
bührt dem Gemeindebeamten eine Abfindung 
des ihm noch zustehenden Erholungsurlaubes, 
wenn der Gemeindebeamte aus dienstlichen 
Gründen verhindert war, den Erholungsurlaub 
bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses zu 
verbrauchen. Die Urlaubsverhinderung aus 
dienstlichen Gründen ist dem Gemeindebeam­
ten schriftlich bekanntzugeben. Die Abfindung 
des Erholungsurlaubes beträgt für jeden nicht 
verbrauchten Urlaubstag ein Dreißigstel des 
letzten vollen Monatsbezuges.

§ 43
Sonderurlaub

(1) Bei Vorliegen berücksichtigungswür­
diger Umstände kann dem Gemeindebeamten

bis zum Höchstausmaß von acht Arbeitstagen 
im Jah r  Sonderurlaub gewährt werden, ohne 
daß dadurch der Anspruch des Gemeinde­
beamten auf die Bezüge oder auf den Erho­
lungsurlaub beeinträchtigt wird.

(2) Die Gewährung eines längeren Sonder­
urlaubes bedarf der Schriftform. Sie kann an 
die Bedingung geknüpft werden, daß für die 
Dauer desselben die Bezüge entfallen und der 
Lauf der Dienstzeit und die Vorrückung in 
höhere Bezüge gehemmt sind. Sie ist an diese 
Bedingung zu knüpfen, wenn der Sonder­
urlaub schon ein Jah r  gedauert hat, es sei 
denn, daß die weitere Beurlaubung im Inter­
esse der Gemeinde liegt. Mehrere Sonder­
urlaube gelten für die Berechnung der e in jäh­
rigen Urlaubsdauer als einer, solange sie 
nicht durch eine Dienstleistung unterbrochen 
werden, die mindestens halb so lang ist als 
der unmittelbar vorangehende Sonderurlaub.

(3) Weiblichen Gemeindebeamten ist auf 
ihr Verlangen im Anschluß an die Schutzfrist 
nach der Niederkunft ein Sonderurlaub bis 
zum Ablauf eines Jahres  nach ihrer Entbin­
dung zu gewähren. Dasselbe gilt, wenn w eib­
liche Gemeindebeamte anschließend an die 
Schutzfrist einen Erholungsurlaub verbraucht 
haben oder durch Krankheit oder Unfall an 
der Dienstleistung verhindert waren. Für die 
Dauer dieses Sonderurlaubes entfallen die 
Bezüge.

(4) Dem Gemeindebeamten ist auf Antrag 
für die Dauer eines Kuraufenthaltes Sonder­
urlaub zu gewähren, wenn die Kur notwendig 
ist. Diese Notwendigkeit ist jedenfalls gege­
ben, wenn
a) ein Sozialversicherungsträger oder ein 

Landesinvalidenamt die Kosten der Kur 
trägt oder einen Kurkostenbeitrag leistet 
und

b) die Kur in der Benützung einer M ineral­
quelle oder eines Moorbades oder im Auf­
enthalt in einem vorgeschriebenen Klima 
oder in der therapeutischen A nwendung 
von kaltem W asser besteht und ärztlich 
überwacht wird.

(5) Dem Gemeindebeamten ist auf Antrag 
auch für die Dauer der Unterbringung in 
einem Genesungsheim Sonderurlaub zu ge­
währen, wenn der Gemeindebeamte zur völ­
ligen Herstellung der Gesundheit von einem 
Sozialversicherungsträger oder einem Landes­
invalidenamt nach einem chirurgischen Ein­
griff oder nach einer schweren Erkrankung in 
ein Genesungsheim eingewiesen wird und die 
Kosten des Aufenthaltes im Genesungsheim 
vom Sozialversicherungsträger oder vom Lan­
desinvalidenamt getragen werden.
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§ 44
Dienstfreistellung bestimmter Organe

(1) Der Gemeindebeamte ist vom Dienst 
freigestellt, soweit dies notwendig ist
a) zur Ausübung eines M andates im N atio­

nalrat, Bundesrat, Landtag oder in der Ge­
m eindevertretung oder

b) zur Erfüllung der Aufgaben als Bundes­
präsident, Mitglied der Bundesregierung, 
Präsident oder Vizepräsident des Rech­
nungshofes, Staatssekretär, Landeshaupt­
mann, Mitglied der Landesregierung, Bür­
germeister oder Mitglied eines Gemeinde­
vorstandes.
(2) W ährend  der Dienstfreistellung gemäß 

Abs. 1 sind der Lauf der Dienstzeit und die 
Vorrückung in höhere Bezüge nicht gehemmt. 
Bei Gemeindebeamten, die zur Gänze vom 
Dienst freigestellt sind, ist für die Beförderung 
in höhere Dienstklassen die vor der Dienst­
freistellung ausgeübte Dienstleistung und die 
Dienstbeurteilung für diese Tätigkeit maß­
gebend.

(3) Die dem Gemeindebeamten nach die­
sem Gesetz gebührenden Dienstbezüge sind 
während der Dienstfreistellung, solange ihm 
die Bezüge eines vollbeschäftigten Mitgliedes 
der Landesregierung oder eines vollbeschäf­
tigten Bürgermeisters zukommen, zu zwei 
Drittel, und solange ihm die Bezüge des Bun­
despräsidenten, eines Mitgliedes der Bundes­
regierung, des Präsidenten oder V izepräsiden­
ten des Rechnungshofes, eines Staatssekretärs 
oder des Landeshauptmannes zukommen, zur 
Gänze stillzulegen.

(4) Dem Gemeindebeamten ist auf sein A n­
suchen die zur Bewerbung um die W ahl zum 
Bundespräsidenten oder zur Bewerbung um 
ein Mandat im Nationalrat, im Landtag oder 
in der G em eindevertre tung oder zur Betäti­
gung als Mitglied der Personalvertre tung der 
Gemeindebediensteten erforderliche freie Zeit 
ohne Kürzung der Bezüge zu gewähren.

§ 45
Dienstfreistellung von weiblichen Beamten

(1) Weibliche Gemeindebeamte sind in den 
letzten sechs Wochen vor der voraussicht­
lichen Niederkunft vom Dienst freizustellen. 
Die Sechswochenfrist ist auf Grund eines ärzt­
lichen Zeugnisses über den voraussichtlichen 
Zeitpunkt der Niederkunft zu berechnen. Er­
folgt die Niederkunft zu einem früheren oder 
späteren  Zeitpunkt, so verkürzt oder ver län ­
gert sich diese Frist entsprechend. Weibliche 
Gemeindebeamte sind verpflichtet, einen M o­
nat vor dem Beginn der Sechswochenfrist die 
Dienstbehörde auf den Beginn derselben auf­
merksam zu machen.

(2) Uber die Vorschrift des Abs. 1 hinaus 
sind weibliche Gemeindebeamte, die sich im 
Zustand der Schwangerschaft beünden, auch 
dann vom Dienst freizustellen, wenn nach 
einem von ihnen vorgelegten  Zeugnis eines 
Amtsarztes Leben oder Gesundheit von M ut­
ter und Kind bei Fortdauer der Beschäftigung 
gefährdet wäre.

(3) Weibliche Gemeindebeamte sind bis 
zum Ablauf von sechs Wochen nach ihrer Nie­
derkunft vom Dienst freizustellen. Diese Frist 
verlängert sich für stillende M ütter auf acht 
Wochen und für M ütter nach Frühgeburten 
auf zwölf Wochen. Ist eine Verkürzung der 
Sechswochenfrist vor der Entbindung einge­
treten, so verlängert sich die sechs- bzw. acht­
wöchige Schutzfrist nach der Entbindung in 
dem Ausmaß, das notwendig ist, um der M ut­
ter eine Schutzfrist vor und nach der Entbin­
dung von insgesamt nicht weniger als zwölf 
Wochen zu gewährleisten.

(4) ü b e r  die im Abs. 3 festgesetzten Fristen 
hinaus sind weibliche Gemeindebeamte nach 
ihrer Niederkunft so lange vom Dienst frei­
zustellen, als sie nach einem von ihnen vo r­
gelegten ärztlichen Zeugnis arbeitsunfähig 
sind.

(5) Weiblichen Gemeindebeamten ist auf 
Verlangen die zum Stillen ihrer Kinder erfor­
derliche Zeit freizugeben.

§ 46
Beschäftigungsbeschränkungen

Weibliche Gemeindebeamte dürfen w äh­
rend ihrer Schwangerschaft und bis zum A b­
lauf von zwölf Wochen nach ihrer Niederkunft 
nicht mit schweren körperlichen Arbeiten und 
nicht mit solchen Arbeiten beschäftigt werden, 
die nach der Art des Arbeitsvorganges oder 
der verw endeten Arbeitsstoffe oder -geräte 
für ihren Organismus oder für das werdende 
Kind schädlich sind oder bei denen sie mit 
Rücksicht auf ihre Schwangerschaft besonde­
ren Unfallsgefahren ausgesetzt sind.

§ 47
Kranken- und Unfallfürsorge

Die Gemeinde ist berechtigt, ihren Ge­
meindebeamten und deren Angehörigen bzw. 
Hinterbliebenen durch eine eigene Einrichtung 
Kranken- und Unfallfürsorge zu gewähren. 
Die Leistungen einer solchen Kranken- und 
Unfallfürsorgeeinrichtung müssen jenen Lei­
stungen, die den Landesbeamten im Erkran­
kungsfall, bei einem Dienstunfall oder einer 
Berufskrankheit zustehen, mindestens gleich­
wertig sein.
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4. Abschnitt
Bezüge, A llgem eine Bestimmungen

§ 48
Anfall, Auszahlung und Einstellung 

der Bezüge

(1) Der Anspruch auf die dem Gemeinde­
beamten und seinen Hinterbliebenen nach die­
sem Gesetz gebührenden Bezüge entsteht, so­
weit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt 
ist, mit dem Beginn des Tages, an dem die 
bezügliche dienstrechtliche Verfügung rechts­
wirksam wird oder das maßgebende Ereignis 
stattfindet, der Anspruch auf die fortlaufen­
den Versorgungsgenüsse aber mit dem Ersten 
des auf den Tod des Gemeindebamten folgen­
den Monats. W enn der Anspruch auf V er­
änderungen im Familienstand beruht und 
diese V eränderungen der Dienstbehörde nicht 
binnen Monatsfrist angezeigt werden, ent­
steht der Anspruch mit dem Beginn des Tages, 
an welchem diese Anzeige nachgeholt wird.

(2) Die fortlaufenden Bezüge sind jeweils 
am Monatsersten oder, wenn dieser Tag kein 
Arbeitstag ist, am vorhergehenden Arbeitstag 
im vorhinein auszuzahlen. Bezüge, auf welche 
der Anspruch erst im Verlaufe eines Monats 
entstanden ist, sind zugleich mit den für den 
kommenden Monat gebührenden Bezügen im 
nachhinein auszuzahlen. Die Sonderzahlung 
ist für das jeweilige K alendervierteljahr zu­
gleich mit den März-, Juni-, September- und 
Dezemberbezügen auszuzahlen.

(3) Die Bezüge sind dem Gemeindebeamten 
bei der Dienststelle, bei der er in Verwendung 
steht, oder durch Überweisung an ein von 
ihm bezeichnetes inländisches Geldinstitut 
auszuzahlen. W enn es aus organisatorischen 
Gründen zweckmäßig ist, kann die Dienst­
behörde anordnen, daß die Auszahlung der 
Bezüge nur durch Überweisung an ein inlän­
disches Geldinstitut zu erfolgen hat. Allfällige 
mit der Überweisung verbundene Kosten hat 
die Gemeinde zu tragen.

(4) Der Anspruch auf die fortlaufenden Be­
züge erlischt, außer in den Fällen des § 31 
Abs. 4 und 5, mit dem Ablauf des Monats, in 
welchem die bezügliche dienstrechtliche V er­
fügung rechtwirksam wird oder das m aß­
gebende Ereignis stattfindet.

(5) Der Berechnung von Tagesbezügen sind 
alle Monate mit 30 Tagen und alle einzelnen 
Tage mit 1/30 des Monats zugrunde zu legen.

(6) Der Anspruch auf Bezüge ist bis zur 
Auszahlung ein Anspruch öffentlich-rechtlicher 
Natur.

§ 49
Übergang von Schadenersatzansprüchen

W enn der Gemeindebeamte wegen des 
vorübergehenden oder dauernden Verlustes 
seiner Dienstfähigkeit oder seine Hinterblie­
benen w egen seines Todes nach anderen ge­
setzlichen Bestimmungen Schadenersatz b e ­
anspruchen können, so geht dieser Anspruch 
bis zu der Höhe auf die Gemeinde über, 
als diese an die Entschädigungsberechtigten 
Dienstbezüge, Ruhe- oder Versorgungsgenüsse 
nach diesem Gesetz zu gewähren hat. A n­
sprüche auf Schmerzensgeld gehen jedoch aut 
die Gemeinde nicht über.

§ 50
Abzüge von den Bezügen

(1) Von den Bezügen des Gemeindebeam­
ten dürfen Beiträge für bestimmte Zwecke nur 
zurückbehalten werden, soweit dies in Geset­
zen angeordnet ist, mit dem Gemeindebeam­
ten im Rahmen eines zwischen ihm und der 
Gemeinde bestehenden Rechtsverhältnisses 
vereinbart wird oder soweit es sich um Bei­
träge für kollektivvertragsfähige Berufsver­
einigungen, für eine Zusatzversicherung zur 
Krankenversicherung oder für W ohlfahrtsein­
richtungen der Gemeindebediensteten handelt.

(2) Beiträge zu kollektivvertragsfähigen 
Berufsvereinigungen dürfen nur insoweit von 
den Bezügen abgezogen oder von der D ienst­
behörde in Empfang genommen werden, als 
dies ausdrücklich zwischen dem Gemeinde­
beam ten und der Dienstbehörde vereinbart 
wird. Diese V ereinbarung kann vierteljährlich 
schriftlich gekündigt werden.

(3) Der Abzug von Beiträgen zu einer Zu­
satzversicherung zur Krankenversicherung ist 
nur zulässig, wenn die Zusatzversicherung als 
Gruppenversicherung abgeschlossen wurde.

(4) Für Wohlfahr.tseinrichtungen der Ge­
meindebediensteten  dürfen Beiträge nur dann 
abgezogen werden, wenn die Leistungen d ie ­
ser W ohlfahrtseinrichtungen ausschließlich für 
Bedienstete der Gemeinde oder deren Fami­
lienangehörige bestimmt sind und diesen Per­
sonen ohne Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten politischen Partei oder 
Berufsvereinigung nach gleichen Grundsätzen 
gew ährt werden. Soweit es sich nicht um sa t­
zungsgemäß geregelte W ohlfahrtseinrichtun­
gen handelt, ha t jeder Gemeindebeamte das 
Recht, in die Verwaltung oder Verrechnung 
dieser Abzüge Einsicht zu nehmen.

(5) Der Gemeindebeamte kann Beiträge, 
die entgegen den Bestimmungen der Abs. 1 
bis 3 abgezogen oder in Empfang genommen 
worden sind, von der Gemeinde binnen drei 
Jahren  zurückfordern.
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§ 51
Bezüge im Zollausschlußgebiet der Gemeinde 

Mittelberg

Die Bezüge der Gemeindebeamten der Ge­
meinde Mittelberg und der Hinterbliebenen 
dieser Gemeindebeamten sind in ihrer ziffern­
mäßigen Höhe den infolge des Zollanschlus­
ses an die Bundesrepublik Deutschland geän­
derten Wirtschafts- und W ährungsverhältn is­
sen nach A nhörung der Gemeinde Mittelberg 
durch V erordnung der Landesregierung anzu­
gleichen.

§ 52
Ersatz von Übergenüssen

(1) Zu Unrecht erhaltene Bezüge (Über­
genüsse) sind, soweit sie nicht im guten Glau­
ben empfangen worden sind, der Gemeinde 
zu ersetzen.

(2) Übergenüsse sind durch Abzug von den 
nach diesem Gesetz gebührenden Geldleistun­
gen hereinzubringen. Für den Ersatz von 
Übergenüssen können Raten festgesetzt w er­
den, wobei auf die wirtschaftlichen V erhält­
nisse des Ersatzpflichtigen Rücksicht zu neh­
men ist. Ist die Hereinbringung im Abzugs­
wege nicht möglich, so ist der Ersatzpflichtige 
zum Ersatz zu verhalten. Die Verpflichtung 
zum Ersatz ist mit Bescheid festzusetzen. Lei­
stet der Ersatzpflichtige trotz Aufforderung 
keinen Ersatz, dann sind die Übergenüsse nach 
den Vorschriften über die V erwaltungsvoll­
streckung hereinzubringen.

(3) Soweit die Ersatzforderung der Ge­
meinde durch Abzug hereinzubringen ist, geht 
sie den Forderungen anderer Personen vor.

(4) Aus berücksichtigungswürdigen Grün­
den kann die Rückzahlung gestundet werden. 
Von der Hereinbringung eines Ubergenusses 
kann Abstand genommen werden, wenn die 
Hereinbringung für den Gemeindebeamten 
eine besondere Härte bedeuten oder wenn der 
mi.t der Hereinbringung verbundene Aufwand 
in keinem Verhältnis zum Übergenuß stehen 
würde.

§ 53
Verjährung

Der Anspruch auf Bezüge und das Recht 
auf Ersatz von Übergenüssen ver jähren  in drei 
Jah ren  nach ihrer Entstehung. W as trotz Ver­
jährung geleistet worden ist, kann nicht zu­
rückgefordert werden.

§ 54
Verzicht auf Ersatzforderungen

(1) Auf eine Ersatzforderung, die der Ge­
meinde gegenüber einem Gemeindebeamten 
auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Schadenshaftung von Organen der 
Gemeinde zusteht, kann  insoweit ganz oder

teilweise verzichtet werden, als die H erein­
bringung der Forderung nach der Lage des 
Falles, insbesondere unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse und des Gra­
des des Verschuldens des Ersatzpflichtigen, 
unbillig wäre.

(2) Von der Hereinbringung einer Ersatz­
forderung ist Abstand zu nehmen, wenn
a) alle Möglichkeiten der Hereinbringung e r ­

folglos versucht worden oder Einbrin­
gungsmaßnahmen offenkundig aussichts­
los sind, oder

b) die Hereinbringung mit Kosten verbunden 
wäre, die in keinem Verhältnis zur Höhe 
der Forderung stehen.

§ 55
Haftung der Gemeinde für gesetzwidrige 

Bezüge
W enn eine Gemeinde ihren Beamten Be­

züge gewährt, die nach diesem Gesetz nicht 
begründet sind, so kann sie von der Landes­
regierung, unbeschadet der gegen ihre Organe 
anw endbaren aufsichtsbehördlichen M aßnah­
men, zum Erlag des Betrages der gesetzwid­
rig ausbezahlten Bezüge verhalten  werden. 
Dieser Betrag ist für Zwecke der Sozialhilfe 
zu verw enden  und auf den von den Gemein­
den hiefür zu leistenden Beitrag anzurechnen. 
Die Landesregierung kann  diesen Betrag auch 
von einem bei ihr e twa bestehenden Gut­
haben der Gemeinde in Abzug bringen.

§ 56
Gleichzeitige Änderung der Dienstbezüge 
und der Ruhe- und Versorgungsgenüsse
Bei einer Ä nderung der Dienstbezüge än­

dern sich gleichzeitig auch die nach den Dienst­
bezügen bemessenen Ruhe- und Versorgungs­
genüsse in der Weise, daß an die Stelle der 
bisherigen Beträge die aus der neuen Ruhe­
genußbemessungsgrundlage sich ergebenden 
Beträge treten.

5. Abschnitt
Bezüge während des Dienststandes

§ 57
Dienstbezüge

(1) Dem Gemeindebeamten gebühren M o­
natsbezüge.

(2) Der Monatsbezug besteht aus dem Ge­
halt und allfälligen Zulagen (Haushaltszulage, 
Kinderzulagen, Wachdienstzulagen, Teuerungs­
zulagen, besondere Zulage nach Abs. 4, Dienst­
zulage, Ergänzungszulagen).

(3) Neben den Monatsbezügen gebühren 
dem Gemeindebeamten Sonderzahlungen und 
allfällige Nebenbezüge.
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(4) Insoweit es zur Gewinnung oder Erhal­
tung des für die Erfüllung der Aufgaben der 
Verwaltung notwendigen Personals unerläß­
lich ist, kann die Landesregierung durch V er­
ordnung bestimmen, daß zum Gehalt eine be­
sondere Zulage gebührt. Durch diese Zulage 
dürfen die Bezüge nicht stärker erhöht werden, 
als dies zur Erreichung des vorgenannten 
Zweckes erforderlich ist. Die besondere Zulage 
teilt das rechtliche Schicksal des Gehaltes.

(5) Die Landesregierung hat durch V erord­
nung zu bestimmen, daß zum Gehalt, zur 
Haushaltszulage, zur Kinderzulage, zur Wach­
dienstzulage und zur Angleichungszulage eine 
Teuerungszulage zu gewähren ist, wenn dies 
zur Anpassung der Bezüge an geänderte Le­
benshaltungskosten notwendig ist. Das A us­
maß der Teuerungszulage ist mit W irkung 
vom 1. Jänner  eines jeden Jahres  unter Be­
rücksichtigung der seit der letzten Festsetzung 
der Bezüge eingetretenen Erhöhung des vom

Amt der Landesregierung herausgegebenen 
Lebenshaltungskostenindexes und der im fol­
genden Kalenderjahr zu erwartenden Erhö­
hung der Lebenshaltungskosten neu festzu­
setzen. Teuerungszulagen, die im Hinblick auf 
zu erwartende Erhöhungen des Lebenshal­
tungskostenindexes gegeben wurden, sind bei 
der nächsten Gewährung von Teuerungszula­
gen einzurechnen. Die Teuerungszulagen tei­
len das rechtliche Schicksal des Teiles des 
Monatsbezuges, zu dem sie gewährt werden.

§ 58 
Gehalt

(1) Der Gehalt des Gemeindebeamten wird 
durch die Dienstklasse und in ihr durch die 
Gehaltsstufe, in den Dienstklassen I bis III 
überdies durch die Verwendungsgruppe be ­
stimmt, in die der Gemeindebeamte eingereiht 
ist.

(2) Der Gehalt beträgt:

in der in der in der Verwendungsgruppe
Dienstklasse Gehaltsstufe E D C B A

— - - - - - -----------------  -

Schilling
- —

1 2838 3046 3344
2 2917 3181 3501 — —

I 3 2995 3316 3659 — —

4 3074 3450 3816 — —

5 3152 3586 3973 — —

1 3231 3720 4130 4103
2 3293 3816 4231 4283 —

II 3 3355 3911 4333 4462 —

4 3417 4007 4434 4642 —

5 3479 4103 4535 — —
6 3541 4198 4636 — —■

1 3603 4293 4738 4822 5350
2 3664 4390 4839 5002 5575
3 3726 4485 4940 5182 5800
4 3788 4580 5041 5362 —

III 5 3850 4676 5142 5564 —

6 3911 4771 — — ____

7 3979 4872 — — ____

8 4047 5024 — — —

9 4115 — — — ____

10 4217 — — ____ ____
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in der in der Dienstklasse
Gehaltsstufe IV V VI VII VIII

Schilling

1 4971 6890 8512 10490 14353
2 5244 7160 8787 10848 15140
3 5502 7430 9061 11206 15926
4 5777 7700 9418 11992 17114
5 6052 7970 9775 12779 18302
6 6329 8240 10132 13566 19490
7 6610 8512 10490 14353 20678
8 6890 8787 10848 15140 21866
9 7160 9061 11206 15926 23648

10 7430 9335 11743 17105 —

11 7835 9746 — — —

(3) Der Gehalt beginnt, soweit im folgen- (2) Die Vorrückung ist von Amts wegen
den nichts anderes bestimmt ist, mit der Ge- durchzuführen, und zwar mit W irkung  vom
haltsstufe 1. In der Dienstklasse IV beginnt 1. Jänner, wenn der zweijährige Zeitraum in
der Gehalt in der Verwendungsgruppe C mit den M onaten Oktober bis März vollendet
der Gehaltsstufe 2, in der Verwendungsgruppe wird, in den übrigen Fällen mit W irkung vom
B mit der Gehaltsstufe 4 und in der Verwen- 1. Juli.
dungsgruppe A mit der Gehaltsstufe 5. In der 
Dienstklasse V  beginnt der Gehalt in der V er­
wendungsgruppe B mit der Gehaltsstufe 2 und 
in der Verwendungsgruppe A mit der Gehalts­
stufe 3. In der Dienstklasse VI beginnt der 
Gehalt in der Verwendungsgruppe A mit der 
Gehaltsstufe 2.

(4) W enn  besondere Dienstleistungen es 
rechtfertigen oder der Personalmangel es e r ­
fordert, kann  dem Gemeindebeamten ein h ö ­
herer Monatsbezug gew ährt werden, als ihm 
auf Grund seiner Einstufung zukäme. Die Ge­
währung höherer  Monatsbezüge hat durch 
eine Zulage zu erfolgen, die nach Maßgabe 
des Erreichens höherer Monatsbezüge zufolge 
Vorrückung in höhere Gehaltsstufen oder Be­
förderung mit mindestens 50 v. H. des Erhö­
hungsbetrages einzuziehen ist.

(3) Die Vorrückung wird gehemmt:
a) durch eine auf „genügend" oder „nicht 

genügend" lautende Dienstbeurteilung vom 
Zeitpunkt der Rechtskraft der Dienstbeur­
teilung an auf die Dauer so vieler Kalen­
derjahre, als die Dienstbeurteilung auf „ge­
nügend" oder „nicht genügend" lautet;

b) durch den Antritt  eines Sonderurlaubes, 
wenn dieser unter der Bedingung erteilt 
wurde, daß für die Dauer des Urlaubes die 
Vorrückung in höhere Bezüge gehemmt ist;

c) durch ein auf Ausschließung von der V or­
rückung in höhere Bezüge oder auf M inde­
rung des M onatsbezuges mit Ausschlies­
sung von der Vorrückung in höhere Be­
züge lautendes Dienststraferkenntnis von 
dem auf die Rechtskraft desselben folgen­
den Kalendermonats an für die im Erkennt-

§ 59
Erreichen eines höheren Gehaltes

Der Gemeindebeamte erreicht einen h ö ­
heren  Gehalt durch
a) Vorrückung in höhere Gehaltsstufen,
b) Zeitvorrückung in höhere Dienstklassen,
c) Beförderung und
d) Überstellung in eine höhere Verw endungs­

gruppe.

§ 60
Vorrückung in höhere Gehaltsstufen

(1) Der Gemeindebeamte rückt nach jeweils 
zwei Jah ren  in die nächsthöhere Gehaltsstufe 
seiner Dienstklasse vor. Für die Vorrückung 
ist, soweit im folgenden nichts anderes be­
stimmt ist, der Vorrückungsstichiag maßge­
bend.

nis bestimmte Zeit.
(4) Die Zeit der Hemmung ist für den Lauf 

der zweijährigen Vorrückungsfrist nicht zu 
berücksichtigen.

(5) Hat der Gemeindebeamte nach Ablauf 
des Hemmungszeitraumes sich drei aufein­
anderfolgende Jahre  tadellos verhalten  und 
in diesem Zeitraum eine mindestens gute 
Dienstleistung erbracht, so ist ihm in den 
Fällen des Abs. 1 lit. a und c auf Antrag  der 
Hemmungszeitraum für die Vorrückung anzu­
rechnen.

§ 61
Zeitvorrückung in höhere Dienstklassen

(1) Durch die Zeitvorrückung erreicht der 
Gemeindebeamte den Gehalt der nächsthöhe­
ren  Dienstklasse, ohne zum Beamten dieser 
Dienstklasse ernannt zu werden.



70

(2) Im W ege der Zeitvorrückung erreicht 
der Gemeindebeamte der V erw endungs­
gruppe E die Dienstklassen II und III, der V er­
wendungsgruppe D die Dienstklassen II, III 
und IV bis einschließlich Gehaltsstule 2, der 
V erwendungsgruppe C die Dienstklassen II 
bis IV, der Verwendungsgruppe B die Dienst­
klassen III bis V und der V erw endungs­
gruppe A die Diens.tklassen IV bis VI.

(3) Die Zeitvorrückung findet nur statt, 
wenn die Dienstbeurteilung des Gemeinde­
beamten mindestens auf „gut" lautet.

(4) Die Zeitvorrückung tritt nach zwei J a h ­
ren, die der Gemeindebeamte in der höchsten 
Gehaltsstufe einer Dienstklasse zugebracht 
hat, ein. Die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4 
des § 60 sind sinngemäß anzuwenden.

(5) Ist der Gehalt der niedrigsten in der 
neuen Dienstklasse für die Verw endungs­
gruppe des Gemeindebeamten vorgesehenen 
Gehaltsstufe niedriger als der bisherige Ge­
halt oder ist er diesem gleich, so gebührt dem 
Gemeindebeamten der in der neuen Dienst­
klasse vorgesehene nächsthöhere Gehalt.

§ 62
Beförderung

(1) Der Gemeindebeamte ist bei einer Be­
förderung gemäß § 17 Abs. 1 lit. a in die n ied­
rigste für seine Verwendungsgruppe vorge­
sehene Gehaltsstufe der neuen Dienstklasse 
einzureihen. Ist dieser Gehalt niedriger als 
der bisherige Gehalt oder ist er diesem gleich, 
so ist der Gemeindebeamte in jene Gehalts­
stufe einzureihen, deren Gehalt nächsthöher 
ist, als der bisher bezogene.

(2) Bei einer Beförderung gemäß § 17 
Abs. 1 lit. b ist der Gemeindebeamte in die 
entsprechende Gehaltsstufe seiner Dienst­
klasse einzureihen.

(3) Durch eine Beförderung ändert sich der 
Zeitpunkt für die Vorrückung in höhere Ge­
haltsstufen nicht. Die Bestimmungen der Abs. 
4 und 5 w erden hiedurch nicht berührt. W enn 
die Beförderung in eine höhere Dienstklasse 
zeitlich mit einer Vorrückung in die nächst­
höhere Gehaltsstufe zusammenfällt, findet die 
Vorrückung in der höheren Dienstklasse statt.

(4) Bei Beförderung eines Gemeindebeam­
ten der Verwendungsgruppe D in die Dienst- 
klasse IV ist die sich nach Abs. 1 ergebende 
Einstufung um die in der höchsten Gehalts­
stufe der Dienstklasse III verbrachte Zeit bis 
zum Ausmaß von zwei Jah ren  und die im 
W ege der Zeitvorrückung in der Gehaltsstufe 
2 der Dienstklasse IV verbrachte Zeit bis zum 
Ausmaß von vier Jah ren  zu verbessern. H em ­
mungszeiträume bleiben hiebei außer Betracht.

(5) Bei Beförderung eines Gemeindebeam­
ten der Verwendungsgruppe C in die Dienst-

Klassen III, IV und V ist die sich nach Abs. 1 
ergebende Einstufung jeweils um zwei Jahre; 
zu verbessern.

§ 63
Überstellung in eine höhere 

Verwendungsgruppe

(1) W ird ein Gemeindebeamter der Dienst­
klasse I bis III in eine höhere Verw endungs­
gruppe überstellt, so gebührt ihm die Gehalts­
stufe, die sich ergeben würde, wenn er die 
Zeit, die für die Erreichung seiner bisherigen 
Gehaltsstufe im W ege der Zeitvorrückung 
notwendig ist, als Beamter der höheren V er­
wendungsgruppe zurückgelegt hätte. Diese 
sich ergebende Zeit ist bei Uberstellung eines 
Gemeindebeamten aus den Verw endungs­
gruppen E, D oder C in die Verw endungs­
gruppe B um zwei Jahre, bei Uberstellung aus 
der Verwendungsgruppe B in die Verwen- 
dungsgruppe A um vier Jahre  und bei über-  
stellung aus den Verwendungsgruppen E, D 
und C in die Verwendungsgruppe A um sechs 
Jahre  zu kürzen.

(2) W enn es für den Gemeindebeamten 
günstiger ist, ist er abweichend von den Be­
stimmungen des Abs. 1 so zu behandeln, als 
ob er die Hälfte der Zeit, die er nach Erfül­
lung der gemeinsamen Anstellungserforder­
nisse für die höhere Verwendungsgruppe in 
einer niedrigeren Verwendungsgruppe zurück­
gelegt hat, in der höheren V erw endungs­
gruppe verbracht hätte.

(3) Bei einer Überstellung gemäß Abs. 1 
ist die in der höchsten Gehaltsstufe einer 
Dienstklasse verbrachte Zeit, soweit es sich 
nicht um Hemmungszeiträume handelt, bis 
zum Ausmaß von vier Jahren  für die V or­
rückung anzurechnen.

(4) Wird ein Gemeindebeamter der Dienst­
klassen IV bis VII in eine höhere V erw en­
dungsgruppe überstellt und hat er in der bis­
herigen Verwendungsgruppe bereits die in 
seiner Dienstklasse für die neue V erw en­
dungsgruppe vorgesehene niedrigste oder eine 
höhere Gehaltsstufe erreicht, so ändert sich 
mit der Überstellung die Gehaltsstufe nicht. 
Dem Gemeindebeamten gebühren jedoch min­
destens die Gehaltsstufe und der Vorrückungs­
termin, die sich ergeben würden, wenn er die 
in der bisherigen Verwendungsgruppe an­
rechenbare Gesamtdienstzeit in dem Ausmaß 
als Beamter der höheren Verwendungsgruppe 
zurückgelegt hätte, das sich bei sinngemäßer 
Anwendung des Abs. 1 ergeben würde.

(5) Durch eine Überstellung nach den 
Abs. 1, 3 und 4 erster Satz wird der Zeitpunkt 
für die Vorrückung in höhere Gehaltsstufen 
nicht berührt.



71

(6) Ist der Gehalt in der neuen V erw en­
dungsgruppe niedriger als der bisherige Ge­
halt, so gebührt dem Gemeindebeamten eine 
für die Bemessung des Ruhegenusses an re­
chenbare Ergänzungszulage auf den Gehalt, 
der ihm jeweils in der bisherigen V erw en­
dungsgruppe zukommen würde.

§ 64
überstellung in eine niedrigere 

Verwendungsgruppe

(1) W ird ein Gemeindebeamter in eine 
niedrigere Verwendungsgruppe überstellt, so 
gebührt ihm die Gehaltsstufe, die sich auf 
Grund der Zeitvorrückung ergeben würde, 
wenn er die Zeit, die für die Erreichung sei­
ner bisherigen Gehaltsstufe im W ege der Zeit­
vorrückung notwendig ist, als Beamter der 
niedrigeren Verwendungsgruppe zurückgelegt 
hätte. Durch eine solche Uberstellung wird der 
Zeitpunkt für die Vorrückung in höhere Ge­
haltsstufen nicht berührt.

(2) Ist die bisherige Dienstklasse des Ge­
meindebeamten durch Zeitvorrückung nicht 
erreichbar, so gebührt dem Beamten die höch­
ste Gehaltsstufe der Dienstklasse, die in der 
niedrigeren Verwendungsgruppe noch erreich­
bar ist.

§ 65
Ergänzungszulage

W enn einem Gemeindebeamten aus Anlaß 
der Übernahme aus dem Gemeindeangestell­
tenverhältnis oder der Überstellung in eine 
niedrigere Verwendungsgruppe ein niedri­
gerer Gehalt zukommen würde, als ihm bisher 
gebührt hat, so erhält er eine nach Maßgabe 
des Erreichens eines höheren Gehaltes einzu­
ziehende Ergänzungszulage auf den seiner 
bisherigen Einstufung jeweils entsprechenden 
Gehalt. Teuerungszulagen zum Gehalt sind 
bei der Ermittlung der Ergänzungszulage dem 
Gehalt zuzurechnen. Die Ergänzungszulage ist 
für den Ruhegenuß anrechenbar. Eine Ergän­
zungszulage gebührt jedoch nicht, wenn die 
Überstellung in eine niedrigere V erw endungs­
gruppe auf Grund eines Dienststraferkenntnis­
ses erfolgt.

§ 66
Dienstzulage

Dem Gemeindebeamten, der dauernd zu 
Dienstleistungen herangezogen wird, die über 
den von ihm auf Grund seiner dienst- und 
besoldungsrechtlichen Stellung zu erw arten­
den W ert seiner Dienstleistung hinausgehen, 
ist eine ruhegenußfähige Dienstzulage zuzu­
erkennen. Die Dienstzulage ist je nach dem 
Ausmaß einer solchen Dienstleistung zu be ­
messen und darf drei Vorrückungsbeträge der

Dienstklasse und Verwendungsgruppe des 
Gemeindebeamten nicht übersteigen.

§ 67
Haushaltszulage, Kinderzulage

(1) Dem verheira te ten  Gemeindebeamten 
gebührt eine Haushaltszulage im Betrage von 
200 S monatlich. Die Haushaltszulage gebührt 
im gleichen Ausmaß einem nicht verheirateten  
Gemeindebeamten, wenn seinem Haushalt ein 
Kind angehört, für das er Kinderzulage be ­
zieht, ferner einem Gemeindebeamten, dessen 
Ehe geschieden, aufgehoben oder für nichtig 
erklärt worden ist, wenn er für den Unterhalt 
seiner früheren Ehefrau aufzukommen oder 
dazu mindestens einen Beitrag in der Höhe 
der Haushaltszulage zu leisten hat. W eiters 
gebührt die Haushaltszulage jenem Gemeinde­
beamten, der im eigenen Haushalt für seinen 
Vater oder seine M utter zu sorgen hat und 
nicht schon aus anderen Gründen die H aus­
haltszulage erhält.

(2) Dem Gemeindebeamten gebührt eine 
Kinderzulage für jedes eigene Kind, legiti­
mierte Kind, W ahlkind und uneheliche Kind, 
ferner für jedes sonstige Kind, das zum H aus­
halt des Gemeindebeamten gehört und von 
ihm überwiegend erhalten wird. Die Kinder­
zulage wird bis zur Vollendung des 18. Le­
bensjahres des Kindes gewährt und beträgt 
220 S für das erste, 230 S für das zweite, 240 S 
für das dritte und 250 S für jedes weitere zu 
berücksichtigende Kind. Einem Gemeinde­
beamten männlichen Geschlechtes gebührt je ­
doch die Kinderzulage für ein uneheliches 
Kind nur dann, wenn es zu seinem Haushalt 
gehört oder wenn der Gemeindebeamte, abge­
sehen von der Familienbeihilfe, einen Unter­
haltsbeitrag leistet, der mindestens so hoch 
ist wie die Kinderzulage.

(3) Für ein Kind, das das 18., aber noch 
nicht das 26. Lebensjahr vollendet hat, ge­
bührt die Kinderzulage auch dann, wenn es 
den Präsenzdiens.t leistet oder in einer Schul­
oder Berufsausbildung steht, die seine A r­
beitskraft überwiegend beansprucht, und 
wenn die eigenen Einkünfte des Kindes die 
M indesteinkommensgrenze gemäß Abs. 6 nicht 
übersteigen. Zur Schul- oder Berufsausbildung 
zählt auch ein angemessener Zeitraum für die 
Vorbereitung auf die Ablegung der entspre­
chenden Abschlußprüfungen und auf die Er­
werbung eines akademischen Grades. Ist die 
Schul- oder Berufsausbildung durch Ableistung 
des Präsenzdienstes, durch Krankheit oder 
durch ein anderes unüberwindbares Hindernis 
verzögert worden, so gebührt die Kinderzulage 
über das 26. Lebensjahr hinaus für einen der 
Dauer der Behinderung angemessenen Zeit­
raum.
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(4) Für ein Kind, das seit dem Zeitpunkt, 
in dem der  Anspruch auf Kinderzulage gemäß 
den Abs. 2 und 3 wegfällt, infolge Krankheit 
oder Gebrechens erwerbsunfähig ist und über 
keine eigenen, die Mindesteinkommensgrenze 
gemäß Abs. 7 übersteigenden Einkünfte v e r ­
fügt, gebührt die Kinderzulage ohne zeitliche 
Beschränkung für die Dauer der Erwerbs­
unfähigkeit des Kindes.

(5) Für ein Kind, das das 18., aber noch 
nicht das 26. Lebensjahr vollendet hat, ist die 
Kinderzulage auch dann zu gewähren, wenn 
sonstige berücksichtigungswürdige Gründe 
vorliegen und das Kind über keine eigenen, 
die Mindesteinkommensgrenze gemäß Abs. 7 
übersteigenden Einkünfte verfügt.

(6) Für ein Kind weiblichen Geschlechtes, 
welches das 18. Lebensjahr vollendet hat, ge­
bührt keine Kinderzulage, wenn es verheiratet 
ist und der Ehemann Einkünfte bezieht, die 
über der Mindesteinkommensgrenze gemäß 
Abs. 7 liegen.

(7) Die Mindesteinkommensgrenze beträgt 
die Hälfte des Anfangsgehaltes eines Ge­
meindebeamten der Verwendungsgruppe C 
zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen. Hiebei 
ist bei Einkünften in der Form von N atu ra l­
bezügen der W ert der W ohnung mit 15 v. H., 
der W ert der vollständigen Verpflegung mit 
60 v. H., der W ert  der vollständigen Verpfle­
gung nebst W ohnung, Kleidung und Wäsche 
mit 90 v. H. und der W ert  der Bestreitung des 
gesamten Lebensunterhaltes mit 100 v. H. der 
Hälfte des Anfangsgehaltes eines Gemeinde­
beamten der Verwendungsgruppe C zuzüglich 
allfälliger Teuerungszulagen zu veranschla­
gen.

(8) Haushaltszulage und Kinderzulage ge­
bühren in dem Monat, in dem der Anspruch 
entsteht, im vollen Ausmaß.

(9) Für verheiratete  Gemeindebeamte 
weiblichen Geschlechtes gelten die Bestim­
mungen der Abs. 1 bis 8 nur, wenn sie als 
Familienerhalter anzusehen sind und ihr Ehe­
gatte nicht gleichartige Familienzulagen aus 
öffentlichen Mitteln bezieht.

§ 68
Heiratsbeihilfe

Der Gemeindebeamte erhält aus Anlaß 
seiner erstmaligen Verehelichung eine Hei­
ratsbeihilfe in der Höhe von 2500 S, wenn er 
im Zeitpunkt der Eheschließung mindestens 
zwei Jahre  ununterbrochen im Dienst der Ge­
meinde gestanden ist.

§ 69
W achdienstzulage

Dem Gemeindebeamten des Sicherheits­
wachdienstes gebührt eine monatliche Wach­

dienstzulage, die teilweise für die Bemessung 
des Ruhegenusses anrechenbar ist. Die W ach­
dienstzulage und der pensionsanrechenbare 
Teil derselben betragen:

In der Verwendungsgruppe D
In der Wachdienst- pensions-

Dienstklasse Zulage anrechenbar

I 975 395
II 1050 470

III 1170 590
IV 1255 675

In der Verwendungsgruppe C
In der Wachdienst- pensions-

Dienstklasse Zulage anrechenbar

I 1215 615
II 1400 800

III 1565 965
IV 1740 1140

V, VI 1980 1380

§ 70
Sonderzahlung

Dem Gemeindebeamten gebührt für jedes 
Kalendervierte ljahr eine Sonderzahlung in 
der Höhe von 50 v. H. des Monatsbezuges, 
der ihm für den M onat der Auszahlung zu­
steht. Steht ein Gemeindebeamter während 
des Kalendervierteljahres, für das die Sonder­
zahlung gebührt, nicht ununterbrochen im Ge­
nuß des vollen Monatsbezuges, so gebührt 
ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende 
Teil. Als M onat der Auszahlung gilt beim 
Ausscheiden aus dem Dienststand der Monat 
des Ausscheidens.

§ 71
Nebenbezüge

(1) Der Gemeindebeamte hat Anspruch auf 
folgende Nebenbezüge:
a) überstudenvergü tung  für Dienstleistungen, 

die über das vorgeschriebene Ausmaß der 
Arbeitszeit hinausgehen, wenn diese ange­
ordnet sind und nicht durch Zeitausgleich 
abgegolten werden.

b) Mehrleistungsvergütung für Leistungen in 
der normalen Arbeitszeit, die erheblich 
über das vom Gemeindebeamten auf Grund 
seiner dienstrechtlichen Stellung zu e rw ar­
tende Ausmaß hinausgehen.

c) Verwendungszulage für Gemeindebeamte, 
deren Verwendung mit einem besonderen 
Maß an V erantwortung für die Führung 
der Geschäfte der allgemeinen Verwaltung 
verbunden ist.

d) Aufwandsentschädigung für einen anderen
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als durch Reisegebühren abzugeltenden, im 
Dienst erwachsenen Mehraufwand.

e) Reisegebühren als Ersatz für den nach sei­
ner dienstrechtlichen Stellung notwendigen 
Mehraufwand, der dem Gemeindebeamten 
aus Anlaß einer dienstlichen Tätigkeit 
außerhalb der Dienststelle, bei Dienstzutei­
lungen oder Versetzungen entsteht. Hiebei 
sind insbesondere die Auslagen für die 
Zurücklegung von Wegstrecken, für V er­
pflegung und für Unterbringung abzugel­
ten.

f) Fahrtkostenvergütung als Ersatz für die 
Fahrtauslagen zwischen W ohnung und 
Dienststelle, wenn die Wegstrecke in einer 
Richtung mehr als zwei Kilometer beträgt. 
Bei Berechnung der Fahrtkostenvergütung 
sind die Tarife auf öffentlichen V erkehrs­
mitteln zugrunde zu legen.

g) Belohnungen in der Höhe eines M onats­
bezuges aus Anlaß seines 25jährigen und 
in der Höhe von zwei Monatsbezügen aus 
Anlaß seines 40jährigen Dienstjubiläums. 
Scheidet der Beamte nach Vollendung des
35., aber vor Vollendung des 40. Dienst­
jahres aus dem Dienststand aus — aus­
genommen die Gründe des § 22 Abs. 3 lit. a 
und des § 25 — , so kann  die einmalige Be­
lohnung, die anläßlich der Vollendung des 
40. Dienstjahres gew ährt wird, ihm — im 
Falle seines Todes seinen Hinterbliebenen, 
die einen Anspruch auf Versorgungsgenuß 
haben, — schon beim Ausscheiden aus dem 
Dienststand flüssig gemacht werden.
(2) Als Sonderzulagen können dem Ge­

meindebeamten Fehlgeldentschädigungen, 
Schmutz-, Erschwernis- oder Gefahrenzulagen 
und ähnliche Zulagen gew ährt werden.

(3) Für außergewöhnliche Arbeitsleistun­
gen können dem Gemeindebeamten einmalige 
Belohnungen gewährt werden. Auf die Bedeu­
tung dieser Arbeitsleistung ist hiebei Bedacht 
zu nehmen.

(4) Das Nähere über die Nebenbezüge, ins­
besondere über Voraussetzung und Ausmaß 
derselben, ist von der Landesregierung unter 
Bedachtnahme auf die Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 3 durch Verordnung zu regeln.

§ 72
Bezugsvorschuß

(1) In berücksichtigungswürdigen Fällen 
kann dem Gemeindebeamten ein unverzins­
licher, binnen längstens vier Jah ren  zurückzu­
zahlender Bezugsvorschuß bis zur Höhe von 
drei Monatsbezügen gew ährt werden, wenn 
die von den monatlichen Bezügen abzuziehen­
den Rückzahlungsraten im unbelaste ten  pfänd­
baren Teil der Bezüge gedeckt sind. Der Ge­

meindebeamte kann jedoch den Bezugsvor­
schuß vorzeitig zurückzahlen.

(2) Solange ein Bezugsvorschuß nicht voll­
ständig zurückbezahlt ist, darf kein neuer be­
willigt werden.

(3) Zur Deckung eines beim Ableben eines 
Gemeindebeamten noch nicht zurückgezahlten 
Bezugsvorschusses können außer den etwa 
noch bestehenden Geldansprüchen des V er­
storbenen auch die auf diesem Gesetz beru­
henden Ansprüche der Hinterbliebenen mit 
Ausnahme des Todesfallbeitrages herangezo­
gen werden.

§ 73
Mutterschaftsgeld

(1) Einer Gemeindebeamtin gebührt w äh­
rend eines Sonderurlaubes aus Anlaß der 
Mutterschaft ein monatliches Mutterschafts­
geld, wenn ihr neugeborenes Kind mit ihr im 
selben Haushalt lebt und von ihr überwiegend 
selbst gepflegt wird.

(2) Das Mutterschaftsgeld beträgt ein Drit­
tel des M onatsgehaltes samt einer allfälligen 
Teuerungszulage und Angleichungszulage, 
welcher der Gemeindebeamtin im letzten 
Kalendermonat vor Beginn der Schutzfrist ge­
bührt hat. Zum Mutterschaftsgeld gebührt ein 
Zuschlag in der Höhe jener Kinderzulagen, die 
der M utter gebühren würden, wenn sie sich 
nicht im Sonderurlaub aus Anlaß der M utter­
schaft befinden würde.

§ 74
Naturalleistungen

(1) Der Gemeindebeamte hat für die ihm 
auf Grund seines Dienstverhältnisses gew ähr­
ten Naturalleistungen (Dienstwohnung, V er­
köstigung, Nutzung von Grundstücken und 
dergleichen) eine angemessene Vergütung zu 
leisten, die unter Bedachtnahme auf die Be­
schaffungskosten, örtlichen Verhältnisse u. ä. 
zu bemessen ist. Diese Vergütung ist, auf 
monatliche Teilbeträge aufgeteilt, vom M o­
natsbezug zurückzubehalten. Sofern nicht eine 
allgemeine Regelung besteht, ist vor der Fest­
setzung der Vergütung für eine N aturalle i­
stung die Personalvertretung anzuhören.

(2) Durch die Überlassung einer W ohnung 
oder einer Grundstücksnutzung gemäß Abs. 1 
wird ein Bestandsverhältnis nicht begründet. 
Der Gemeindebeamte oder seine Rechtsnach­
folger haben  auf Verlangen der Dienstbehörde 
W ohnung und Grundstücke zu räumen, wenn 
die V oraussetzungen für ihre Beistellung in­
folge Auflösung oder Änderung des Dienst­
verhältnisses wegfallen oder eine den In ter­
essen der Verwaltung besser dienende V er­
w endung derselben erfolgen soll. Der Ge­
meindebeamte oder dessen Rechtsnachfolger
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hat die gemäß Abs. 1 zugewiesene W ohnung 
binnen sechs Monaten, sofern er jedoch allein­
stehend ist binnen zwei M onaten zu räumen. 
Erforderlichenfalls kann die Räumung auch im 
Verwaltungswege vollstreckt werden. Ein Auf­
schub der zwangsweisen Räumung darf von 
der Vollstreckungsbehörde nur bei drohender 
Obdachlosigkeit bewilligt werden. Aus dem 
zeitweiligen Verzicht der Dienstbehörde auf 
die Räumung kann die Begründung eines Be­
standsverhältnisses nicht abgeleitet werden.

(3) W ährend  der Dauer einer Präsenz­
dienstleistung des Gemeindebeamten dürfen 
Naturalleistungen, die vom Einberufenen oder 
seinen Angehörigen weiter benötigt werden, 
aus Gründen der Präsenzdienstleistung nicht 
geschmälert werden. Der Gemeindebeamte 
hat jedoch die für die Naturalleistung festge­
setzte V ergütung monatlich an die Gemeinde 
zu entrichten, widrigenfalls die Naturalleistung 
ganz oder teilweise eingestellt w erden kann.

§ 75
Aushilfen, Unterhaltsbeiträge

(1) W enn besonders berücksichtigungswür­
dige Umstände es rechtfertigen, kann dem 
Gemeindebeamten oder seinen Hinterbliebe­
nen zur Linderung eines vorübergehenden 
Notstandes eine außerordentliche, nicht zu­
rückzuzahlende Aushilfe gewährt werden.

(2) W enn besonders berücksichtigungswür­
dige Umstände es rechtfertigen, kann zur Lin­
derung einer andauernden Notlage auch ein 
laufender, jederzeit widerrufbarer Unterhalts
beitrag bewilligt werden
a) einem entlassenen Gemeindebeamten, der 

den Anspruch auf Ruhegenuß bereits e r­
worben hatte, bis höchstens zur Hälfte des 
Ruhegenusses, den er zuletzt bezogen hat 
oder hätte beziehen können, wenn er im 
Zeitpunkt der Entlassung in den Ruhestand 
versetzt worden wäre,

b) den schuldlosen Angehörigen eines entlas­
senen Gemeindebeamten von dessen A b­
leben an oder, wenn dem Entlassenen kein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt wird, von der 
Einstellung seiner Bezüge an bis höchstens 
zum Ausmaß der Versorgungsgenüsse, die 
ihnen gebührt hätten, wenn der Entlassene 
unmittelbar vor seiner Entlassung gestor­
ben wäre.

§ 76
Abfertigung

(1) Der Gemeindebeamte, der nach minde­
stens dreijähriger ununterbrochener Dauer 
seines Dienstverhältnisses gemäß § 25 Abs. 1 
ausgeschieden wird, ha t Anspruch auf Abfer­
tigung. Die Abfertigung beträgt das N eun­

fache, wenn die für die Bemessung des Ruhe­
genusses anrechenbare Dienstzeit aber mehr 
als fünf Jahre  beträgt, das Achtzehnfache 
jenes Monatsbezuges zuzüglich der Sonder­
zahlungen, der dem Gemeindebeamten fin­
den letzten Monat seines Dienstverhältnisses 
gebührt hat oder gebührt hätte.

(2) Weibliche Gemeindebeamte haben fer­
ner Anspruch auf Abfertigung, wenn sie in­
nerhalb zweier Jahre, nachdem sie sich v e r­
ehelicht oder ein lebendes Kind geboren 
haben, gemäß § 24 Abs. 1 aus dem Dienst­
verhältnis austre.ten. Die Abfertigung beträgt 
in diesen Fällen, wenn die für die Ruhegenuß­
bemessung anrechenbare Dienstzeit drei Jahre  
nicht übersteigt, das Zweifache des dem G e­
meindebeamten für den letzten Monat seines 
Dienstverhältnisses gebührenden M onats­
bezuges. Sie erhöht sich für jedes weitere be­
gonnene für die Ruhegenußbemessung anre­
chenbare Dienstjahr um einen weiteren M o­
natsbezug bis auf höchstens 24 Monatsbezüge.

6. Abschnitt
Bezüge während des Ruhestandes

§ 77
Ruhegenuß

(1) Dem Gemeindebeamten des Ruhestan­
des gebühren ein monatlicher Ruhegenuß und 
nach Maßgabe der § §  67 und 70 die Haushalt.s- 
zulage, Kinderzulagen und Sonderzahlungen.

(2) Der Ruhegenuß beträgt nach einer ruhe­
genußfähigen Gesamtdienstzeit von zehn J a h ­
ren 50 v. Id. und erhöht sich für jedes weitere 
ruhegenußfähige Dienstjahr um 2 v. H. der 
Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(3) Der Ruhegenuß darf die Ruhegenuß­
bemessungsgrundlage nicht übersteigen.

(4) Die Ruhegenußbemessungsgrundlage 
beträgt 80 v. H. des Gehaltes und der für die 
Ruhegenußbemessung anrechenbaren Zula­
gen, die der besoldungsrechtlichen Stellung 
des Gemeindebeamten im Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aus dem Dienststand entspre­
chen.

(5) Die ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit 
setzt sich zusammen aus
a) der seit der Aufnahme in das Beamten­

verhältnis zur Gemeinde zurückgelegten 
Dienstzeit,

b) den angerechneten Ruhegenußvordienst
zeiten,

c) den zugerechneten Zeiträumen und
d) den durch besondere gesetzliche Bestim­

mungen oder auf Grund solcher Bestim­
mungen als ruhegenußfähig erklärten Zei­
ten.



(6) Bei der Berechnung der ruhegenußfähi­
gen Gesamtdienstzeit gelten Bruchteile eines 
Jahres  als volles Jahr, wenn sie wenigstens 
sechs Monate betragen, andernfalls sind sie 
nicht zu berücksichtigen.

(7) Ist im Zeitpunkt des Ausscheidens des 
Gemeindebeamten aus dem Dienststand der 
für die nächste Vorrückung erforderliche Zeit­
raum zur Hälfte verstrichen, dann ist der Ge­
meindebeamte so zu behandeln, als ob die 
Vorrückung in die höhere Gehaltsstufe oder 
Zeitvorrückung in die höhere Dienstklasse ein­
getreten wäre.

§ 78
Begünstigte Bemessung des Ruhegenusses

(1) Ist der Gemeindebeamte infolge einer 
von ihm nicht vorsätzlich herbeigeführten 
Krankheit oder körperlichen Beschädigung 
dienstunfähig geworden und beträgt seine 
ruhegenußfähige Gesamtdienstzeit noch nicht 
zehn, jedoch mindestens fünf Jahre, dann ge­
bührt ihm ein Ruhegenuß in der Höhe von 
50 v. H. der Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(2) Ist die Dienstunfähigkeit auf einen 
Dienstunfall oder eine Berufskrankheit zurück­
zuführen und gebührt dem Gemeindebeamten 
aus diesem Grunde die V ersehrtenrente  aus 
der Unfallversorgung, so besteht der A n­
spruch nach Abs. 1 ohne Rücksicht auf die 
Dauer der ruhegenußfähigen Gesamtdienst­
zeit.

(3) W enn der Gemeindebeamte ohne sein 
vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschul­
den infolge
a) Blindheit oder praktischer Blindheit,
b) Geisteskrankheit,
c) einer anderen schweren Krankheit oder
d) einer schweren körperlichen Beschädigung 
zu einem zumutbaren Erwerb unfähig gewor­
den ist, dann sind ihm aus Anlaß der V erse t­
zung in den Ruhestand zehn Jahre  für die 
Ruhegenußbemessung zuzurechnen. Eine Zu­
rechnung findet jedoch nicht statt, wenn die 
Erwerbsunfähigkeit auf einen Dienstunfall 
oder eine Berufskrankheit zurückzuführen ist 
und dem Gemeindebeamten aus diesem 
Grunde die Versehrtenrente  aus der Unfall­
versorgung gebührt.

(4) Die begünstigte Bemessung des Ruhe­
genusses gemäß Abs. 3 ist rückgängig zu m a­
chen, wenn die Voraussetzungen, an die sie 
nach dem Gesetz gebunden war, nachträglich 
wegfallen.

§ 79
Ruhegenußvordienstzeiten

(1) Dem Gemeindebeamten sind folgende, 
vor dem Tag der Aufnahme in das Beamten­

verhältnis liegende Zeiträume als Ruhegenuß­
vordienstzeiten anzurechnen:
a) die in einem Dienstverhältnis zu einer 

inländischen Gebietskörperschaft oder zu 
einer anderen öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaft des österreichischen Rechts oder 
zu inländischen öffentlichen Anstalten, 
Stiftungen und Fonds zurückgelegten Zei­
ten;

b) die zwischen dem 13. März 1938 und dem 
27. April 1945 in einem Dienstverhältnis 
zum Deutschen Reich oder zu einer ande­
ren deutschen Gebietskörperschaft zurück­
gelegten Zeiten;

c) Zeiten einer Wehr- oder Arbeitsdienst­
pflicht, die nach den jeweils auf dem Ge­
biet der Republik Österreich in Geltung 
gestandenen Vorschriften erfüllt wurden, 
und Zeiten, w ährend denen sich der Ge­
meindebeamte in Kriegsgefangenschaft be­
funden hat oder die er zur Heimkehr bei 
Berücksichtigung der besonderen V erhält­
nisse benötigt hat;

d) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen 
oder einem solchen gleichzuhaltenden Stu­
diums an einer öffentlichen oder mit ö f ­
fentlichkeitsrecht ausgestatte ten mittleren 
Schule, höheren Schule, Akademie oder 
verw andten  Lehranstalt, soweit die gesetz­
liche M indestdauer des Studiums nicht 
überschritten worden ist;

e) die Zeit eines abgeschlossenen inländischen 
oder einem solchen gleichzuhaltenden Stu­
diums an einer Hochschule oder einer s taat­
lichen Kunstakademie, das für den Ge­
meindebeamten Anstellungserfordernis ge­
wesen ist, bis zum Höchstausmaß von fünf 
Jahren  für jedes Studium. Zum Studium 
zählt auch die für die Ablegung der A b­
schlußprüfungen oder für die Erwerbung 
des akademischen Grades erforderliche 
Vorbereitungszeit bis zum Höchstausmaß 
von einem halben Jahr;

f) Zeiten, für die im Falle der Anrechnung 
nach den gesetzlichen Bestimmungen über 
die Sozialversicherung ein Uberweisungs­
betrag geleistet wird.
(2) Andere als im Abs. 1 angeführte Zeiten 

sind als Ruhegenußvordienstzeiten anzurech­
nen, wenn sie für die dienstliche Verwendung 
des Gemeindebeamten von wesentlicher Be­
deutung sind.

(3) W ird ein im Ruhestand befindlicher Ge­
meindebeamter wieder in den Dienststand auf­
genommen, so ist die im Ruhestand verbrachte 
Zeit auf Antrag als ruhegenußfähige Dienst­
zeit anzurechnen. Dies gilt nicht, wenn der 
Gemeindebeamte durch Dienststraferkenntnis 
oder wegen einer auf „nicht genügend" lau-
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tenden Dienstbeurteilung in den Ruhestand 
versetzt worden ist.

(4) Die mehrfache Anrechnung ein und des­
selben Zeitraumes als Ruhegenußvordienstzeit 
ist unzulässig.

(5) Von der Anrechnung als Ruhegenuß­
vordienstzeit sind ausgeschlossen:
a) Zeiten, die vor der Vollendung des 18. Le­

bensjahres des Gemeindebeamten liegen;
b) Zeiten, für die ein Anspruch auf Ruhe(Ver- 

sorgungsjgenuß besteht, es sei denn, daß 
der Gemeindbeamte zugunsten der Ge­
meinde auf diesen Ruhe(Versorgungs)- 
genuß verzichtet;

c) Zeiten, die der Gemeindebeamte durch 
schriftliche Erklärung von der Anrechnung 
als Ruhegenußvordienstzeit ausgeschlos­
sen hat oder die, im Falle seines Todes vor 
der Anrechnung, von seinen Hinterbliebe­
nen schriftlich ausgeschlossen wurden.
(6) Die Anrechnung der Ruhegenußvor- 

dienstzeiten ist sobald als möglich nach der 
Aufnahme des Gemeindebeamten durchzufüh­
ren.

§ 80
Ruhegenußzulage

(1) Dem Gemeindebeamten des Ruhestan­
des, dessen monatliches Gesamteinkommen 
die Höhe des Mindestsatzes gemäß Abs. 2 
nicht erreicht, gebührt auf Antrag eine m onat­
liche Ruhegenußzulage in der Höhe des Unter­
schiedes zwischen dem monatlichen Gesamt­
einkommen und dem Mindestsatz.

(2) Der Mindestsatz ist unter Bedachtnahme 
auf den für den Lebensunterhalt notwendigen 
Aufwand von der Landesregierung durch V er­
ordnung festzusetzen. Für die Ehefrau und für 
jedes Kind, für das eine Kinderzulage gewährt 
wird, sind entsprechende Steigerungsbeträge 
vorzusehen.

§ 81
Hilflosenzulage

(1) Einem Gemeindebeamten des Ruhestan­
des, der derart hilflos ist, daß er ständig der 
W artung  und Hilfe bedarf, gebührt zum Ruhe­
genuß auf Antrag  eine Hilflosenzulage.

(2) Die Hilflosenzulage beträgt monatlich
a) 684 S, wenn die W artung  und Hilfe s tän­

dig, aber nicht täglich notwendig ist,
b) 1026 S, wenn die W artung  und Hilfe täg ­

lich erforderlich ist,
c) 1368 S, wenn die W artung  und Hilfe in be ­

sonders hohem Ausmaß geleistet werden 
muß, wie insbesondere bei dauerndem 
Krankenlager, Blindheit und schwerer Gei­
steskrankheit. Der Blindheit ist in der

Regel die praktische Blindheit gleichzuhal­
ten.
(3) Die Höhe der Hilflosenzulage ändert 

sich jeweils um den Hundertsatz, um den sich 
der Gehalt der Gehaltsstufe 2 der Dienst­
klasse V ändert.

(4) Die Hilflosenzulage nach Abs. 2 lit. a 
und b ruht während des Aufenthaltes in einer 
Krankenanstalt oder Siechenanstalt, w enn  und 
solange ein Träger der gesetzlichen Sozial­
versicherung oder eine Gebietskörperschaft 
für die Verpflegskosten der allgemeinen Ge­
bührenklasse aufkommt.

(5) Die Hilflosenzulage nach diesem Gesetz 
gebührt nur einmal. Hilflosenzulagen nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften und gleich­
artige Zulagen sind auf die für den gleichen 
Zeitraum gebührende Hilflosenzulage anzu­
rechnen.

§ 82
Ablösung des Ruhegenusses

(1) Dem Gemeindebeamten, der sich im 
dauernden Ruhestand befindet, kann auf A n­
trag die Ablösung des Ruhegenusses bewilligt 
werden, wenn berücksichtigungswürdige 
Gründe vorhanden sind und die Personen, für 
die der Gemeindebeamte Anwartschaft auf 
Versorgungsgenüsse erworben hat, über die 
Rechtsfolgen der Ablösung schriftlich belehrt 
worden sind und nach der Belehrung schrift­
lich erklärt haben, daß sie mit der Ablösung 
einverstanden sind.

(2) Die Ablöse ist nach der Lebenserwar­
tung des Gemeindebeamten zu bemessen. Sie 
darf jedoch das Siebzigfache der Bemessungs­
grundlage nicht übersteigen.

(3) Die Bemessungsgrundlage der Ablöse 
bildet der Ruhegenuß, der dem Gemeinde­
beamten für den M onat gebührt hat, in dem 
die Bewilligung der Ablösung rechtskräftig 
geworden ist.

(4) Bevor die Ablösung des Ruhegenusses 
bewilligt wird, ist dem Gemeindebeamten Ge­
legenheit zu geben, zur beabsichtigten Höhe 
der Ablösung Stellung zu nehmen. Die Ablöse 
ist innert zwei M onaten nach dem Eintritt der 
Rechtskraft des Bescheides über die Bewilli­
gung der Ablösung auszuzahlen.

§ 83
Pensionsvorschuß

In berücksichtigungswürdigen Fällen kann 
einem Gemeindebeamten des Ruhestandes ein 
Pensionsvorschuß gewährt werden. Die Be­
stimmungen des § 72 finden sinngemäß A n­
wendung.
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7. Abschnitt
Bezüge der Hinterbliebenen

§ 84
W itwenversorgungsgenuß

(1) W enn ein Gemeindebeamter stirbt, der 
im Falle seiner Versetzung in den Ruhestand 
bereits Anspruch auf Ruhegenuß gehabt hätte 
oder der den Ruhegenuß schon bezogen hat, 
erhält die im Zeitpunkt seines Todes mit ihm 
in rechtsgültiger Ehe verbundene Ehegattin 
(Witwe) einen monatlichen W itw enversor­
gungsgenuß, ferner nach Maßgabe der §§ 67 
und 70 Haushaltszulage, Kinderzulagen und 
Sonderzahlungen. Eine Kinderzulage gebührt 
jedoch nicht, wenn das Kind Anspruch auf 
W aisenversorgung hat.

(2) Der W itw enversorgungsgenuß beträgt 
60 v. H. des Ruhegenusses, der dem versto r­
benen Gemeindebeamten im Zeitpunkt seines 
Todes gebührt hat oder gebührt hätte, m inde­
stens aber 42 v. H. der Ruhegenußbemessungs­
grundlage.

(3) Anspruch auf W itw enversorgungsgenuß 
haben ferner die aus einer früheren Ehe mit 
dem verstorbenen Gemeindebeamten schuld­
los geschiedenen Frauen, solange sie eine 
neue Ehe nicht geschlossen haben. Der A n­
spruch entsteht mit dem Ersten des auf seine 
Anmeldung bei der Dienstbehörde des V er­
storbenen folgenden Monats. Unter mehreren 
Anspruchsberechtigten ist der W itw enversor­
gungsgenuß nach der Zahl der von ihnen in 
Ehegemeinschaft mit dem Verstorbenen zuge­
brachten vollen Jahre  aufzuteilen.

§ 85
Begünstigte Bemessung 

des W itwenversorgungsgenusses

(1) Ist ein Gemeindebeamter, dessen ruhe­
genußfähige Dienstzeit noch nicht fünf Jahre  
beträgt, im Dienststand an den Folgen eines 
Dienstunfalles oder an einer Berufskrankheit 
gestorben, dann  sind seine W itwe und die 
frühere Ehefrau, wenn sie aus diesem Grunde 
Anspruch auf die H interbliebenenrente aus 
der Unfallversorgung haben, so zu behandeln, 
als ob der Gemeindebeamte eine ruhegenuß­
fähige Gesamtdienstzeit von zehn Jahren  auf­
zuweisen hätte.

(2) Ist ein Gemeindebeamter im Dienst­
stand gestorben und beträg t seine ruhegenuß­
fähige Gesamtdienstzeit mindestens fünf 
Jahre, dann sind die W itw e und die frühere 
Ehefrau so zu behandeln, als ob dem Ge­
meindebeam ten zu seiner ruhegenußfähigen 
Gemeindedienstzeit zehn Jahre  zugerechnet 
worden wären. Das gleiche gilt, w enn  ein 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand

versetzter Gemeindebeamter im Zeitpunkt der 
Versetzung in den Ruhestand die V orausset­
zungen nach den Bestimmungen des § 78 
Abs. 3 bis 4 erfüllt hat und über die Zurech­
nung vor seinem Tode nicht entschieden w or­
den ist.

(3) W enn der angemessene Lebensunter­
halt der W itwe oder der früheren Ehefrau 
durch die Begünstigung des Abs. 2 nicht ge­
sichert ist, kann  der W itw enversorgungs­
genuß bis auf die volle Ruhegenußbemes­
sungsgrundlage erhöht werden. Maßgebend 
für die Beurteilung, ob der angemessene Le­
bensunterhalt des Hinterbliebenen gesichert 
ist, sind die Verhältnisse zur Zeit des Todes 
des Gemeindebeamten.

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 
sind nicht anzuwenden, wenn der Tod des 
Gemeindebeamten auf einen Dienstunfall oder 
auf eine Berufskrankheit zurückzuführen ist 
und aus diesem Grunde Hinterbliebenenrenten 
aus der Unfallversorgung gebühren.

§ 86
Beschränkung des Anspruches 
auf W itwenversorgungsgenuß

(1) Die W itwe ha t keinen Anspruch auf 
W itwenversorgungsgenuß, wenn sie am 
Sterbetag des Gemeindebeamten das 35. Le­
bensjahr noch nicht vollendet hat. Dies gilt 
nicht, wenn
a) der Gemeindebeamte an den Folgen eines 

Dienstunfalles oder einer Berufskrankheit 
gestorben ist,

b) die Ehe mindestens zehn Jahre  gedauert 
hat,

c) aus der Ehe ein Kind hervorgegangen  ist 
oder hervorgeht,

d) durch die Eheschließung ein Kind legiti­
miert worden ist, oder

e) am Sterbetag des Gemeindebeamten dem 
Haushalt der W itwe ein anderes als in 
lit. c oder d genanntes Kind des vers to r­
benen Gemeindebeamten angehört, das 
Anspruch auf W aisenversorgungsgenuß 
hat.
(2) Die W itwe hat ferner keinen Anspruch 

auf W itwenversorgungsgenuß, wenn die Ehe 
erst w ährend des Ruhestandes des Gemeinde­
beam ten geschlossen worden is.t. Dies gilt 
nicht, wenn
a) die Ehe mindestens drei Jahre  gedauert 

und der Altersunterschied der Ehegatten 
nicht mehr als 20 Jahre  betragen  ha t oder 
die Ehe mindestens fünf Jahre  gedauert 
und der Altersunterschied der Ehegatten 
nicht mehr als 25 Jahre  betragen  hat oder 
die Ehe mindestens zehn Jahre  gedauert
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und der Altersunterschied der Ehegatten 
mehr als 25 Jahre  betragen hat,

b) der Gemeindebeamte nach der Eheschlie­
ßung wieder in den Dienststand aufgenom­
men worden ist,

c) aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist 
oder hervorgeht,

dj durch die Eheschließung ein Kind legiti­
miert worden ist, oder

e) am Sterbetag des Gem eindebeam ten dem 
Haushalt der W itwe ein anderes als in 
lit. c oder d genanntes Kind des vers to r­
benen Gemeindebeamten angehört, das 
Anspruch aut W aisenversorgungsgenuß 
hat.
(3) Die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 

gelten sinngemäß für die frühere Ehefrau.

§ 87
Übergangsbeitrag

W enn sich die W itwe im Zeitpunkt des 
Todes des Gemeindebeamten im Zustand der 
Schwangerschaft befindet und keinen A n­
spruch auf W itwenversorgungsgenuß hat, g e ­
bührt ihr auf die Dauer der Schwangerschaft 
ein monatlicher Übergangsbeitrag in der Höhe 
des W itwenversorgungsgenusses, der ihr im 
Falle eines Anspruches zustehen würde. Fer­
ner gebühren der W itwe nach Maßgabe des 
§ 70 Sonderzahlungen. Der Übergangsbeitrag 
ist nach der Beendigung der Schwangerschaft 
im Falle der Geburt eines ehelichen Kindes 
auf den gebührenden Versorgungsgenuß, 
sonst auf die gebührende Abfertigung anzu­
rechnen.

§ 88
W aisenversorgungsgenuß

(1) Dem Kind eines verstorbenen Ge­
meindebeamten, das das 18. Lebensjalir noch 
nicht vollendet hat, gebührt ein monatlicher 
W aisenversorgungsgenuß, wenn der Ge­
meindebeamte im Falle seiner Versetzung in 
den Ruhestand bereits Anspruch auf Ruhe­
genuß gehabt hätte  oder wenn er den Ruhe­
genuß schon bezogen ha.t. Ein Wahl- oder 
Stiefkind hat nur dann Anspruch auf W aisen­
versorgungsgenuß, wenn der Gemeinde­
beamte am Sterbetag für dieses Kind die Kin­
derzulage bezogen hat.

(2) Dem Kind eines verstorbenen Ge­
meindebeamten,das das 18., aber noch nicht 
das 26. Lebensjahr vollendet hat, gebührt auf 
Antrag ein monatlicher W aisenversorgungs­
genuß, solange es in einer Schul- oder Be­
rufsausbildung steht, die seine Arbeitskraft 
überwiegend beansprucht. Zur Schul- oder 
Berufsausbildung zählt auch ein angemessener 
Zeitraum für die Vorbereitung auf die A b­
legung der entsprechenden Abschlußprüfun­

gen und auf die Erwerbung eines akadem i­
schen Grades. Ist die Schul- oder Berufsaus­
bildung durch Ableistung des Präsenzdienstes, 
durch Krankheit oder ein anderes unüber­
windbares Hindernis verzögert worden, so ge­
bührt der W aisenversorgungsgenuß über das 
26. Lebensjahr hinaus für einen der Dauer der 
Behinderung angemessenen Zeitraum.

(3) Dem Kind eines verstorbenen Ge­
meindebeamten, das das 18. Lebensjahr voll­
endet hat, gebührt auf Antrag ein monatlicher 
W aisenversorgungsgenuß, wenn es seit dem 
Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf W aisen­
versorgungsgenuß gemäß den Abs. 1 und 2 
wegfällt, infolge Krankheit oder Gebrechens 
erwerbsunfähig ist.

(4) Der W aisenversorgungsgenuß beträgt
a) für jede Halbwaise 12 v. H. des Ruhe­

genusses, der dem verstorbenen Ge­
m eindebeamten im Zeitpunkt seines Todes 
gebührt hat oder gebührt hätte, mindestens 
aber 8,4 v. H. der Ruhegenußbemessungs­
grundlage;

b) für jede Vollwaise 30 v. H. des Ruhegenus­
ses, der dem verstorbenen Gemeindebeam­
ten im Zeitpunkt seines Todes gebührt hat 
oder gebührt hätte, mindestens aber 21 
v. H. der Ruhegenußbemessungsgrundlage.

(5) Die Bestimmungen des § 85 über die 
begünstigte Bemessung des W itw enversor­
gungsgenusses finden auf W aisen sinngemäß 
Anwendung.

(6) Zum W aisenversorgungsgenuß gebührt 
eine Zulage in der Höhe der für das erste 
Kind vorgesehenen Kinderzulage, sofern die 
Waise nicht eine gleichartige Zulage von einer 
anderen Stelle erhält, ferner nach Maßgabe 
des § 70 die Sonderzahlungen.

(7) Bei mehreren Anspruchsberechtigten 
darf die Summe der W aisenversorgungs­
genüsse zusammen mit allenfalls zu gew äh­
renden W itwenversorgungsgenüssen 120 v. H. 
des Ruhegenusses, der dem Gemeindebeamten 
im Zeitpunkt seines Todes gebührt hat oder 
gebührt hätte, nicht überschreiten, sonst sind 
die W aisenversorgungsgenüsse verhältn is­
mäßig zu kürzen.

(8) Der W aisenversorgungsgenuß nach den 
Abs. 2 und 3 ruht, wenn die W aise
a) Einkünfte bezieht, die zur Bestreitung ihres 

angemessenen Lebensunterhaltes ausrei­
chen,

b) einem Stift oder Kloster angehört und die­
ses für den Lebensunterhalt der W aise auf­
kommt, oder

c) weiblichen Geschlechtes und verheira te t  
ist.
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§ 89
V ersorgungsgenußzulage

(1) Einer Person, die Anspruch auf V ersor­
gungsgenuß hat und deren monatliches Ge­
samteinkommen den Mindestsatz gemäß Abs. 2 
nicht erreicht, gebührt auf Antrag eine m onat­
liche Versorgungsgenußzulage in der Höhe 
des Unterschiedes zwischen dem monatlichen 
Gesamteinkommen und dem Mindestsatz.

(2) Der Mindestsatz ist unter Bedacht
nahme auf den für den Lebensunterhalt not­
wendigen Aufwand von der Landesregierung 
durch Verordnung festzusetzen. Für Kinder, 
für die eine Kinderzulage gewährt wird, sind 
entsprechende Steigerungsbeträge vorzusehen.

§ 90
Vorschuß für Hinterbliebene

In berücksichtigungswürdigen Fällen kann 
einer Person, die Anspruch auf Witwen- oder 
W aisenversorgungsgenuß hat, ein Vorschuß 
gewährt werden. Die Bestimmungen des § 72 
finden sinngemäß Anwendung.

§ 91
Abfertigung

(1) Der W itwe und der W aise eines im 
Dienststand verstorbenen Gemeindebeamten, 
die keinen Anspruch auf Versorgungsgenuß 
haben, gebührt eine Abfertigung. Einer W aise 
gebührt jedoch die Abfertigung nur dann, 
wenn der Gemeindebeamte für sie im Zeit­
punkt seines Todes einen Anspruch auf Kin­
derzulage gehabt hat oder wenn es sich um 
eine nachgeborene W aise handelt.

(2) Die Abfertigung der W itwe beträgt 
für jedes Jah r  der ruhgenußfähigen Gesamt­
dienstzeit das Zweifache des Monatsbezuges, 
der der besoldungsrechtlichen Stellung des Ge­
meindebeamten im Zeitpunkt seines Todes 
entspricht, höchstens jedoch das Zwanzigfache 
dieses Monatsbezuges.

(3) Die Abfertigung der Halbwaise beträgt 
20 v. H., die Abfertigung der Vollwaise 50 v. H. 
der für die W itwe vorgesehenen Abfertigung.

§ 92
Abfindung, Ablösung

(1) W enn die im Bezüge eines W itw en­
versorgungsgenusses stehende W itwe eines 
Gemeindebeamten eine neue Ehe schließt, so 
verliert sie den Anspruch auf W itw enversor­
gungsgenuß. W enn die W itwe die neue Ehe 
vor Vollendung ihres 65. Lebesjahres schließt, 
gebührt ihr eine Abfindung in der Höhe des 
siebzigfachen, und wenn sie die neue Ehe 
nach Vollendung ihres 65., jedoch vor Voll­
endung des 70. Lebensjahres eingeht, eine

solche in der Höhe des fünfunddreißigfachen 
des W itwenversorgungsgenusses samt H aus­
haltszulage und Kinderzulagen, auf den sie 
im Zeitpunkt der W iederverehelichung A n­
spruch gehabt hat.

(2) W ird die neue Ehe durch den Tod des 
Ehemannes, durch Scheidung oder durch Auf­
lösung aufgelöst oder wird die neue Ehe für 
nichtig erklärt, so lebt bei Zutreffen der son­
stigen Voraussetzungen der Versorgungs­
anspruch aus der früheren Ehe wieder auf, 
wenn eine ausreichende Versorgung der 
W itwe nicht anderweitig gewährleistet ist und
a) die Ehe nicht aus dem alleinigen oder über­

wiegenden Verschulden der Ehefrau ge­
schieden oder aufgehoben worden ist, oder

b) bei Nichtigerklärung der Ehe die Ehefrau 
als schuldlos anzusehen ist.
(3) Das W iederaufleben des Versorgungs­

anspruches tritt mit der Auflösung oder Nich­
tigerklärung der letzten Ehe, frühestens je ­
doch fünf Jahre  nach dem seinerzeitigen Er­
löschen des Versorgungsanspruches ein.

(4) Der Witwe, der früheren Ehefrau oder 
der W aise eines Gemeindebeamten kann auf 
Antrag die Ablösung des V ersorgurgsgenus
ses bewilligt werden, wenn berücksichtigungs­
würdige Gründe vorhanden sind. Die Bestim­
mungen des § 82 gelten sinngemäß.

§ 93
Todesfallbeitrag

(1) Stirbt ein Gemeindebeamter, so haben 
nacheinander Anspruch auf den Todesfall­
beitrag:
a) der überlebende Ehegatte, sofern er mit 

dem V erstorbenen im Zeitpunkt seines 
Todes in häuslicher Gemeinschaft gelebt 
hat oder diese Gemeinschaft nur wegen der 
Erziehung der Kinder, aus Gesundheits­
rücksichten, aus wirtschaftlichen oder ähn­
lichen, nicht im persönlichen Verhältnis 
der Ehegatten gelegenen Gründen aufge­
geben war;

b) das Kind, und wenn ein solches nicht vo r­
handen ist, das Enkelkind, das im Zeit­
punkt des Todes des Gemeindebeamten 
dessen Haushalt angehört hat;

c) das Kind, und wenn ein solches nicht vo r­
handen ist, das Enkelkind, das die Kosten 
der Bestattung ganz oder teilweise bestrit­
ten  hat.
(2) Sind mehrere Kinder (Enkelkinder) 

nebeneinander anspruchsberechtigt, so ge­
bührt ihnen der Todesfallbeitrag zur ungeteil­
ten Hand.

(3) Der Todesfallbeitrag beträgt das Drei­
fache des Monatsbezuges (Ruhegenusses zu-
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züglich allfälliger Zulagen), der der besol­
dungsrechtlichen Stellung entspricht, die der 
Gemeindebeamte im Zeitpunkt seines Todes 
erreicht hat. Stirbt ein Gemeindebeamter im 
Monat des W irksam w erdens der Versetzung 
in den Ruhestand, so ist der Todesfallbeitrag 
so zu bemessen, als ob sich der Gemeinde­
beamte am Sterbetag noch im Dienststand be­
funden hätte.

(4) Ist kein Anspruchsberechtigter nach 
Abs. 1 vorhanden, so gebührt der Person, die 
die Kosten der Bestattung des Gemeinde­
beam ten ganz oder teilweise aus eigenen Mit­
teln getragen hat, auf Antrag  der Ersatz ihrer 
Auslagen, soweit diese im Nachlaß des V er­
storbenen oder in einer Leistung der gesetz­
lichen Krankenversicherung nicht gedeckt sind.

(5) Sind keine Personen vorhanden, die 
Anspruch auf Todesfallbeitrag nach Abs. 1 
haben und erreicht ein allfällig gebührender 
Beitrag zu den Bestattungskosten nicht die 
Höhe des Todesfallbeitrages, so kann aus be­
rücksichtigungswürdigen Gründen jenen Per­
sonen, die den Gemeindebeamten vor seinem 
Tode unentgeltlich gepflegt oder die Kosten 
der Pflege ganz oder teilweise aus eigenen 
Mitteln getragen haben, auf Antrag ein Bei­
trag zu den Pflegekosten gewährt werden.

(6) Die Beiträge zu den Bestattungs- und 
Pflegekosten dürfen zusammen die Höhe des 
in Betracht kommenden Todesfallbeitrages 
nicht übersteigen.

8. Abschnitt
Ahndung von Pflichtverletzungen

§ 94
Art der Ahndung,

Mitteilung von Pflichtverletzungen

(1) Ungehörigkeiten in der Amtsführung 
und Pflichtverletzungen, die sich der Ge­
meindebeamte zuschulden kommen läßt, zie­
hen unbeschadet einer strafrechtlichen A hn­
dung je nach ihrer Bedeutung Ausstellungen, 
Rügen, Ordnungsstrafen oder Dienststrafen 
nach sich. Die V erhängung von Ordnungsstra­
fen oder Dienststrafen wird durch allfällige 
in der gleichen Sache bereits ergangene A us­
stellungen und Rügen nicht behindert.

(2) Die Dienststellen des Landes und der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) sind v e r­
pflichtet, H andlungen oder Unterlassungen 
eines Gemeindebeamten, die den Tatbestand 
einer Verletzung seiner Dienstpflichten bil­
den könnten, seiner Dienstbehörde unverzüg­
lich mitzuteilen.

§ 95
Ausstellungen, Rügen

(1) Die Vorgesetzten des Gemeindebeam­
ten haben das Recht, ihm Ungehörigkeiten in 
seiner Amtsführung auszustellen oder ihm 
w egen geringfügiger Verletzungen der ihm 
obliegenden Pflichten eine mündliche Rüge zu 
erteilen.

(2) Ausstellungen und Rügen gemäß Abs. 1 
haben, abgesehen von ihrem allfälligen Ein­
fluß auf die Dienstbeurteilung, keine dienst­
rechtlichen Folgen und sind im Standes­
ausweis nicht einzutragen.

§ 96
Ordnungsstrafen

(1) Ein Gemeindebeamter, der seine Dienst­
pflichten empfindlich verletzt, macht sich, so­
fern die Pflichtverletzung nicht den Tatbestand 
des Dienstvergehens darstellt, einer O rd­
nungswidrigkeit schuldig, ü b e r  einen solchen 
Gemeindebeamten hat der Bürgermeister eine 
Ordnungsstrafe zu verhängen.

(2) Ordnungsstrafen sind die Verwarnung 
und die Geldbuße. Die Geldbuße ist unter Be- 
dachtnahme auf alle sachlichen und persön­
lichen Umstände des Straffalles mit minde­
stens 5 v. H. und höchstens 10 v. H. des vom 
Beschuldigten zuletzt bezogenen M onatsbezu­
ges mit Ausnahme der Haushaltszulage und 
Kinderzulagen zu bemessen. Sie ist vom näch­
sten M onatsbezug des Bestraften zurückzube­
halten und für Wohlfahrtszwecke der Ge­
meinde zu verwenden.

(3) Vor der Verhängung einer Ordnungs­
strafe ist dem Beschuldigten Gelegenheit zur 
schriftlichen oder mündlichen Rechtfertigung 
zu geben. Die Ordnungsstrafe ist unter A n ­
gabe der Gründe schriftlich zu verhängen.

(4) Gegen die V erhängung einer Ordnungs­
strafe kann  der Gemeindebeamte binnen zwei 
Wochen Beschwerde erheben, ü b e r  die Be­
schwerde hat der Gemeindevorstand zu ent­
scheiden.

(5) Ordnungsstrafen sind im Standesaus­
weis nicht einzutragen.

§ 97
Dienststrafen

(1) W enn die von einem Gemeindebeam­
ten begangene Pflichtverletzung mit Rücksicht 
auf die Art und Schwere der Verfehlung, auf 
die mit ihr verbundene Gefährdung oder Schä­
digung öffentlicher Interessen, auf ihre W ie ­
derholung oder auf andere erschwerende Um­
stände, mit einer Ordnungsstrafe nicht mehr 
ausreichend geahndet wäre, stellt sie ein 
Dienstvergehen dar. In diesem Falle ist gegen
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den Gemeindebeamten nach M aßgabe der Be­
stimmungen des § 102 Abs. 1 das Dienststraf­
verfahren einzuleiten.

(2) Gegen einen Gemeindebeamten des 
Ruhestandes ist das Dienststrafverfahren 
durchzuführen
a) w egen eines im Diensfstand begangenen, 

erst nach seiner Versetzung in den Ruhe­
stand bekannt gewordenen Dienstverge­
hens,

b) wenn er die Zuerkennung eines ihm nicht 
gebührenden Ruhegenusses erschlichen hat,

c) wenn er die nach diesem Gesetz auch 
einem Gemeindebeamten des Ruhestandes 
obliegenden Pflichten gröblich verletzt.
(3) Dienststrafen sind:

a) der Verweis,
b) die Geldstrafe,
c) die Ausschließung von der Vorrückung in 

höhere Bezüge,
d) die M inderung des Monatsbezuges (Ruhe­

genusses),
e) die M inderung des M onatsbezuges mit 

Ausschließung von der Vorrückung in 
höhere Bezüge,

f) die Uberstellung in eine niedrigere V er­
wendungsgruppe,

g) die Versetzung in den  dauernden Ruhe­
stand mit zeitweise oder dauernd gemin­
dertem Ruhegenuß,

h) die Entlassung.
(4) Die Geldstrafe ist mit mindestens 10 

v. H. und höchstens 20 v. H. des vom Beschul­
digten zuletzt bezogenen M onatsbezuges mit 
Ausnahme der Haushaltszulage und Kinder­
zulagen zu bemessen, Sie ist vom nächsten 
Monatsbezug des Bestraften zurückzubehalten 
und für Wohlfahrtszwecke der Gemeinde zu 
verwenden.

(5) Auf Ausschließung von der  Vorrückung 
in höhere Bezüge kann für die Dauer von drei 
Monaten bis zu zwei Jah ren  erkannt werden.

(6) Die M inderung des Monatsbezuges 
(Ruhegenusses) hat mindestens 10 v. H. und 
höchstens 25 v. H. desselben mit Ausnahme 
der Haushaltszulage und der Kinderzulagen 
zu betragen und ist für die Dauer von sechs 
M onaten bis zu drei Jah ren  anzuordnen. Dies 
gilt auch für die Minderung des M onatsbezu­
ges mit Ausschließung von der Vorrückung in 
höhere Bezüge.

(7) Bei der Überstellung in eine niedrigere 
Verwendungsgruppe ist auszusprechen, in 
welche Verwendungsgruppe und in welchen 
Dienstzweig der Beschuldigte einzuordnen ist 
und für welchen Zeitraum die Überstellung in 
eine höhere Verwendungsgruppe ausgeschlos­
sen ist. Dieser Zeitraum muß mindestens fünf 
Jahre  betragen.

(8) Die Dienststrafe der Versetzung in den 
dauernden Ruhestand mit zeitweise oder 
dauernd gemindertem Ruhegenuß darf nur 
verhängt werden, wenn der Beschuldigte im 
Zeitpunkt der Verhängung der Dienststrafe 
das 50. Lebensjahr vollendet hat. Bei der 
Dienststrafe der Versetzung in den dauernden 
Ruhestand hat die M inderung des Ruhegenus­
ses mindestens 10 v. H. und höchstens 60 v. H. 
desselben mit Ausnahme der Haushaltszulage 
und Kinderzulagen zu betragen.

§ 98
Aufschub des Strafvollzuges

(1) W enn  dienstliche Interessen nicht be ­
einträchtigt werden und nach Lage des Falles 
angenommen werden kann, daß die bloße A n­
drohung des Strafvollzuges ausreichen wird, 
um den Gemeindebeamten von weiteren  V er­
fehlungen abzuhalten, kann  die Dienststraf­
kammer den Vollzug der im § 97 Abs. 3 lit. b 
bis d aufgezählten Dienststrafen aufschieben.

(2) Neben der Beschaffenheit des Dienst­
vergehens und dem Grad des Verschuldens 
ist bei der Entscheidung über den Aufschub 
des Strafvollzuges vornehmlich auf die dienst­
liche Führung des Beschuldigten, sein Alter 
und seine wirtschaftlichen Verhältnisse sowie 
darauf Bedacht zu nehmen, ob er den Schaden 
nach Kräften gutgemacht hat.

(3) Bei Aufschub des Strafvollzuges beträgt 
die Bewährungsfrist drei Jahre, beginnend 
mit der Rechtskraft des Dienststraferkenntnis­
ses. W ird  gegen den Gemeindebeamten inner­
halb dieser Frist neuerlich ein Dienststrafver­
fahren eingeleitet, so verlängert  sich die Be­
währungsfrist bis zum Abschluß dieses Dienst­
strafverfahrens.

(4) W ird über den Gemeindebeamten in­
nerhalb der Bewährungsfrist neuerlich eine 
Dienststrafe verhängt und lautet diese nicht 
auf Entlassung, so ist die aufgeschobene Strafe 
nach Vollstreckung der neuen  Dienststrafe zu 
vollziehen.

§ 99
Dienststrafkammer

(1) Dienstsirafen können nur von der 
Dienststrafkammer für Gemeindebeamte v e r ­
hängt werden.

(2) Die Dienststrafkammer für Gemeinde­
beamte besteht bei der Bezirkshauptmann­
schaft Feldkirch. Sie setzt sich aus einem 
rechtskundigen Landesbeamten als Vorsitzen­
den, zwei Bürgermeistern und zwei Gemeinde­
beamten, wovon mindestens einer der V er­
w endungsgruppe des Beschuldigten anzuge­
hören hat, zusammen. Die Mitglieder der 
Dienststrafkammer und die erforderliche Zahl 
von Ersatzmitgliedern sind von der Landes-
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regierung unter Bezeichnung des Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreters auf die Dauer von 
drei Jah ren  zu bestellen. Die Bestellung der 
aus der Reihe der Bürgermeister zu entneh­
menden Mitglieder und Ersatzmitglieder hat 
auf Vorschlag einer allenfalls bestehenden, 
die Mehrzahl der V orarlberger Gemeinden 
umfassenden Vereinigung und die Bestellung 
der aus der Reihe der Gemeindebeamten zu 
entnehmenden Mitglieder und Ersatzmitglie­
der auf Vorschlag einer allenfalls durch Ge­
setz geschaffenen Personalvertre tung der Ge­
m eindebediensteten zu erfolgen. Den Schrift­
führer der Dienststrafkammer für Gemeinde­
beamte hat die Bezirkshauptmannschaft Feld­
kirch von Fall zu Fall aus der Reihe ihrer 
rechtskundigen Landesbeamten beizustellen.

(3) Die Mitglieder der Dienststrafkammer 
sind auszuscheiden und für den Rest der 
Funktionsdauer durch neue zu ersetzen, wenn 
die Voraussetzungen für ihre Bestellung nicht 
mehr gegeben sind oder wenn gegen sie ein 
Strafgerichts- oder Dienststrafverfahren an­
hängig wird. Hinsichtlich ihrer Befangenheit 
im einzelnen Fall gelten die Bestimmungen 
des § 7 AVG. 1950.

(4) Die Dienststrafkammer hat ihre Be­
schlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit zu 
fassen. Der Vorsitzende hat seine Stimme zu­
letzt abzugeben. Eine Stimmenthaltung ist 
nicht zulässig. W enn es der Vorsitzende an­
ordnet oder ein Beisitzer verlangt, ist die 
Abstimmung geheim durchzuführen, ü b e r  
Schuld und Strafe ist getrennt abzustimmen. 
W enn ein Beschluß über die Strafe oder das 
Strafausmaß mit einfacher Stimmenmehrheit 
nicht zustande kommt, sind die Stimmen für 
die strengere Strafe oder das höhere Straf­
ausmaß jenen für die nächstmildere solange 
zuzuzählen, bis sich für eine Strafe oder ein 
Strafausmaß eine einfache M ehrheit ergibt.

(5) Die Mitglieder der Dienststrafkammer 
sind in Ausübung ihres Amtes unabhängig 
und an keine W eisungen gebunden. Sie haben 
ihr Amt als Ehrenamt auszuüben und haben 
lediglich Anspruch auf Ersatz ihrer Bar­
auslagen.

(6) Die aus der Mitwirkung von Landes­
beamten erwachsenden Kosten und den Sach­
aufwand des Dienststrafverfahrens hat das 
Land zu tragen. Für die übrigen V erfahrens­
kosten hat, unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 106 Abs. 6, die Gemeinde aufzukommen, bei 
der der Beschuldigte angestellt ist.

§ 100 
Ankläger

(1) Zur Vertretung der durch eine Pflicht­
widrigkeit verletzten dienstlichen Interessen 
hat die Landesregierung auf die Dauer der

Funktionsperiode der Dienststrafkammer ei­
nen rechtskundigen Landes- oder Gemeinde­
beamten zum Ankläger zu bestellen. Die Be­
stimmung des § 99 Abs. 3 gilt sinngemäß.

(2) Dem Ankläger obliegt es, bei der 
Durchführung des Dienststrafverfahrens für 
die W ahrung des Ansehens des Standes der 
Gemeindebeamten, für strenge Erfüllung der 
Dienstpflichten und W ahrung der Interessen 
der Gemeinde einzutreten. Er hat hiebei auch 
die für den Beschuldigten sprechenden Um­
stände zu berücksichtigen.

(3) Der Ankläger ist vor jeder Beschluß­
fassung der Dienststrafkammer zur W ahrung 
der ihm anvertrauten  Interessen zu hören.

§ 101
Verteidiger

(1) Der Beschuldigte hat das Recht, sich 
eines Verteidigers aus dem Stande der Ge­
meindebeamten des Landes oder der in der 
Verteidigerliste eingetragenen Personen zu 
bedienen. Beamte dürfen hiefür keine Beloh­
nung annehmen und haben gegenüber dem 
Beschuldigten nur Anspruch auf Vergütung 
des im Interesse der Verteidigung notwendi­
gen und zweckmäßig gemachten Aufwandes.

(2) Der Verteidiger ist befugt, alles, was er 
zur Verteidigung des Beschuldigten für dien­
lich erachtet, unumwunden vorzubringen und 
die gesetzlichen Verteidigungsmittel anzuwen­
den. Er ist verpflichtet, über alle ihm in sei­
ner Eigenschaft als Verteidiger zukommenden 
vertraulichen Mitteilungen Verschwiegenheit 
zu beobachten.

(3) Gemeindebeamte, die mit der Verteid i­
gung betraut werden, dürfen wegen ihrer 
Äußerungen, die in der pflichtgemäßen W ah ­
rung der ihnen anvertrauten  Interessen b e ­
gründet sind, weder während der Ausübung 
ihres Auftrages noch nach dessen Beendigung 
zur Verantwortung gezogen werden. Sie h a ­
ben indes bei der W ahrnehmung ihrer Auf­
gabe als Verteidiger in W ort und Schrift den 
gebotenen Anstand zu wahren, widrigenfalls 
der Vorsitzende der Dienststrafkammer ihnen 
nach vorausgegangener Mahnung das W ort 
entziehen oder ihre Entfernung verfügen kann.

§ 102
Einleitung des Dienststrafverfahrens

(1) Erachtet die Dienstbehörde den Tat­
bestand eines Dienstvergehens gegeben, so 
hat sie nach vorläufiger Klarstellung des Sach­
verhaltes unter Anschluß des Personalaktes 
des Beschuldigten die Anzeige an die Dienst­
strafkammer zu erstatten.

(2) Ist die Dienstbehörde der Anschauung, 
daß die vorliegende Pflichtverletzung auch
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einen strafgerichtlich zu ahndenden Tat­
bestand darstellt, so hat sie unter gleichzeiti­
ger Verständigung der Dienststrafkammer die 
Anzeige an die Staatsanwaltschaft zu ers ta t­
ten.

(3) Die Dienststrafkammer hat nach A n­
hörung des Anklägers ohne Parte ienverhand­
lung und erforderlichenfalls nach Vornahme 
weiterer Erhebungen zu beschließen, ob das 
Dienststrafverfahren einzuleiten ist oder ob 
die Einleitung des Dienststrafverfahrens ab­
gelehnt wird. Im Falle der Einleitung des 
Dienststrafverfahrens hat die Dienststrafkam­
mer zu beschließen, ob eine Dienststrafunter­
suchung durchzuführen ist oder ob die Sache 
gleich zur mündlichen Verhandlung verwiesen 
wird. Die sofortige Verweisung der Sache zur 
mündlichen Verhandlung ist nur mit Zustim­
mung des Anklägers zulässig. W enn gemäß 
Abs. 6 das Dienststrafverfahren, zu ruhen hat, 
ist der Beschluß über die Durchführung der 
Dienststrafuntersuchung oder die sofortige 
Verweisung der Sache zur mündlichen V er­
handlung erst nach Abschluß des strafgericht­
lichen Verfahrens zu fassen. Für den Beschluß 
auf sofortige Verweisung der Sache zur m ünd­
lichen Verhandlung gelten die Bestimmungen 
des § 104 Abs. 3.

(4) Die Entscheidungen der Dienststrafkam­
mer gemäß Abs. 3 sind dem Beschuldigten, 
dem Ankläger und der Dienstbehörde schrift­
lich zuzustellen. Gegen den Beschluß auf Ein­
leitung des Dienststrafverfahrens und auf 
Durchführung der Dienststrafuntersuchung ist 
kein Rechtsmittel zulässig, gegen den Be­
schluß, mit dem die Einleitung des Dienst­
strafverfahrens abgelehnt wird oder die Sache 
sofort zur mündlichen Verhandlung verwiesen 
wird, kann der Ankläger binnen zwei Wochen 
Berufung an die Dienststrafberufungskammer 
erheben.

(5) W enn ein in ein Strafgerichts- oder 
Dienststrafverfahren verwickelter Gemeinde­
beamter nicht schon durch die Dienstbehörde 
vom Dienst enthoben ist, kann ihn die Dienst­
strafkammer vom Dienst vorläufig entheben, 
wenn sie dies mit Rücksicht auf die Art und 
die Schwere der ihm zur Last gelegten Pflicht­
verletzung angezeigt erachtet. Hiefür gelten 
die Bestimmungen des § 20 Abs. 2 und 3.

(6) Erachtet die Dienststrafkammer, daß die 
dem Gemeindebeamten zur Last gelegte 
Pflichtverletzung strafgerichtlich zu ahnden 
sei, so hat sie die Anzeige an die Staats­
anwaltschaft zu erstatten, sofern dies nicht 
bereits durch die Dienstbehörde geschehen ist. 
Bis zum Abschluß des strafgerichtlichen V er­
fahrens hat das Dienststrafverfahren zu ruhen.

(7) W enn das Dienstverhältnis des Be­
schuldigten aufgelöst wird, ist das Dienststraf­
verfahren einzustellen.

§ 103
Untersuchung, Untersuchungsführer

(1) Ist die Einleitung der Dienststrafunter­
suchung beschlossen, so hat die Landesregie­
rung auf Antrag des Vorsitzenden der Dienst­
strafkammer einen rechtskundigen Landes­
oder Gemeindebeamten als Untersuchungsfüh­
rer zu bestellen. Hievon ist der Beschuldigte 
von der Dienststrafkammer in Kenntnis zu 
setzen. Mitglieder der Dienststrafkammer und 
der Ankläger können nicht zu Untersuchungs­
führern bestellt werden.

(2) Der Untersuchungsführer ha t Zeugen 
und Sachverständige unbeeidet zu vernehmen, 
alle zur vollständigen Aufklärung der Sache 
erforderlichen Umstände und Beweismittel von 
Amts wegen zu erforschen und dem Beschul­
digten Gelegenheit zu geben, sich über alle 
Anschuldigungspunkte zu äußern. Die V er­
weigerung der Mitwirkung des Beschuldigten 
hält das Verfahren nicht auf.

(3) Der Ankläger kann eine Ergänzung der 
Untersuchung namentlich durch Einbeziehung 
neuer Anschuldigungspunkte beantragen. Auch 
der Beschuldigte hat das Recht, die Vornahme 
bestimmter Erhebungen zu beantragen.

(4) Hegt der Untersuchungsführer Beden­
ken, einem Ergänzungsantrag stattzugeben, so 
hat er einen Beschluß der Dienststrafkammer 
einzuholen.

(5) W ährend der Dauer der Untersuchung 
kann der Untersuchungsführer, soweit er es 
mit dem Zweck des Verfahrens vereinbar fin­
det, dem Beschuldigten und seinem Verteid i­
ger die unbeschränkte oder teilweise Einsicht­
nahme in die V erhandlungsakten gestatten. 
Nach Zustellung des Verweisungsbeschlusses 
haben  der Beschuldigte und sein Verteidiger 
das Recht, die Verhandlungsakten, mit A us­
nahme der Beratungsniederschriften, einzu­
sehen und von ihnen Abschrift zu nehmen. 
Mitteilungen an die Öffentlichkeit über den 
Inhalt der V erhandlungsakten sind untersagt.

(6) Die Akten über die abgeschlossene 
Dienststrafuntersuchung hat der Unter­
suchungsführer dem Ankläger zu übergeben, 
der sie mit seinen A nträgen der Dienststraf­
kammer vorzulegen hat.

§ 104
Einstellungsbeschluß, Verweisungsbeschluß, 

Ablehnung von M itgliedern 
der Dienststrafkammer

(1) Auf Grund des Ergebnisses der Dienst­
strafuntersuchung und der Anträge des An-
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klägers hat die Dienststrafkammer ohne Par­
teienverhandlung zu beschließen, das Dienst­
strafverfahren einzustellen oder die Unter­
suchung zu ergänzen oder die Sache zur münd­
lichen Verhandlung zu verweisen. Dieser Be­
schluß ist dem Beschuldigten und dem A nklä­
ger zuzustellen.

(2) Gegen den Beschluß auf Einstellung 
des Dienststrafverfahrens kann  der Ankläger 
binnen zwei Wochen Berufung an die Dienst­
strafberufungskammer erheben.

(3) Im Verweisungsbeschluß müssen die 
Anschuldigungspunkte bestimmt angeführt so­
wie die zur Behandlung der Dienststrafsache 
bestellten Mitglieder der Dienststrafkammer 
und die Verfügungen bezeichnet werden, die 
zur Vorbereitung der mündlichen V erhand­
lung zu treffen sind.

(4) Gegen den Verweisungsbeschluß ist 
kein Rechtsmittel zulässig. Binnen einer Woche 
nach Zustellung des Verweisungsbeschlusses 
können der Beschuldigte und der Ankläger 
aber weitere Anträge stellen, über welche 
die Dienststrafkammer ohne Zulassung eines 
gesonderten Rechtsmittels zu entscheiden hat. 
Der Beschuldigte kann binnen dieser Frist 
ferner zwei der zur Behandlung der Dienst­
strafsache bestellten Mitglieder der Dienst­
strafkammer ohne Angabe von Gründen ab­
lehnen. Für die abgelehnten Mitglieder sind 
Ersatzmitglieder zu berufen.

§ 105
Mündliche Verhandlung

(1) Der Tag der mündlichen Verhandlung 
ist vom Vorsitzenden der Dienststrafkammer 
zu bestimmen. Zur mündlichen Verhandlung 
sind außer dem Beschuldigten und dem A n­
kläger der Verteidiger und die Dienstbehörde 
des Beschuldigten mindestens zwei Wochen 
vorher zu laden. Die Dienststrafkammer kann 
das persönliche Erscheinen des Beschuldigten 
bei der mündlichen V erhandlung anordnen.

(2) Die mündliche Verhandlung ist vom 
Vorsitzenden der Dienststrafkammer zu lei­
ten. Sie ist nicht öffentlich. Auf Verlangen des 
Beschuldigten muß jedoch bis zu drei Ge­
m eindebediensteten die Anwesenheit bei der 
V erhandlung gestatte t werden, öffentliche 
M itteilungen über den Inhalt der V erhand­
lung sind verboten. Die Dienststrafkammer 
hat jedoch auszusprechen, daß die V erlau t­
barung des rechtskräftigen Dienststraferkennt­
nisses zulässig ist, w enn  entweder der Be­
schuldigte dies beantragt und der V erlau t­
barung kein öffentliches Interesse entgegen­
steht, oder auf Antrag des Anklägers, wenn 
die V erlautbarung im öffentlichen Interesse 
gelegen ist.

(3) Die Verhandlung beginnt mit der V e r­
lesung des Verweisungsbeschlusses. Hierauf 
folgt die Vernehm ung des Beschuldigten, der 
vorgeladenen Zeugen und Sachverständigen 
und, soweit erforderlich, die Verlesung der 
im V orverfahren aufgenommenen N ieder­
schriften und der für das Verfahren bedeu t­
samen Urkunden.

(4) Der Beschuldigte, sein Verteidiger, der 
Vertre ter  der Dienstbehörde des Beschuldig­
ten, der Ankläger und die Mitglieder der 
Dienststrafkammer haben das Recht, sich zu 
den einzelnen vorgebrachten Beweismitteln zu 
äußern und Fragen an die Zeugen und Sach­
verständigen zu stellen. Dem Beschuldigten 
und dem Ankläger steht außerdem das Recht 
zu, weitere Beweisanträge zu stellen, über 
welche die Dienststrafkammer sofort ohne Zu­
lassung eines gesonderten Rechtsmittels zu 
erkennen hat.

(5) Nach Schluß des Beweisverfahrens sind 
der Ankläger, der Beschuldigte sowie dessen 
Verteidiger zu hören. Dem Beschuldigten steht 
das letzte W ort zu.

(6) ü b e r  die mündliche Verhandlung ist 
eine Niederschrift aufzunehmen, welche die 
Namen der Anwesenden und eine Darstellung 
des Ganges der Verhandlung in allen w esen t­
lichen Punkten zu enthalten hat. Soweit h ier­
über bereits Schriftstücke bei den V erhand­
lungsakten liegen, genügt es, wenn in der 
Niederschrift auf diese Schriftstücke verwiesen 
wird, ü b e r  die Beratungen und Abstimmungen 
ist eine gesonderte Niederschrift zu führen. 
Die Niederschriften sind vom Vorsitzenden 
und vom Schriftführer zu unterzeichnen.

§ 106
Dienststraferkenntnis

(1) Die Dienststrafkammer hat bei Fällung 
des Erkenntnisses nur auf das Rücksicht zu 
nehmen, was in der mündlichen Verhandlung 
vorgebracht worden ist. Sie ist bei ihrer Ent­
scheidung an ein freisprechendes Urteil des 
Strafgerichtes und an Beweisregeln nicht ge­
bunden, sondern hat nach freier, gewissen­
hafter Prüfung aller vorgebrachten Beweis­
mittel zu erkennen.

(2) Stellt sie das Dienststrafverfahren ein, 
weil die dem Beschuldigten zur Last gelegte 
Pflichtverletzung zwar erwiesen ist, aber nicht 
den C harakter  eines Dienstvergehens im 
Sinne des § 97 Abs. 1 aufweist, so hat sie eine 
Ausfertigung ihres Beschlusses der Dienst­
behörde des Beschuldigten zukommen zu las­
sen. Diese hat sodann das O rdnungsstrafver­
fahren gemäß § 96 einzuleiten.

(3) W ird ein Dienststraferkenntnis gefällt, 
so hat es alle im Verweisungsbeschluß ange-
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führten Anschuldigungen zu umfassen und 
den Beschuldigten hinsichtlich jeder einzelnen 
von ihnen entweder schuldig oder frei zu spre­
chen. Das Dienststraferkenntnis ist schriftlich 
auszufertigen und dem Beschuldigten sowie 
dem Ankläger längstens binnen zwei Wochen 
nach Durchführung der mündlichen V erhand­
lung zuzustellen. Es kann  überdies am 
Schlüsse der mündlichen V erhandlung m ünd­
lich verkündet werden. Die schriftliche A us­
fertigung des Dienststraferkenntnisses hat die 
Bezeichnung der Dienststrafkammer, die Per­
sonaldaten des Beschuldigten, den Spruch, die 
Begründung, die Rechtsmittelbelehrung und 
die Angabe des Zeitpunktes, in dem sie er­
folgt ist, zu enthalten.

(4) Im Schuldspruch ist darzulegen, inwie­
weit das dem Beschuldigten zur Last gelegte 
V erhalten  als erwiesen anzusehen und im 
Sinne des § 97 Abs. 1 als Dienstvergehen zu 
beurte ilen ist, welche Strafe verhängt wird 
und inwieweit der Beschuldigte die Kosten 
des Dienststrafverfahrens zu ersetzen hat.

(5) In der Begründung ist darzulegen
a) im Falle des Schuldspruches,

aus welchen Gründen das dem Beschuldig­
ten  zur Last gelegte V erhalten  als erw ie­
sen angenommen und als Dienstvergehen 
beurteilt worden ist und wieweit erschwe­
rende und mildernde Umstände, insbeson­
dere eine infolge Enthebung vom Dienst 
gegebenenfalls e ingetretene Minderung 
der Bezüge des Beschuldigten, auf die Be­
messung der Strafe und der vom Beschul­
digten zu ersetzenden Verfahrenskosten 
von Einfluß waren;

b) im Falle des Freispruches,
aus welchen Gründen das dem Beschuldig­
ten zur Last gelegte V erhalten  als nicht er­
wiesen angesehen wird oder die Straf­
barkeit  oder die Verfolgung ausgeschlos­
sen wird.
(6) Im Falle des Schuldspruches hat der 

Beschuldigte der Gemeinde, bei der er ange­
stellt ist, einen nach dem Ausmaß seines V er­
schuldens mit 5 bis 10 v. H. seines letzten 
M onatsbezuges (Ruhegenusses) mit Ausnahme 
der Haushaltszulage und Kinderzulagen zu 
bem essenden V erfahrenskostenbeitrag  zu lei­
sten und außerdem jene Verfahrenskosten  zu 
ersetzen, die er mutwillig verursacht hat. 
Diese Kosten können durch Gehaltsabzug (Ab­
zug vom  Ruhegenuß) eingebracht werden. Die 
Kosten seines Verteidigers ha t der Beschul­
digte in jedem Falle selber zu tragen.

(7) Gegen das Erkenntnis der Dienststraf­
kammer können der Beschuldigte und der A n­
kläger w egen des Ausspruches über Schuld 
und Strafe sowie wegen der Entscheidung 
über den Kostenersatz die Berufung erheben,

gegen die Einstellung des Dienststrafverfah­
rens steht dem A nkläger die Berufung zu. Die 
Berufung ist binnen zwei Wochen nach Zustel­
lung des Dienststraferkenntnisses beim V or­
sitzenden der Dienststrafkammer einzubrin­
gen.

§ 107
Dienststrafberu f ungskammer

(1) ü b e r  die Berufung gegen die Ableh­
nung der Einleitung oder gegen die Einstel­
lung des Dienststrafverfahrens oder gegen ein 
Erkenntnis der Dienststrafkammer hat die 
Dienststrafberufungskammer für Gemeinde­
beamte zu entscheiden. Sie besteht aus einem 
rechtskundigen Landesbeamten, der minde­
stens der Dienstklasse VII angehört, als V or­
sitzenden, einem Richter, einem rechtskundi­
gen Gemeindebeamten, einem Bürgermeister 
und einem Gemeindebeamten jener V erw en­
dungsgruppe, welcher der Beschuldigte an­
gehört. Die Landesregierung hat den Richter 
und dessen Ersatzmann mit Zustimmung des 
Präsidenten des Landesgerichtes Feldkirch 
aus dem Kreis der Richter des Sprengels des 
Landesgerichtes Feldkirch zu bestellen. Auf 
die Dienststrafberufungskammer finden im 
übrigen die Bestimmungen des § 99 Abs. 2 bis 
6 sinngemäß Anwendung.

(2) Die Dienststrafberufungskammer hat 
ohne mündliche V erhandlung zu entscheiden.
a) wenn die Berufung unzulässig ist oder v e r­

spätet eingebracht oder von einer Person 
erhoben wurde, der das Berufungsrecht 
nicht zusteht;

b) wenn sie eine Ergänzung der Untersuchung 
für nötig hält; in diesem Falle ist die 
Durchführung der Dienststrafkammer auf­
zutragen;

c) wenn wesentliche Mängel des Verfahrens 
seine W iederholung in erster Instanz e r ­
forderlich machen; in diesem Falle ist das 
angefochtene Erkenntnis aufzuheben und 
die Sache an die Dienststrafkammer zu­
rückzuverweisen;

d) wenn eine Berufung nur die Entscheidung 
über den Kostenersatz betrifft.
(3) Ist keiner der in Abs. 2 vorgesehenen 

Fälle gegeben, so ha t der Vorsitzende der 
Dienststrafberufungskammer den Tag der 
mündlichen V erhandlung zu bestimmen. Für 
das weitere V erfahren sind die Vorschriften 
über das V erfahren vor der Dienststrafkam­
mer sinngemäß anzuwenden.

(4) H at nur der Beschuldigte Berufung er­
hoben, so darf die von der Dienststrafkammer 
verhängte  Strafe im Berufungsverfahren nicht 
verschärft werden.
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§ 108
Vollziehung des Dienststraferkenntnisses

Der Vorsitzende der Dienststrafkammer 
hat nach Eintritt der Rechtskraft eine A us­
fertigung des Erkenntnisses und des allfäl­
ligen Berufungserkenntnisses der Dienst­
behörde zu übersenden und den Vollzug so­
wie die Eintragung der Dienststrafe in den 
Standesausweis zu veranlassen. Sofern die 
Verhängung einer Diensts.trafe die Vollzie­
hung einer aufgeschobenen Dienststrafe zur 
Folge hat, hat der Vorsitzende der Dienststraf­
kammer auch den Vollzug der aufgeschobenen 
Dienststrafe zu veranlassen.

§ 109
Wiederaufnahme des Dienststrafverfahrens

(1) Ist die Einleitung der Diens.tstrafunter- 
suchung abgelehnt, das Verfahren aus einem 
anderen Grund als dem des § 102 Abs. 7 ein­
gestellt oder der Beschuldigte freigesprochen 
worden, so kann das Verfahren zum. Nachteil 
des Beschuldigten auf Antrag des Anklägers 
nur dann wieder aufgenommen werden, wenn 
neue Tatsachen oder Beweismittel allein oder 
in Verbindung mit den früher erhobenen Be­
weisen geeignet sind, die Überführung des 
Beschuldigten und die Verhängung einer 
Dienststrafe zu begründen.

(2) Der zu einer Dienststrafe rechtskräftig 
verurteilte  Gemeindebeamte oder seine ge­
setzlichen Erben können die W iederaufnahme 
des Verfahrens auch nach vollzogener Strafe 
verlangen, wenn sie neue Tatsachen oder Be­
weismittel beibringen, die allein oder in V er­
bindung mi.t den früher erhobenen Beweisen 
geeignet sind, einen Freispruch oder eine mil­
dere Strafe zu begründen.

(3) Der Antrag auf W iederaufnahm e des 
Verfahrens ist binnen zwei Wochen von dem 
Tage an, an dem der Ankläger, der Verurteilte 
oder seine gesetzlichen Erben nachweislich von 
dem W iederaufnahm egrund Kenntnis erlangt 
haben, bei der Dienststrafkammer schriftlich 
einzubringen.

(4) ü b e r  die W iederaufnahm e des V erfah­
rens hat die Dienststrafkammer ohne m ünd­
liche Verhandlung zu entscheiden. Gegen die 
Ablehnung des Antrages auf W iederaufnahme 
des Verfahrens steht dem Antragsteller bin­
nen zwei Wochen das Recht der Berufung an 
die Dienststrafberufungskammer zu. Gegen 
die Bewilligung der W iederaufnahm e ist eine 
Berufung unzulässig.

(5) Durch die Bewilligung der W ieder­
aufnahme des Verfahrens wird das Erkenntnis 
insoweit aufgehoben, als es die Handlung be ­
trifft, bezüglich der die W iederaufnahm e be­
willigt wurde. Durch die W iederaufnahm e

tritt das Verfahren, sofern nicht Abs. 6 A n­
wendung findet, in den Stand der Unter­
suchung. Mit dem Vollzug der Dienststrafe ist 
innezuhalten.

(6) Die Dienststrafkammer kann, wenn sie 
die W iederaufnahme des Verfahrens zugun­
sten des Beschuldigten für zulässig erklärt 
hat, mit Zustimmung des Anklägers sofort auf 
Freispruch oder auf eine mildere Strafe e r ­
kennen.

(7) W ird der Gemeindebeamte, zu dessen 
Gunsten die W iederaufnahme des Verfahrens 
bewilligt wurde, neuerlich für schuldig erklärt, 
so kann über ihn keine strengere als die im 
früheren Erkenntnis auferlegte Strafe v e r­
hängt werden. Bei Bemessung der Strafe ist 
auf die bereits verbüßte Strafe Rücksicht zu 
nehmen.

(8) W enn das wiederaufgenommene Dienst­
strafverfahren eingestellt wird oder zum Frei­
spruch oder einer milderen Strafe geführt hat, 
als sie im ursprünglichen Verfahren verhängt 
worden war, sind dem Gemeindebeamten die 
entgangenen Bezüge nachzuzahlen, soweit sie 
ihm nach dem Ergebnis des wiederaufgenom­
menen Verfahrens zu Unrecht vorenthalten 
worden sind. Nach dem Tode des Gemeinde­
beamten steht der Anspruch auf Nachzahlung 
zu Unrecht vorenthaltener Bezüge auch seinen 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen in­
soweit zu, als ihnen ein vom Verurteilten 
geschuldeter Unterhalt entgangen ist.

§ HO
W iedereinsetzung in den vorigen Stand

(1) Gegen die Versäumung einer Frist oder 
einer mündlichen Verhandlung ist auf Antrag 
des Beschuldigten durch die Dienststrafkam­
mer die W iedereinsetzung in den vorigen 
Stand zu bewilligen, wenn der Beschuldigte 
nachweist, daß ihm die Einhaltung der Frist 
oder das Erscheinen bei der Verhandlung 
ohne sein Verschulden durch ein unvorher­
gesehenes oder unabwendbares Ereignis un ­
möglich war.

(2) Der Antrag auf W iedereinsetzung in 
den vorigen Stand muß binnen einer Woche 
nach Wegfall des Hindernisses bei der Dienst­
strafkammer gestellt werden. Im Falle der 
Versäum ung einer Frist hat der Beschuldigte 
die versäumte Handlung gleichzeitig mit dem 
W iedereinsetzungsantrag  nachzuholen.

(3) Gegen die Versäumung der Frist zur 
Stellung des W iedereinsetzungsantrages fin­
det keine W iedereinsetzung in den vorigen 
Stand statt. Gegen die Ablehnung eines A n­
trages auf W iedereinsetzung steht dem A n­
tragsteller binnen zwei Wochen das Recht der 
Berufung an die Dienststrafberufungskammer
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zu. Gegen die Bewilligung der W iedere inset­
zung ist kein Rechtsmittel zulässig.

(4) Durch die Bewilligung der W iedere in­
setzung tritt das Verfahren in die Lage zu­
rück, in der es sich vor dem Eintritt der V er­
säumung befunden hat.

§ H l
Verjährung, Tilgung

(1) Ordnungswidrigkeiten sind verjährt, 
wenn seit der Tat mindestens ein Jahr  v e r ­
strichen ist und das Verfahren zur Ahndung 
nicht eingeleitet wurde.

(2) Dienstvergehen sind verjährt, wenn 
seit der Tat mindestens v ier Jahre  verstrichen 
sind, ohne daß die Dienststrafkammer das 
Dienststrafverfahren eingeleitet hat. Ausge­
nommen von der V erjährung sind Dienst­
vergehen, die zugleich als Verbrechen nach 
den Strafgesetzen zu verfolgen oder mit der 
Entlassung zu ahnden sind.

(3) Die Verjährungsfrist beginnt im Zeit­
punkt der Beendigung des pflichtwidrigen 
Verhaltens zu laufen. Der Lauf der V erjäh­
rungsfrist wird für die Dauer des strafgericht­
lichen Verfahrens oder des V erw altungsver­
fahrens gehemmt, wenn die Pflichtverletzung 
des Gemeindebeamten Gegenstand eines sol­
chen Verfahrens ist.

(4) Die Dienststrafkammer hat auf Antrag 
des Gemeindebeamten die Löschung einer im 
Standesausweis eingetragenen Dienststrafe zu 
beschließen, wenn seit Verbüßung der Dienst­
strafe mindestens drei Jahre  verstrichen sind 
und der Gemeindebeamte sich seit der Rechts­
kraft des Erkenntnisses tadellos verhalten hat.

§ 112
Verfahrensv orschriften

(1) Soweit in diesem Abschnitt nichts an­
deres bestimmt ist, können die Entscheidun­
gen und Verfügungen der Dienststrafkammer 
oder ihres Vorsitzenden nicht durch ein ab­
gesondertes Rechtsmittel, sondern nur zugleich 
mit dem gegen die abschließende Entschei­
dung oder Verfügung zugelassenen Rechts­
mittel angefochten werden. Berufungen sind 
beim Vorsitzenden der Dienststrafkammer ein­
zubringen.

(2) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist, sind die Verfahrensvorschriften 
des VStG. 1950 auf das Dienststrafverfahren 
sinngemäß anzuwenden.

III. Hauptstück 
Gemeindeangestellte

§ 113
Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen 

des II. Hauptstückes

Von den für die Gemeindebeamten gelten­
den Bestimmungen des II. Hauptstückes sind 
sinngemäß auch auf die Gemeindeangestellten 
anzuwenden:

§ 6 — Verwendungsgruppen, Dienstzweige,
Dienstklassen — mit der Abweichung, 
daß

a) den V erwendungsgruppen A, B, C 
D und E der Gemeindebeamten bei 
den Gemeindeangestellten die V er­
w endungsgruppen a, b, c, d und e 
entsprechen und

b) die Dienstposten der Gemeingeange- 
stellten in jeder Verwendungsgruppe 
nicht auf Dienstklassen, sondern auf 
die Dienstpostengruppen 1 und 2 auf­
geteilt sind.

§ 8 — Aufnahme in das Beamtenverhältnis
— mit der Ergänzung, daß für vo r­
übergehenden Bedarf auch über den 
Dienstpostenplan hinaus Gemeinde­
angestellte aufgenommen werden 
können, sofern hiefür haushaltsm ä­
ßige Vorsorge getroffen wird.

§ 9 — Allgemeine Anstellungserfordernisse
— mit der Abweichung, daß

a) die Volljährigkeit, die österreichische 
Staatsbürgerschaft und eine V or­
dienstleistung irgendwelcher Art für 
die Anstellung nicht erforderlich ist,

b) die Anstellung auch nach Vollendung 
des 40. Lebensjahres ohne besondere 
Voraussetzungen möglich ist.

§10  — Besondere Anstellungserfordernisse — 
mit der Maßgabe, daß die Ablegung 
einer Dienstprüfung nur V orausset­
zung für die Ernennung auf Dienst­
posten der Dienstpostengruppe 2 der 
V erwendungsgruppen a bis c bildet. 

§ 1 2  — Ernennungsdekret —
mit der Abweichung, daß im Abs. 2 
die lit. a bis f zu lauten haben:

„ a) der Tag, an dem die Ernennung w irk­
sam wird;

b) die Feststellung, daß es sich um die 
Aufnahme in das Gemeindeangestell­
tenverhältnis handelt;

c) die Zeit, für die das Dienstverhältnis 
begründet wird;
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d) das Ausmaß der Dienstleistung, wenn 
nur eine Teilbeschäftigung vorgese­
hen ist;

e) Verwendungsgruppe, Dienstzweig und 
Dienstpostengruppe, denen der v e r­
liehene Dienstposten angehört;

f) die Gehaltsstufe und der Zeitpunkt 
der nächsten Vorrückung;".

§ 1 4  — Dienstzeit —
§ 15 — Standesausweis, Personalakt —
§ 1 6  — Dienstbeurteilung —

mit der Einschränkung, daß eine 
Dienstbeurteilung nur in den Fällen 
des Abs. 1 lit. d und e durchzuführen 
ist.

§ 1 7  — Beförderung —
mit der Abweichung, daß Beförderun­
gen gemäß § 17 Abs. 1 lit. b in jeder 
Dienstpostengruppe höchstens v ie r ­
mal zulässig sind.

§ 1 8  — Überstellung in andere V erw en­
dungsgruppen oder Dienstzweige — 

§ 1 9  — Präsenzdienst beim Bundesheer — 
§ 2 0  — Enthebung vom Dienst —
§ 2 3  — Auflösung des Dienstverhältnisses — 

mit der Ergänzung, daß das Dienst­
verhältnis außer durch den Tod, den 
Austritt und die Entlassung auch 
durch Zeitablauf und Kündigung auf­
gelöst werden kann. Der Verlust der 
österreichischen Staatsbürgerschaft 
bildet keinen Auflösungsgrund.

§ 26 — Allgemeine Dienstpflichten—
§ 2 7  — W eisungsgebundenheit —
§ 2 8  — Amtsverschwiegenheit —
§ 29 — Haftung —
§ 3 0  — Arbeitszeit —
§ 3 1  — Abwesenheit vom Dienst —
§ 3 2  — Nebenbeschäftigung —

mit der Einschränkung, daß die Abs. 2 
und 3 nur auf vollbeschäftigte Ge­
meindeangestellte Anwendung finden. 

§ 33 — Wohnsitz —
§ 3 4  — Dienstkleidung, Dienstabzeichen —
§ 35 — Erhaltung der Dienstfähigkeit —
§ 3 6  — Persönliches Verhalten —
§ 3 7  —- Anbringen dienstlicher und dienst- 

rechtlicher Art —
§ 38 •— Diensterfindungen -—
§ 4 1  — Dienstbezüge, Ruhe- und Versor­

gungsgenüsse —
mit Ausnahme der Bestimmungen 
über Ruhe- und Versorgungsgenüsse. 

§ 4 2  — Erholungsurlaub —
mit der Ergänzung, daß Gemeinde­
angestellten bis zum Ende des Ka­
lenderjahres, in dem sie das 18. Le­

bensjahr vollenden, ein Erholungs­
urlaub von 24 Arbeitstagen gebührt 
und mit der Maßgabe, daß bei Teil­
beschäftigung der Erholungsurlaub 
nur in jenem Ausmaß zusteht, das 
dem Verhältnis der Teilbeschäftigung 
zur vollen Arbeitszeit entspricht.

§ 4 3  — Sonderurlaub —
§ 4 4  — Dienstfreistellung bestimmter 

Organe —
§ 45 — Dienstfreistellung von weiblichen 

Beamten—
§ 4 6  — Beschäftigungsbeschränkungen —
§ 47 -— Kranken- und Unfallfürsorge —

mit der Einschränkung, daß die Be­
stimmungen über die Unfallfürsorge 
keine Anwendung finden.

§ 4 8  — Anfall, Auszahlung und Einstellung 
der Bezüge — 
mit der Abweichung, daß

a) die fortlaufenden Bezüge am Fünf­
zehnten des Monats, oder wenn es 
aus organisatorischen Gründen zweck­
mäßig ist, am 1. des Monats im nach­
hinein auszuzahlen sind und

b) die für das letzte K alendervierteljahr 
gebührende Sonderzahlung mit dem 
Novemberbezug auszuzahlen ist.

§ 4 9  — Übergang von Schadenersatzansprü­
chen —

§ 5 0  — Abzüge von den Bezügen —
§ 5 1  — Bezüge im Zollausschlußgebiet der 

Gemeinde Mittelberg —
§ 5 2  — Ersatz von Übergenüssen —
§ 5 3  — Verjährung  —
§ 54 — Verzicht auf Ersatzforderungen — 
§ 5 5  — Haftung der Gemeinde für 

gesetzwidrige Bezüge —
§ 5 7  — Dienstbezüge —
§ 59 -— Erreichen eines höheren Gehaltes — 

mit Ausnahme der lit. b 
§ 6 6  — Dienstzulage —

mit Ausnahme der Bestimmung über 
die Ruhegenußfähigkeit.

§ 67 — Haushaltszulage, Kinderzulage —
mit der Einschränkung, daß bei Teil­
beschäftigung die Haushaltszulage 
und die Kinderzulagen nur im glei­
chen Teilbetrag gebühren wie der 
Gehalt.

§ 6 8  — Heiratsbeihilfe —
§ 6 9  — Wachdienstzulage —

mit Ausnahme der Bestimmungen 
über die Pensionsanrechenbarkeit und 
mit der Maßgabe, daß die W a c h
dienstzulage in derselben Höhe ge­
bührt, wie sie einem Gemeindesicher­
heitswachebeamten derselben Ver-
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wendungsgruppe mit demselben Ge­
halt, und wenn ein solcher nicht v o r­
gesehen ist, mit dem am nächsten 
liegenden Gehalt zusteht.

§ 7 0  — Sonderzahlung —
mit der Abweichung, daß die für das 
letzte Kalendervierte ljahr gebüh­
rende Sonderzahlung mit dem Novem ­
berbezug auszuzahlen ist.

§ 7 1  — Nebenbezüge —
§ 7 2  — Bezugsvorschuß —

mit der Ergänzung, daß bei der Be­
endigung des Dienstverhältnisses alle 
noch ausstehenden Rückzahlungs­
raten sofort fällig w erden und aus 
dem pfändbaren Teil der dem Ge­
m eindeangestellten noch zustehenden 
Geldansprüche abzudecken sind.

§ 7 3  — Mutterschaftsgeld —
§ 7 4  — Naturalleistungen —
§ 7 5  — Aushilfen, Unterhaltsbeiträge —

mit der Einschränkung auf die Be­
stimmung des Abs. 1.

§ 9 4  — Art der Ahndung, Mitteilung von 
Pflichtverletzungen — 
mit Ausnahme der Bestimmungen 
über Dienststrafen 

§ 9 5  — Ausstellungen, Rügen —
§ 9 6  — Ordnungsstrafen —

§ 114
Begründung des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeinde­
angestellten kann  auf bestimmte Zeit oder 
auf unbestimmte Zeit begründet werden.

(2) Das Dienstverhältnis gilt für bestimmte 
Zeit begründet, wenn es auf eine bestimmte, 
zeitlich begrenzte Arbeit oder auf eine ka len­
dermäßig bestimmte Dauer abgestellt ist. W ird  
es über diese Zeit hinaus fortgesetzt, so gilt 
es als von Anfang an auf unbestimmte Zeit 
begründet.

(3) Durch die Einberufung zum Präsenz­
dienst wird der Ablauf von Dienstverhältnis­
sen, die auf bestimmte Zeit eingegangen w or­
den sind, nicht berührt.

§ 115
Gehalt der Gemeindeangestellten

(1) Der Gehalt des Gemeindeangestellten 
wird durch die V erwendungsgruppe und 
Dienstpostengruppe, in die er eingereiht ist, 
sowie durch das Lebensalter und die Dienst­
zeit bestimmt.

(2) Der Gehalt beträgt:

in der 
Geh.- 
Stufe

e / 1 e/2
in

d/1
der Verwendungs- und Dienstpostengruppe 

d/2 c/1 c/2 b/1 b/2 
S c h i l l i n g

a/1 a/2

1 2923 3069 3125 3305 3394 3619
2 3012 3170 3282 3479 3574 3822 4187 4468 — •— ■

3 3102 3270 3439 3653 3754 4024 4395 4704 ■— —

4 3192 3372 3597 3828 3934 4227 4603 4940 5530 5878
5 3282 3473 3754 4002 4114 4429 4810 5176 5800 6182
6 3372 3574 3911 4175 4293 4630 5019 5412 6070 6486
7 3439 3653 4012 4293 4400 4760 5227 5649 6339 6789
8 3507 3731 4114 4411 4507 4890 5434 5884 6626 7110
9 3574 3810 4215 4530 4614 5020 5643 6120 6912 7430

10 3642 3878 4316 4630 4721 5153 5850 6356 7199 7750
11 3710 3946 4417 4732 4828 5286 6058 6564 7486 8070
12 3776 4012 4518 4833 4934 5419 6345 6850 7772 8390
13 3844 4080 4620 4934 5041 5552 6631 7137 8059 8677
14 3911 4148 4721 5035 5148 5685 6918 7424 8346 8964
15 3979 4215 4822 5137 5266 5830 7205 7710 8632 9250
16 4047 4283 4923 5238 5384 5975 7491 7997 8919 9537
17 4114 4350 5024 5339 5502 6120 7778 8284 9206 9824
18 4181 4417 5126 5440 5777 6460 8065 8570 9492 10110
19 4249 4485 5227 5541 6052 6800 8357 8863 9869 10487
20 4316 4552 5339 5653 6329 7140 8638 9144 10246 10864
21 — — . 5463 5777 6497 7480 8925 9430 10622 11240
22 — .— . — — — ■— — — 10998 11616
23 — — — — — — — — 11375 11993
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(3) Der G em e in d e an g e s te l l te  ist bei se iner  
A n s te l lu n g  in die E ingangss tu fe  der  Diens.t- 
p o s te n g ru p p e  1 se ine r  V e r w e n d u n g sg ru p p e

einzureihen , w e n n  er nicht gem äß  nachfo lgen­
der  Tabe lle  in eine  h ö h e re  G eha ltss tu fe  e in zu ­
re ih e n  ist.

E inreihung  der  G em e in d e an g e s te l l ten  bei der  E rnennung

in der D ien s tpos teng ruppe  1 der
nach V o llendung  Verw .G r.  e— c V erw .G r.  b V erw .G r.  a
des L ebens jah res  in Geh.-Stufe in Geh.-Stufe in Geh.-Stufe

20 2 2 4
21. 2 2 4
22. 3 2 4
23. 3 3 4
24. 3 3 4
25. 4 4  4
26. 4 4 4
27. 5 4 5
28. 5 5 5
29. 5 5 6
30. 6 6 6
31. 6 6 6
32. 7 6 7
33. 7 7 7
34. 7 7 8
35. 8 8 8
36. 8 8 8
37. 9 8 9
38. 9 9 9
39. 9 9 10
40. 10 10 10
41. 10 10 10
42. 11 10 11
43. 11 11 11
44. 11 11 12
45. 12 12 12
46. 12 12 12
47. 13 12 13
48. 13 13 13
49. 13 13 14
50. 14 14 14
51. 14 14 14
52. 15 14 15
53. 15 15 15
54. 15 15 16
55. 16 16 16

(4) Der G em e in d e an g e s te l l te  rückt nach j e ­
w eils  zwei Ja h re n ,  f rü h es ten s  jedoch nach 
V o llendung  des 18. Lebensjah res ,  in die  
nächs thöhe re  G eha ltss tu fe  se iner  D iens t­
p o s te n g ru p p e  vor. W ü rd e  er en tsp rechend  
se inem  L ebensa l te r  gem äß  Abs. 3 schon v o r  
V o llendung  v o n  zwei J a h r e n  in d iese  hö h e re  
G eha ltss tu fe  e inzu re ihen  sein, so findet die 
V orrückung  an  d ie sem  f rü h e re n  Z e i tpunk t  
statt.  Die V orrückung  ist vo n  A m ts  w eg e n

durchzuführen, und  zw ar  mit W irk u n g  v o m  
1. Jä n n e r ,  w e n n  der  zw e ijäh r ig e  Z ei traum  
oder  das für die E in re ihung  in die h ö h e re  G e­
ha l tss tu fe  m aßgebliche L ebensa l te r  in den  
M o n a ten  O k to b e r  bis M ärz v o l le n d e t  w erden ,  
in den üb r ig en  F ällen  mit W irk u n g  v o m  1. Juli .  
In d iesen  zw e ijä h r ig e n  Z e i t raum  is t  die  Zeit 
e ines S onderu rlaubes ,  der  u n te r  d e r  B edin­
gung  der  V o rrü ckungshem m ung  g e w ä h r t  
w urde ,  nicht einzurechnen.
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(5) Der Gemeindeangestellte ist bei einer 
Beförderung in die Dienstpostengruppe 2 in 
jene Gehaltsstufe einzureihen, die er in der 
Dienstpostengruppe 1 erreicht hat. Bei einer 
Beförderung in die nächsthöhere Gehaltsstufe 
ist der Gemeindeangestellte in die entspre­
chende Gehaltsstufe seiner Dienstposten­
gruppe einzustufen. Durch eine Beförderung 
ändert sich der Zeitpunkt für die Vorrückung 
in höhere Gehaltsstufen nicht.

(6) Die Uberstellung eines Gemeindeange­
stellten in eine höhere Verwendungsgruppe 
hat in die Dienstpostengruppe 1 der neuen 
Verwendungsgruppe zu erfolgen. Der Ge­
meindeangestellte ist in jene Gehaltsstufe 
einzureihen, die er in der früheren V erw en­
dungsgruppe erreicht hat. Ist diese Gehalts­
stufe in der neuen V erwendungsgruppe nicht 
vorgesehen, so ist der Gemeindeangestellte 
in die Eingangsstufe der neuen V erw endungs­
gruppe einzureihen.

(7) W ird ein Gemeindeangestellter in eine 
niedrigere V erwendungsgruppe überstellt, so 
ist er in jene Dienstpostengruppe und Gehalts­
stufe einzureihen, die er in der früheren V er­
wendungsgruppe erreicht hat. Ist die betref­
fende Gehaltsstufe in der neuen V erw en­
dungsgruppe nicht vorgesehen, dann ist der 
Gemeindeangestellte in die höchste Gehalts­
stufe einzureihen. W enn der Gehalt in der 
neuen V erwendungsgruppe niedriger ist, als 
in der früheren Verwendungsgruppe, so ist 
dem Gemeindeangestellten eine nach M aß­
gabe des Erreichens eines höheren Gehaltes 
einzuziehende Ergänzungszulage auf den sei­
ner bisherigen Einstufung jeweils entspre­
chenden Gehalt zu gewähren. Teuerungs­
zulagen zum Gehalt sind bei Ermittlung der 
Ergänzungszulage dem Gehalt zuzurechnen.

(8) Durch eine Überstellung ändert sich der 
Zeitpunkt für die Vorrückung in höhere Ge­
haltsstufen nicht.

(9) W enn ein Gemeindeangestellter für 
Dienstverrichtungen aufgenommen ist, die 
nicht die volle Arbeitszeit in Anspruch neh­
men, so ist sein Gehalt entsprechend der für 
den Dienst verw endeten  Zeit mit einem Teil­
betrag des vollen Gehaltes zu bemessen.

(10) W enn besondere Dienstleistungen es 
rechtfertigen oder der Personalmangel es e r ­
fordert, kann die Dienstbehörde einem Ge­
meindeangestellten höhere Monatsbezüge ge­
währen, als ihm nach den Bestimmungen der 
Abs. 1 bis 6 zukämen. Die Gewährung höherer 
Monatsbezüge hat durch eine Zulage zu er­
folgen, die nach Maßgabe des Erreichens höhe­
rer Monatsbezüge zufolge Vorrückung in 
höhere Gehaltsstufen oder Beförderung mit 
mindestens 50 v. H. des Erhöhungsbetrages 
einzuziehen ist.

§ 116
Anspruch bei Dienstverhinderung

(1) Ist der Gemeindeangestellte, nachdem 
er seinen Dienst bereits angetreten hat, in­
folge Unfalles oder Krankheit an der weiteren 
Dienstleistung verhindert, ohne daß er die 
Verhinderung vorsätzlich oder durch grobe 
Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, so behält er 
den Anspruch auf seine vollen Monatsbezüge 
und auf Sonderzahlungen bis zur Dauer von 
sechs Wochen, wenn das Dienstverhältnis 
aber schon fünf Jahre  gedauert hat, bis zur 
Dauer von drei Monaten, und wenn es schon 
zehn Jahre  gedauert hat, bis zur Dauer von 
sechs Monaten.

(2) Dauert die Dienstverhinderung über die 
im Abs. 1 bestimmten Zeiträume hinaus an, 
so gebühren dem Gemeindeangestellten durch 
weitere gleich lange Zeiträume 75 v. H., und 
für die darüberhinausgehenden Zeiträume bis 
zum Höchstausmaß von 12 M onaten ab dem 
Tage der Dienstverhinderung 50 v. H. der 
Bezüge und der Sonderzahlungen.

(3) Bei einer Dienstverhinderung infolge 
eines Unfalles im Dienst, die der Gemeinde­
angestellte nicht selbst vorsätzlich oder durch 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat, kön­
nen die Leistungen des Dienstgebers gemäß 
Abs. 1 und 2 über die dort angegebenen Zeit­
räume, selbst über das Ende des Dienstverhält­
nisses hinaus, ganz oder zum Teil w eiter­
gewährt werden, wenn soziale Rücksichten 
dies rechtfertigen.

(4) Die Ansprüche nach Abs. 1 bis 3 sind 
an den Fortbestand des Dienstverhältnisses 
gebunden, sofern nicht nach Abs. 3 anderes be­
stimmt wird.

(5) Ist der Gemeindeangestellte nach w e­
nigstens einmonatiger Dienstleistung, abge­
sehen vom Falle des Abs. 1, durch wichtige, 
seine Person betreffende Gründe ohne sein 
Verschulden an der Dienstleistung verhindert, 
so behält er für die Dauer einer solchen Dienst­
verhinderung den Anspruch auf seine M onats­
bezüge und auf Sonderzahlung bis zur Höchst­
dauer von zwei Wochen im vollen, und bis 
zur Höchstdauer von zwei weiteren  Wochen 
im halben Ausmaß weiter.

(6) Tritt innerhalb von sechs M onaten nach 
W iederan trit t  des Dienstes abermals eine 
Dienstverhinderung durch Krankheit oder in­
folge Unfalles oder gemäß Abs. 5 ein, so gilt 
sie für den Anspruch auf die W eite rgew äh­
rung der Dienstbezüge als Fortsetzung der 
vorangegangenen Dienstverhinderung.

(7) Weiblichen Gemeindeangestellten ge­
bühren für die Zeit, während  der sie aus A n­
laß einer Schwangerschaft oder Niederkunft
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v o m  Dienst freigestellt sind, keine Dienst­
bezüge, w e n n  die laufenden Barleistungen der 
gesetzlichen Krankenversicherung oder dienst- 
rechtlichen Krankenfürsorge für diese Zeit mit 
A u s n a h m e  des Stillgeldes die H ö h e  der u m  
die gesetzlichen A b z ü g e  verminderten M o ­
natsbezüge zuzüglich Sonderzahlungen u n d  
Personalzulagen für vermehrte Dienstleistung 
erreichen. Ist dies nicht der Fall, so gebührt 
ihnen eine E r gänzung auf diese Bezüge.

§ 117
Austritt aus dem Dienstverhältnis

Der Gemeindeangestellte ist z u m  Austritt 
aus d e m  Dienstverhältnis, d. h. zur Auflösung 
desselben vor Ablauf der Zeit, für die es b e ­
gründet wurde, oder o h n e  Einhaltung der 
Kündigungsfrist berechtigt, w e n n  wichtige 
G r ü n d e  hiefür g e g e b e n  sind, insbesondere 
w e n n  er zur Dienstleistung unfähig wird oder 
die Dienstleistung oh n e  Schaden für seine G e ­
sundheit nicht m e h r  fortsetzen k a n n  oder das 
60., eine weibliche Gemeindeangestellte das 
55. Lebensjahr, vollendet hat.

§ 118
Entlassung aus dem Dienstverhältnis

(1) Die Dienstbehörde ist zur Entlassung 
des Gemeindeangestellten, d. h. zur Auflösung 
seines Dienstverhältnisses vor Ablauf der 
Zeit, für die es begründet wurde, oder ohne 
Einhaltung der Kündigungsfrist berechtigt, 
w e n n  der Gemeindeangestellte
a) die A u f n a h m e  in das Dienstverhältnis 

durch u n w a h r e  Ang a b e n ,  ungültige U r k u n ­
den oder durch V e r s c hweigen v o n  U m s t ä n ­
den erschlichen hat, die seine A u f n a h m e  
nach den B e s t i m m u n g e n  dieses Gesetzes 
oder anderer Vorschriften ausgeschlossen 
hätten;

b) sich einer H a n d l u n g  oder einer Unterlas­
sung schuldig macht, die ihn des Vertrau­
ens des Dienstgebers u n w ü r d i g  erscheinen 
läßt;

c) seinen Dienst in wesentlichen Belangen er­
heblich vernachlässigt oder oh n e  einen 
wichtigen Hinderungsgrund w ä h r e n d  einer 
den U m s t ä n d e n  nach erheblichen Zeit die 
Dienstleistung unterläßt;

d) eine unzulässige Nebentätigkeit trotz A u f ­
forderung nicht aufgibt;

e) sich eine sonstige schwere Verletzung der 
Dienstpflichten zuschulden k o m m e n  läßt.
(2) V o r  der Entlassung eines G e m e i n d e ­

angestellten aus d e m  i m  Abs. 1 lit. b g e n a n n ­
ten G r u n d e  ist die Personalvertretung an z u ­
hören.

(3) W e n n  ein Gemeindeangestellter straf­
gerichtlich verurteilt wird u n d  diese Verurtei-

lung nach den bestehenden Vorschriften den 
Verlust eines öffentlichen A m t e s  unmittelbar 
zur Folge hat, so hat die Dienstbehörde ohne 
weiteres Verfahren seine Entlassung durchzu­
führen.

(4) In den Fällen des Abs. 3 gilt das Dienst­
verhältnis mit d e m  Eintritt der Rechtswirk­
samkeit des Strafurteiles, in allen anderen 
Fällen mit der Zustellung des Entlassungs­
bescheides als gelöst.

§ 119
Rechtsfolgen der vorzeitigen Beendigung 

des Dienstverhältnisses

(1) W e n n  das Dienstverhältnis des G e ­
meindeangestellten vorzeitig beendigt wird, 
bleiben die im Zeitpunkt der Auflösung nach 
diesem Gesetz bereits erwachsenen Ansprüche 
des Gemeindeangestellten unberührt.

(2) W e n n  die Dienstbehörde den G e m e i n d e ­
angestellten oh n e  wichtigen G r u n d  entläßt 
oder an seinem vorzeitigen Austritt Schuld 
trägt, so behält dieser den A n spruch auf seine 
Bezü g e  bis zu d e m  Zeitpunkt, in w e l c h e m  sein 
Dienstverhältnis durch Zeitablauf geendet 
hätte oder durch K ü n d i g u n g  hätte aufgelöst 
w e r d e n  können.

(3) W e n n  der Gemeindeangestellte das 
Dienstverhältnis unberechtigterweise vorzei­
tig auflöst, so haftet er der G e m e i n d e  für den 
dadurch gegebenenfalls entstehenden Schaden.

§ 120
Auflösung des Dienstverhältnisses 

durch Zeitablauf

D a s  auf bestimmte Zeit begründete Dienst­
verhältnis des Gemeindeangestellten endet, 
w e n n  es nicht schon aus e i nem anderen der in 
§ 23 u n d  dessen Ergänzung durch § 113 a n g e ­
führten G r ü n d e  aufgelöst w o r d e n  ist, mit d e m  
Ablauf derZeit, für die es eingegangen wurde.

§ 121
Kündigung des Dienstverhältnisses

(1) D a s  Dienstverhältnis des G e m e i n d e ­
angestellten k a n n  sowohl v o n  der Dienst­
behörde als auch v o n  i h m  z u m  E n d e  eines 
Kalendermonats durch schriftliche K ü n d i g u n g  
aufgelöst werden.

(2) Die K ü n d i g u n g  wird, w e n n  das Dienst­
verhältnis noch nicht einen M o n a t  gedauert 
hat, sofort, in d e n  übrigen Fällen nach Ablauf 
der Kündigungsfrist wirksam.

(3) Die Kündigungsfrist beträgt
nach einmonatiger Dienstzeit einen Monat, 
nach zweijähriger Dienstzeit zwei Monate, 
nach fünfjähriger Dienstzeit drei Monate,
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nach zehnjähriger Dienstzeit vier Monate, 
nach fünfzehnjähriger Dienstzeit fünf Monate.

(4) W ährend  der Kündigungsfrist sind dem 
Gemeindeangestellten auf sein Verlangen 
wöchentlich bis zu acht Arbeitsstunden zur 
Suche nach einem neuen Arbeitsplatz ohne 
Schmälerung seiner Bezüge freizugeben.

§ 122
Kündigungsschutz

(1) Nach mindestens fünfzehnjähriger 
Dienstzeit bei der Gemeinde und nach Er­
reichung des 50. Lebensjahres kann  das 
Dienstverhältnis des Gemeindeangestellten 
von der Dienstbehörde nur mehr aus folgen­
den Gründen gekündigt werden:
a) auf Grund eines ärztlichen Gutachtens fest­

gestellter Mangel der körperlichen oder 
geistigen Eignung;

b) unbefriedigender Arbeitserfolg;
c) pflichtwidriges dienstliches oder außer­

dienstliches Verhalten;
d) Bedarfsmangel, sofern der Gemeinde als 

Dienstgeber die W eiterverw endung des 
Gemeindeangestellten nicht zugemutet 
werden kann.
(2) Eine Kündigung ist rechtsunwirksam, 

wenn erwiesen ist oder die Umstände eindeu­
tig erkennen lassen, daß sie hauptsächlich 
deshalb erfolgt, weil der Gemeindeangestellte 
einer bestimmten rechtlich zulässigen Organi­
sation religiöser, politischer oder anderer Art 
angehört oder nicht angehört, eine rechtlich 
zulässige Tätigkeit als Amtsträger, politischer 
M andatar oder Personalvertre ter ausübt oder 
gesetzliche oder vertragliche Rechte geltend 
gemacht hat.

(3) Vom Zeitpunkt der Zustellung des be­
sonderen Einberufungsbefehles oder der Be­
kanntmachung des allgemeinen Einberufungs­
befehles bis zum Ablauf eines Monats nach 
Beendigung des Präsenzdienstes kann  das 
Dienstverhältnis eines Gemeindeangestellten 
rechtswirksam nicht gekündigt werden. Dau­
ert der Präsenzdienst weniger als zwei M o­
nate, so tritt an die Stelle der  Frist von einem 
Monat eine solche in der Dauer der Hälfte des 
Präsenzdienstes. Der Gemeindeangestellte hat 
jedoch keinen Anspruch auf Kündigungsschutz, 
wenn er der im § 19 vorgeschriebenen M elde­
pflicht nicht rechtzeitig nachgekommen ist. Der 
Lauf von Kündigungsfristen bei Kündigungen 
durch die Dienstbehörde wird durch den Prä­
senzdienst gehemmt. Die Hemmung beginnt 
mit dem Tage des Antrittes des Präsenzdien­
stes und endet mit dem Tage der Entlassung 
aus dem Präsenzdienst.

(4) Weibliche Gemeindeangestellte können 
w ährend der Schwangerschaft und bis zum 
Ablauf von vier M onaten nach der Nieder­
kunft und im Falle der Gewährung von Son­
derurlaub aus Anlaß der Mutterschaft bis zum 
Ablauf von vier Wochen nach Beendigung 
desselben rechtswirksam nicht gekündigt w e r­
den, es sei denn, daß der Dienstbehörde die 
Schwangerschaft bzw. die Niederkunft nicht 
bekannt ist. Eine Kündigung ist auch rechts­
unwirksam, wenn die Tatsache der Schwanger­
schaft bzw. Niederkunft binnen fünf Arbeits­
tagen nach Zustellung der Kündigung der 
Dienstbehörde bekanntgegeben wird. W endet 
die Gemeindeangestellte die Tatsache ihrer 
Schwangerschaft bzw. Niederkunft w ährend 
der vorstehenden Frist ein, so hat sie gleich­
zeitig durch eine Bestätigung des Arztes die 
Schwangerschaft oder die V erm utung der 
Schwangerschaft nachzuweisen oder die Ge­
burtsurkunde des Kindes vorzulegen. Kann 
die Gemeindeangestellte aus Gründen, die 
nicht von ihr zu vertre ten  sind, die Fünftage­
frist nicht einhalten, so gilt die Bekanntgabe 
als rechtzeitig erstattet, w enn  sie unmittelbar 
nach Wegfall des Hinderungsgrundes nachge­
holt wird.

§ 123
Abfertigung, Arbeitslosenbeihilfe

(1) Dem Gemeindeangestellten gebührt 
eine Abfertigung, wenn sein Dienstverhältnis 
nach mindestens dreijähriger ununterbroche­
ner Dauer zufolge Kündigung durch die Dienst­
behörde oder durch seinen berechtigten A us­
tritt beendet wurde.

(2) Die Abfertigung beträgt nach einer un ­
unterbrochenen Dauer des Dienstverhältnisses

von drei Jah ren  das Zweifache 
von fünf Jahren  das Dreifache 
von zehn Jahren  das Vierfache 
von fünfzehn Jahren  das Sechsfache 
von zwanzig Jahren  das Neunfache 
von fünfundzwanzig Jah ren  das Zwölffache 

jenes Monatsbezuges zuzüglich Sonderzahlun­
gen, der dem Gemeindeangestellten für den 
letzten Monat seines Dienstverhältnisses g e ­
bührt hat oder gebührt hätte.

(3) Die dem G em eindeangestelltenverhält­
nis unmittelbar vorausgegangene Dienstzeit 
als Gemeindearbeiter ist der Dauer des Dienst­
verhältnisses hinzuzurechnen.

(4) Weiblichen Gemeindeangestellten ge­
bührt die Abfertigung nach Abs. 2 auch dann, 
wenn das Dienstverhältnis auf Grund ihrer 
eigenen Kündigung innerhalb von zwei J a h ­
ren, nachdem sie sich verehelicht oder ein 
lebendes Kind geboren haben, endet.
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(5) Solange die Gemeindeangestellten nicht 
in die durch Bundesgesetz geregelte Arbeits­
losenversicherung einbezogen sind, hat die 
Gemeinde einem Gemeindeangestellten, des­
sen Dienstverhältnis ununterbrochen minde­
stens ein Jahr  gedauert hat und durch die 
Kündigung der Dienstbehörde oder durch sei­
nen berechtigten Austritt oder seine unberech­
tigte Entlassung aufgelöst wird, für die Zeit, 
während der er beim Arbeitsamt zur Verm itt­
lung gemeldet ist, eine Arbeitslosenbeihilfe 
zu gewähren. Voraussetzungen, Ausmaß und 
Dauer dieser Beihilfe hat die Landesregierung 
durch Verordnung zu regeln, wobei für die 
Gemeindeangestellten gleichartige Leistungen 
vorzusehen sind, wie sie nach den bundes­
rechtlichen Bestimmungen über die Arbeits­
losenversicherung gewährt werden.

§ 124
Zusatzpension

(1) Die Dienstbehörde hat einem Gemeinde­
angestellten nach zwanzigjähriger, im Falle 
der Dienstunfähigkeit zehnjähriger überw ie­
gend guter Dienstleistung auf sein Ansuchen 
das Recht zuzuerkennen, für sich und seine 
Hinterbliebenen anstelle der gemäß § 123 ge­
bührenden Abfertigung oder des gemäß § 125 
Abs. 1 gebührenden Todesfallbeitrages eine 
von der Gemeinde zu leistende Zusatzpension 
zu der aus der gesetzlichen Pensionsversiche­
rung gebührenden Pension nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen in Anspruch zu neh­
men. fm Falle des Todes des Gemeindeange­
stellten sind bei Vorliegen einer mindestens 
zehnjährigen überwiegend guten Dienstlei­
stung die Hinterbliebenen zur Antragstellung 
berechtigt.

(2) Die Zusatzpension ist unter Bedacht
nahme auf Verwendungsgruppe, Dienstdauer 
und Dienstbeurteilung mit einem Hundertsatz 
der aus der gesetzlichen Pensionsversicherung 
gebührenden Pension festzusetzen und darf 
60 v. H. derselben nicht übersteigen.

(3) Die Zusatzpension gebührt nicht, soweit 
sie zusammen mit der Pension aus der gesetz­
lichen Pensionsversicherung und gegebenen­
falls der gesetzlichen Unfallversicherung jenen 
Ruhe(Versorgungs)genuß übersteigt, der dem 
Gemeindeangestellten (seinen Hinterbliebe­
nen) bei sinngemäßer Anwendung des 6. und 
7. Abschnittes des II. Hauptstückes gebühren 
würde. Bei Ermittlung dieses Ruhe(Versor- 
gungs)genusses sind so viele Dienstjahre zu­
grunde zu legen, als der Gemeindeangestellte 
benötigt hätte, um seine letzte Einstufung aus­
schließlich durch die zweijährige Vorrückung

von der Eingangsstufe an in höhere Gehalts­
stufen zu erreichen.

(4) Die Zusatzpension gebührt für den glei­
chen Zeitraum, für den die Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherug gebührt, frü­
hestens jedoch vom Beginn des auf die Auf­
lösung des Dienstverhältnisses folgenden M o­
nates an. Sie wird zu den gleichen Zeitpunk­
ten fällig wie diese. Sie ruht während der 
Zeiträume, während der die Pension aus der 
gesetzlichen Pensionsversicherung ruht.

(5) Zur Zusatzpenison gebührt in den M o­
naten März, Juni, September und Dezember 
ein Zuschlag in der Höhe von 50 v. H. der Zu­
satzpension.

(6) Uber den Anspruch auf Zusatzpension 
ist auf Grund des vom Anspruchsberechtigten 
vorzulegenden rechtskräftigen Bescheides des 
Sozialversicherungsträgers über den Pensions­
anspruch aus der gesetzlichen Pensionsver­
sicherung zu entscheiden. Dem Anspruchs­
berechtigten steht es jederzeit frei, gegen 
schriftlichen Verzicht auf die Zusatzpension 
die Abfertigung (den Todesfallbeitrag) in A n­
spruch zu nehmen, wobei ausbezahlte Zusatz­
pensionen (Todesfallbeitrag) in Abzug zu brin­
gen sind.

(7) Im übrigen werden die das Dienstver­
hältnis des Gemeindeangestellten betreffen­
den Bestimmungen dieses Gesetzes durch die 
Zuerkennung des Anspruches auf Zusatzpen­
sion nicht berührt.

§ 125
Todesfallbeitrag

(1) W ird das Dienstverhältnis des Ge­
meindeangestellten durch den Tod aufgelöst, 
so tritt an die Stelle der Abfertigung der 
Todesfallbeitrag. Dieser beträgt, wenn das 
Dienstverhältnis noch nicht drei Jahre  gedau­
ert hat, das Einfache des Monatsbezuges, der 
dem Verstorbenen für den letzten Monat sei­
nes Dienstverhältnisses gebührt hat, wenn das 
Dienstverhältnis aber schon drei Jahre  ge­
dauert hat, die Hälfte der Abfertigung, auf die 
der Gemeindeangestellte Anspruch gehabt 
hätte, wenn sein Dienstverhältnis gemäß § 123 
beendet worden wäre.

(2) W enn die Hinterbliebenen einen ihnen 
zustehenden Anspruch auf Zusatzpension gel­
tend machen, so gebührt ihnen als Todesfall­
beitrag das Doppelte der ihnen zukommenden 
monatlichen Zusatzpension.

(3) Im übrigen finden die Bestimmungen 
des § 93 mit Ausnahme des Abs. 3 sinngemäß 
Anwendung.
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IV. Hauptstück 
Gemeindearbeiter

§ 126
Dienstverhältnis des Gemeindearbeiters

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeinde­
arbeiters ist mit mündlichem oder schrift­
lichem Dienstvertrag zu begründen. W enn das 
Dienstverhältnis länger als einen Monat dau­
ert, ist jedenfalls ein schriftlicher Dienstver­
trag abzuschließen.

(2) Soweit auf das Dienstverhältnis der 
Gemeindearbeiter nicht Bestimmungen dieses 
Gesetzes Anwendung finden, können diese 
Dienstverhältnisse durch V ereinbarungen zwi­
schen der Gemeinde und der In teressenvertre
tung der Gemeindearbeiter geregelt werden.

(3) Die W ahrnehm ung der Rechte und In­
teressen des Dienstgebers obliegt dem Bürger­
meister.

§ 127
Sinngemäße Anwendung von Bestimmungen 

des II. und III. Hauptstückes

Von den Bestimmungen des II. und III. 
Hauptstückes sind sinngemäß auch auf die im 
Bereiche der Hoheitsverwaltung der Gemeinde 
beschäftigten Gemeindearbeiter anzuwenden: 
§ 26 — Allgemeine Dienstpflichten —
§ 27 — W eisungsgebundenheit —
§ 28 — Amtsverschwiegenheit —
§ 29 — Haftung -—
§ 30 — Arbeitszeit —
§ 34 — Dienstkleidung, Dienstabzeichen —
§ 36 — Persönliches V erhalten  —
§ 37 — Anbringen dienstlicher und dienst­

rechtlicher Art —
§ 50 — Abzüge von den Bezügen —
§ 52 — Ersatz von Übergenüssen —
§ 53 — V erjährung  —
§ 54 — Verzicht auf Ersatzforderungen —
§ 67 — Haushaltszulage, Kinderzulage —

mit der Einschränkung, daß bei Teil­
beschäftigung die Haushaltszulage 
und die Kinderzulagen nur anteil­
mäßig gebühren;

§ 68 — Heiratsbeihilfe —
§ 70 — Sonderzahlung —

anstelle von Urlaubsgeld und W eih ­
nachtsgeld mit der Abweichung, daß 
die für das letzte K alendervierte l­
jahr gebührende Sonderzahlung mit 
dem Novemberbezug auszuzahlen 
ist;

§ 7 1  — Nebenbezüge —
soweit sich diese Bestimmungen auf 
die Gewährung von Belohnungen

aus Anlaß von Dienstjubiläen be ­
ziehen;

§ 95 — Ausstellungen, Rügen —
§ 125 — Todesfallbeitrag —

mit der Einschränkung auf die Be­
stimmungen der Abs. 1 und 3.

V. Hauptstück
Gemeinsame Bestimmungen

§ 128
Zuständigkeit

(1) Dienstbehörde ist der Bürgermeister,
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

(2) In folgenden A ngelegenheiten ist der
Gemeindevorstand Dienstbehörde:
a) Beförderungen und Überstellungen (§§ 17 

und 18);
b) Enthebung vom Dienst (§ 20);
c) Versetzung in den zeitlichen oder dauern­

den Ruhestand (§§ 21 und 22);
d) Festsetzung der Arbeitszeit (§ 30);
e) Untersagung oder Nichtuntersagung einer 

Nebenbeschäftigung (§ 32);
f) Gewährung eines Sonderurlaubes von 

mehr als acht Arbeitstagen (§ 43);
g) Gewährung von Überstundenvergütungen, 

M ehrleistungsv ergütungen, V erw endungs­
zulagen, Aufwandsentschädigungen, 
Schmutz-, Erschwernis- oder Gefahrenzu­
lagen und ähnlichen Zulagen für einen län­
geren Zeitraum als für einen Monat (§ 71);

h) Gewährung von einmaligen Belohnungen 
für außergewöhnliche Arbeitsleistungen 
(§ 71);

i) Gewährung von Aushilfen und Unterhalts­
beiträgen (§ 75);

j) Erteilung der Nachsicht von einem A nstel­
lungserfordernis bei Gemeindeangestellten 
(§§ 9 und 10 in Verbindung mit § 113);

k) Entlassung und Kündigung von Gemeinde­
angestellten (§§ 118 und 121);
(3) In folgenden Angelegenheiten  ist die

G em eindevertretung Dienstbehörde:
a) Aufnahme von Gemeindebeamten (§ 8);
b) Ernennung in eine höhere Dienstklasse 

anläßlich der Aufnahme in das Beamten­
verhältnis (§ 11);

c) Erteilung der Nachsicht von einem A nste l­
lungserfordernis bei der Aufnahme in das 
Beamtenverhältnis (§§ 9 und 10);

d) Bestellung der Beisitzer der Dienstbeurtei­
lungskommission für Gemeindebedienstete 
(§ 16);
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e) Anordnung über die A usstattung und das 
Tragen einer Dienstkleidung oder eines 
Dienstabzeichens (§ 34);

f) Anstellung von Gemeindeangestellten der 
Verwendungsgruppen a und b (§ 114);

g) Gewährung einer Zusatzpension an einen 
Gemeindeangestellten oder dessen H in ter­
bliebene (§ 124).

§ 129
Eigener Wirkungsbereich

Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben 
der Gemeinde sind solche des eigenen W ir­
kungsbereiches.

§ 130
Verordnungen

Die Landesregierung hat vor Erlassung 
von Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes 
eine allenfalls bestehende, die Mehrzahl der 
Vorarlberger Gemeinden umfassende Vereini­
gung und eine allenfalls durch Gesetz geschaf­
fene Personalvertre tung der Gemeindebedien­
steten zu hören.

§ 131
Aufsichtsbehördliche Bestimmungen

(1) Die Aufsichtsbehörde kann gegen den 
Dienstpostenplan und gegen nachstehende 
Beschlüsse (Entscheidungen) der Dienst­
behörde aus folgenden Gründen Einwendun­
gen erheben:
a) Dienstpostenplan (§ 3), wenn er keine Ge­

w ähr für die Erfüllung der Pflichtaufgaben 
der Gemeinde bietet, einer sparsamen und 
wirtschaftlichen Verwaltung der Gemeinde 
widerspricht oder wenn die Dienstposten 
hinsichtlich der Verwendungsgruppe von 
den Dienstposten vergleichbarer Landes­
bediensteter erheblich abweichen;

b) Aufnahme in das Beamtenverhäl.tnis (§ 8), 
Beförderung in eine höhere Dienstklasse 
(§ 17 Abs. 1 lit. a), Überstellung in eine an­
dere Verwendungsgruppe (§ 18), wenn die 
Einreihung in Verwendungsgruppe und 
Dienstklasse den Bestimmungen dieses 
Gesetzes widerspricht;

c) Ernennung in eine höhere Dienstklasse an­
läßlich der Aufnahme in das Beam tenver­
hältnis, wenn die im § 11 Abs. 8 angeführ­
ten V oraussetzungen nicht gegeben sind;

d) Erteilung der Nachsicht von einem beson­
deren Anstellungserfordernis (§ 10), wenn 
die gesetzlichen V oraussetzungen für die 
Nachsichtserteilung nicht vorliegen;

e) Gewährung höherer  M onatsbezüge an Ge­
meindebeamte (§ 58) und an Gemeinde­
angestellte (§ 115), wenn die Gewährung 
höherer Bezüge weder durch eine beson­
dere Dienstleistung noch durch Personal­

mangel gerechtfertig.t ist oder wenn das 
Ausmaß der Besserstellung die unter v e r­
gleichbaren Umständen an Landesbedien­
stete zu gew ährenden höheren Bezüge 
wesentlich übersteigt.
(2) Die im Abs. 1 angeführten dienstrecht­

lichen M aßnahm en sind der Aufsichtsbehörde 
ehestens zur Kenntnis zu bringen. Sie treten 
erst in W irksamkeit, wenn die Aufsichts­
behörde binnen vier Wochen nach Einlangen 
keine Einwendungen erhebt oder schon früher 
erklärt, daß keine Einwendungen erhoben 
werden.

(3) In den A ngelegenheiten dieses Geset­
zes ist Aufsichtsbehörde (VI. Hauptstück des 
Gemeindegesetzes) die Landesregierung.

§ 132
Verfassungsbestimmung

Der Abs. 11 des § 16 ist eine Verfassungs­
bestimmung.

§ 133
Erhöhung der Gehaltsansätze

Die in den §§ 58 Abs. 2 und 115 Abs. 2 
angeführten Gehaltsansätze erhöhen sich mit 
W irkung  vom 
1. Mai 1972 um 3 v. H.
1. Jänner 1973 um 6 v. H.
1. Jänner  1974 um 9 v. H. und 
1. Jänner 1975 um 12 v. H.

§ 134
Übergangsbestimmungen 
für Gemeindebedienstete

(1) Die Gemeindebeamten im Sinne des 
Gemeindeangestelltengesetzes, LGBl. Nr. 1/ 
1963, sind Gemeindebeamte im Sinne dieses 
Gesetzes. Sie sind entsprechend ihrer bisheri­
gen dienst- und besoldungsrechtlichen Stel­
lung in die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Verwendungsgruppen, Dienstklassen und Ge­
haltsstufen einzureihen, sofern nicht gemäß 
Abs. 2 und 3 eine günstigere Einstufung vo r­
zunehmen ist.

(2) Für die Gemeindebeamten des Dienst­
standes ist anläßlich der Überleitung der V or­
rückungsstichtag gemäß § 11 festzusetzen. 
Hiebei sind die nach den bisherigen Vorschrift
en angerechneten Vordienstzeiten für die 

Vorrückung in höhere Bezüge dem Tag der 
Aufnahme in das Beamtenverhältnis vo ran ­
zusetzen. W enn es jedoch für den Gemeinde­
beam ten günstiger ist, ist die Festsetzung des 
Vorrückungsstichtages nach den Bestimmun­
gen des § 11 durchzuführen. In diesem Falle 
ist die dienst- und besoldungsrechtliche Stel­
lung des Gemeindebeamten ab dem Tage des
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Inkrafttretens dieses Gesetzes um das günsti­
gere Ausmaß zu verbessern.

(3) Bei Gemeindebeamten, die nach den 
bisherigen dienstrechtlichen Vorschriften von 
den V erw endungsgruppen E, D oder C in die 
Verwendungsgruppe B oder A oder von der 
Verwendungsgruppe B in die V erw endungs­
gruppe A überste llt  wurden, ist die dienst- 
 und besoldungsrechtliche Stellung ab dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes um 
jenes Ausmaß zu verbessern, das sich bei 
sinngemäßer Anwendung des § 63 ergibt.

(4) Bei Gemeindebeamten der V erw en­
dungsgruppe C, die sich bei Inkrafttreten die­
ses Gesetzes in der Dienstklasse III befinden, 
ist die Einstufung um zwei Jahre, und wenn 
sich sich in der Dienstklasse IV befinden, um 
vier Jahre  zu verbessern.

(5) Für Gemeindebeamte, die sich im Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes im 
Dienststand befinden, bleibt die nach den bis­
herigen Vorschriften erfolgte Anrechnung von 
Ruhegenußvordienstzeiten aufrecht. W enn je ­
doch die Anrechnung von Ruhegenuß­
vordienstzeiten nach diesem Gesetz zu einem 
für den Gemeindebeamten günstigeren Ergeb­
nis führt, dann ist der die bisherige Anrech­
nung übersteigende Zeitraum als Ruhegenuß
vordienstzeit anzurechnen.

(6) Personen, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Anspruch auf Ruhe- und V ersor­
gungsgenüsse nach den bisherigen pensions­
rechtlichen Bestimmungen gehabt haben, ge­
bühren ab diesem Zeitpunkt Ruhe- oder V er­
sorgungsgenüsse in dem Ausmaß, das sich 
nach den Bestimmungen dieses Gesetzes e r­
gibt.

(7) Den Kindern eines verstorbenen Ge­
meindebeamten, für die bei Inkrafttre ten die­
ses Gesetzes Anspruch auf Erziehungsbeitrag 
bestanden hat, gebühren vom genannten Zeit­
punkt an Hinterbliebenenbezüge nach diesem 
Gesetz. Andere Personen, die nach den bis­
herigen pensionsrechtlichen Vorschriften ke i­
nen Anspruch auf H interbliebenenversorgung 
gehabt haben, gebühren bei Erfüllung der 
V oraussetzungen Hinterbliebenenbezüge nur

auf Antrag. Die Hinterbliebenenbezüge sind 
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes zu gewähren, wenn der Antrag  in­
nert eines Jahres  nach dessen Inkrafttreten 
gestellt wird, sonst von dem auf die A n­
tragstellung folgenden M onatsersten  an.

(8) Die Gemeindeangestellten im Sinne des 
Gemeindeangestelltengesetzes, LGBl. Nr. 1/ 
1963, sind Gemeindeangestellte  im Sinne die­
ses Gesetzes. Sie sind entsprechend ihrer bis­
herigen dienst- und besoldungsrechtlichen 
Stellung in die in diesem Gesetz vorgesehenen 
Verwendungs- und Dienstpostengruppen ein­
zustufen. W enn  sie den Verwendungsgruppen 
e, d und c angehören, sind sie in ihre bis­
herige Gehaltsstufe, und wenn sie den V er­
wendungsgruppen b und a angehören, in die 
Gehaltsstufe mit demselben Gehalt einzurei­
hen. Sofern sich jedoch bei sinngemäßer A n­
w endung des Abs. 3 eine günstigere Einstu­
fung ergib-t, ist die dienst- und besoldungs­
rechtliche Stellung des Gemeindeangestellten 
ab dem Tage des Inkrafttretens dieses Geset­
zes um das günstigere Ausmaß zu verbessern.

§ 135
Inkrafttreten des Gesetzes, 

Aufhebung von Vorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Mai 1972 in 
Kraft.

(2) Vom 1. Jänner  1972 bis 30. April 1972 
gelten die in den §§ 58 Abs. 2 und 115 Abs. 2 
enthaltenen Ansätze im Ausmaß von 114.1 
v. H. sowie die im § 67 Abs. 1 und 2 und im 
§ 69 enthaltenen Ansätze im Ausmaß von 105.5 
v.H. Die Verordnung über die Gewährung von 
Teuerungszulagen an die Gemeindebeamten 
und kündbaren Gemeindeangestellten, LGBl. 
Nr. 29/1970, in der Fassung LGBl. Nr. 14/1971, 
und die Verordnung über die Gewährung von 
Teuerungszulagen zur Wachdienstzulage der 
Gemeindebeamten, LGBl. Nr. 15/1971, treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 1971 außer Kraft.

(3) Das Gemeindeangestelltengesetz, LGBl. 
Nr. 1/1963, in der Fassung LGBl. Nr. 1/1971, 
tritt mit dem im Abs. 1 genannten Zeitpunkt 
außer Kraft.



3. Beilage im Jahre 1972 des XXI. Vorarlberger Landtages

Bericht

Der Vorarlberger Landtag hat am 28. O kto­
ber 1971 einen Beschluß über ein Gesetz über 
das Dienstrecht der Gemeindebediensteten in 
der Hoheitsverwaltung (Gemeindebedienste­
tengesetz) gefaßt. Gegen diesen Gesetzes­
beschluß hat die Bundesregierung gemäß 
Art. 98 Abs. 2 B.-VG. mit der Begründung Ein­
spruch erhoben, daß durch die Bestimmung 
des § 57 Abs. 4 Bundesinteressen gefährdet 
werden. Gleichzeitig hat sich die Bundesregie­
rung zu Verhandlungen über die rechtspoli­
tischen Zielsetzungen der vorgenannten G e­
setzesbestimmung bereit erklärt.

Bei den am 18. Jänner  1972 im Bundes­
kanzleramt geführten Verhandlungen wurde 
Einvernehmen darüber erzielt, den § 57 Abs. 4 
des Gemeindebedienstetengesetzes wie folgt 
zu fassen: „Insoweit es zur Gewinnung oder 
Erhaltung des für die Erfüllung der Aufgaben 
der Verwaltung notwendigen Personals uner­
läßlich ist, kann die Landesregierung durch 
Verordnung bestimmen, daß zum Gehalt eine 
besondere Zulage gebührt. Durch diese Zulage 
dürfen die Bezüge nicht stärker erhöht werden, 
als dies zur Erreichung des vorgenannten 
Zweckes erforderlich ist. Die besondere Zulage 
teilt das rechtliche Schicksal des Gehaltes."

Durch die Neufassung des § 57 Abs. 4 er­
geben sich auch Ä nderungen im § 57 Abs. 2 
und 4.

Nach § 135 Abs. 1 des vom Vorarlberger 
Landtag beschlossenen Gemeindebediensteten­

gesetzes tritt dieses Gesetz am 1. Jänner  1972 
in Kraft. Da ein rückwirkendes Inkrafttreten 
des Gesetzes mit einer Reihe von Problemen 
verbunden wäre, wird vorgeschlagen, für das 
Inkrafttreten den 1. Mai 1972 vorzusehen 
Dementsprechend muß auch im § 133 das Da­
tum „1. Jänner  1972" auf „1. Mai 1972" ge­
ändert werden.

Für die Gemeindebediensteten ergeben 
sich allerdings dadurch finanzielle Nachteile, 
daß das vom Landtag beschlossene Gemeinde­
bedienstetengesetz wegen des Einspruches der 
Bundesregierung nicht am 1. Jänner 1972 in 
Kraft getreten ist. Um diese Nachteile zu ver­
meiden, soll in den § 135 ein neuer Abs. 2 au f
genommen werden, durch den in der Zeit vom 
1. Jänner  1972 bis 30. April 1972 die Ansätze 
für die Gehälter und für die Haushalts-, Kin­
der- und Wachdienstzulagen in jenem Ausmaß 
wirksam werden sollen, wie es sich auf Grund 
des am l . Ma i  1972 in Kraft tretenden Geset­
zes und der auf Grund des § 57 Abs. 4 und 5 
dieses Gesetzes vorgesehenen Verordnungen 
ergeben würde.

Durch den Einspruch der Bundesregierung 
ist der Gesetzesbeschluß des Vorarlberger 
Landtages vom 28. Oktober 1971 über ein 
Gemeindebedienstetengesetz außer W irksam ­
keit getreten. Es ist deshalb erforderlich, daß 
der Landtag das Gemeindebedienstetengesetz 
mit den erwähnten Änderungen nochmals be­
schließt.

Die Vorarlberger Landesregierung stellt 
daher den

A n t r a g ,

der Hohe Landtag wolle beschließen:

„Die obige Vorlage eines Gesetzes über 
das Dienstrecht der Gemeindebediensteten in 
der Hoheitsverwaltung (Gemeindebedienste­
tengesetz) wird zum Beschluß erhoben."

Bregenz, am 8. Februar 1972
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